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EU-VEREINFACHUNGSAGENDA AMBITIONIERT FORTSETZEN 

Bürokratie auf nationaler und auf EU-Ebene verursacht erhebliche Zeit- und Kostenbelastungen für Unternehmen, 

insbesondere KMU. Österreichische Betriebe wenden durchschnittlich 13 Arbeitsstunden pro Woche für 

administrative Pflichten auf – Zeit, die im operativen Geschäft fehlt. 86% der Unternehmen erwarten durch 

Bürokratieabbau mehr Handlungsspielraum, 95% sehen darin positive Effekte für den Standort (siehe WKÖ-

Wirtschaftsbarometer). Der Bürokratieaufwand verursacht bei den österreichischen Betrieben Kosten in der Höhe 

von 21,1 Mrd. Euro und erfordert 195.000 Vollzeitäquivalente, die nur mit Dokumentation, Nachweisen und 

Meldepflichten beschäftigt sind (siehe WKÖ-Website „Bürokratie kostet“). Gleichzeitig zeigt ein OECD-Bericht, 

dass 3,9% der Beschäftigten in der EU in Compliance-Funktionen tätig sind, jedoch nur 1,7% in der Forschung. 

Die Wirtschaftskammer Österreich (WKÖ) begrüßt daher das Ziel der EU-Kommission, die Verwaltungskosten für 

Unternehmen bis Ende 2029 um mindestens 25% (für KMU um mindestens 35%) zu senken. Die Verwaltungskosten 

für Unternehmen sollen dadurch jährlich um 37,5 Mrd. Euro reduziert werden. Mit den bislang zehn 

vorgeschlagenen Omnibus-Vereinfachungspaketen der EU-Kommission – unter anderem in den Bereichen 

Nachhaltigkeit, InvestEU, Landwirtschaft, Small Mid-Caps und Digitalisierung, Verteidigung, Chemikalien, Digital- 

und Umweltgesetzgebung, Automotive sowie Lebens- und Futtermittelsicherheit – könnten bereits rund 12 Mrd. 

Euro pro Jahr eingespart werden. Die noch offenen 7 Omnibuspakete müssen von den EU-Gesetzgebern rasch und 

mit spürbaren Entlastungen für Unternehmen beschlossen werden. 

Mit den Omnibus-Paketen hat die EU-Kommission den richtigen Weg eingeschlagen, der nun konsequent 

weiterverfolgt werden muss, um bestehendes EU-Recht gezielt zu vereinfachen. Gleichzeitig gilt es, Fehler der 

Vergangenheit und damit neue Belastungen zu vermeiden: Vor der Ausarbeitung neuer EU-Rechtsakte sollte 

deshalb geprüft werden, ob die angestrebten politischen Ziele auch mit alternativen, weniger regulativen 

Ansätzen erreicht werden könnten („regulatory restraint“). Wenn neue EU-Rechtsvorschriften notwendig sind, 

müssen diese einfach, klar und praxisnah ausgestaltet sein. „Simplicity by Design“ und „Think Small First“ sind 

dabei zentrale Leitprinzipien. Weniger, aber qualitativ hochwertige und einfach umsetzbare EU-Rechtsakte mit 

praktischer Relevanz sind entscheidend für gute Gesetzgebung. Denn die Unternehmen brauchen dringend mehr 

Freiraum, um innovativ, nachhaltig und wettbewerbsfähig wirtschaften zu können. 

WKÖ-TRACKER ZEIGT WEITERHIN DRINGENDEN HANDLUNGSBEDARF 

Die WKÖ hat vor einem Jahr insgesamt 56 EU-Rechtsakte identifiziert, welche für Unternehmen überbordenden 

und unnötigen bürokratischen Aufwand ohne erkennbaren Mehrwert verursachen. Zu diesen EU-Rechtsakten hat 

die WKÖ insgesamt 120 Vorschläge zur Vereinfachung und Bürokratieabbau vorgelegt. Ein Jahr später zeigt das 

Résumé ein gemischtes Bild: einige der Vereinfachungsvorschläge wurden erfreulicherweise aufgegriffen und 

bereits umgesetzt (z.B. Omnibus I, Entwaldungs-Verordnung). In vielen Bereichen besteht jedoch aus WKÖ-Sicht 

weiterhin dringender Handlungsbedarf wie in der folgenden Grafik deutlich wird:  

https://www.wko.at/oe/news/wirtschaftsbarometer-winter-2025.pdf
https://www.wko.at/buerokratie-kostet
https://www.oecd.org/en/publications/regulatory-compliance-costs-and-productivity_1c1da52e-en.html
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• Erste Fortschritte sichtbar: Von den insgesamt 56 identifzierten bürokratischen EU-Rechtsakten sind 7 

Rechtsakte (= 12,5%) bereits vereinfacht worden, ein Viertel befindet sich gerade in Überarbeitung bzw. im 

Legislativprozess. Die jüngsten Omnibus-Initiativen zeigen, dass die EU-Kommission das Anliegen der 

Vereinfachung ernst nimmt. Besonders positiv sind die Fortschritte im Bereich 

Nachhaltigkeitsberichterstattung/Due Diligence, CBAM und Entwaldungsverordnung. 

• Struktureller Effekt begrenzt: Das Gesamtbild verdeutlicht, dass knapp zwei Drittel der belastenden EU-

Rechtsakte (62,5%) für Unternehmen auf EU-Ebene bislang noch nicht systematisch adressiert bzw. auch 

nicht vereinfacht wurde. 

• Große Vereinfachungspotenziale ungenützt: Insbesondere in zentralen Bereichen wie Energie/Klima, 

Umwelt/Chemikalien/Abfallrecht, aber auch bei Arbeits- und Sozialrecht, Verbraucherrecht sowie Finanz- 

und Steuerrecht bestehen weiterhin große Potenziale für Vereinfachung und bürokratische Entlastung. 

• Handlungsdruck bleibt hoch: Für die nächste Phase braucht es eine Priorisierung besonders belastender 

Rechtsakte, einen Fokus auf spürbare Entlastung in allen EU-Politikbereichen und eine konsequente 

Umsetzung angekündigter Omnibus-Vereinfachungen. 

FAZIT: Fortschritte bleiben klar hinter der Erwartung. Trotz Omnibus-Initiativen sind nur 1/8 der von der WKÖ 

identifizierten EU-Rechtsakte tatsächlich vereinfacht, knapp zwei Drittel der Rechtsakte sind noch unverändert. 

Der politische Anspruch auf spürbaren Bürokratieabbau ist bislang nicht eingelöst. 

WKÖ-VORSCHLÄGE FÜR REGULATORISCHEN „HAUSPUTZ“ AUF EU-EBENE  

Für 2026 sind zwei weitere Omnibus-Vereinfachungspakete zur Besteuerung und Energieproduktegesetzgebung 

sowie ein Omnibus für Bürgerinnen und Bürger angekündigt. Zudem hat Kommissionpräsidentin Ursula von der 

Leyen einen gründlichen „Hausputz“ des bestehenden EU-Rechts angekündigt. Als Beitrag dazu legt die WKÖ auf 

den folgenden Seiten aktualisierte und neue Vorschläge zur Vereinfachung und zur Verringerung des 

Verwaltungsaufwands in Bezug auf 70 EU-Rechtsakte vor. 

  Das vollständige Dokument ist online hier abrufbar: 
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UMWELT – CHEMIKALIEN – ABFALLRECHT 

Die aktuelle EU-Gesetzgebung im Bereich Umwelt und Nachhaltigkeit betritt in vielen Bereichen regulatorisches 

Neuland und erfordert ganzheitliches Umdenken in vielen Bereichen (z.B. Aufbau einer echten 

Kreislaufwirtschaft im Bereich der Kunststoffverarbeitung). Gerade vor diesem Hintergrund sollte der Grundsatz 

„Beraten statt Strafen“ nicht nur als Leitgedanke, sondern verbindlich verankert werden. Die langen 

Übergangsfristen bringen oft keinen tatsächlichen Vorteil, wenn die Übergangsfristen für die Behörden ebenso 

lange sind und vieles, was die tatsächliche Umsetzung betrifft bis zum letzten Moment unklar bleibt. Der Ansatz 

„Beraten statt Strafen“ stärkt das Verständnis von Nachhaltigkeit als gemeinsame Aufgabe von Staat und 

Wirtschaft, anstatt die organisatorische, bürokratische und finanzielle Verantwortung einseitig auf Unternehmen 

zu verlagern. 

Zugleich muss auf europäischer Ebene stärker berücksichtigt werden, dass nachhaltige Produktion nur dort 

wirksam gestaltet und kontrolliert werden kann, wo sie tatsächlich stattfindet. Eine weitere Verlagerung von 

Produktionsprozessen in Drittstaaten entzieht diese nicht nur der europäischen Regulierung, sondern bringt das 

Risiko erheblicher Wohlstandsverluste innerhalb der EU mit sich. 

Vor diesem Hintergrund ist es wesentlich, die mit der Transformation verbundenen bürokratischen und 

finanziellen Belastungen ausgewogen zwischen öffentlicher Hand und Unternehmen zu verteilen. Ein 

verbindlicher Beratungsansatz kann hierbei einen wichtigen Beitrag leisten, indem er Umsetzungssicherheit 

schafft, Akzeptanz fördert und nachhaltige Ziele effektiver erreichbar macht.  

Darüber hinaus entfalten regulatorische Anforderungen im Nachhaltigkeitsbereich ihre Wirkung nicht nur auf 

Unternehmensebene, sondern greifen regelmäßig bis auf die Ebene der Endkonsument:innen durch. Dies zeigt 

sich insbesondere in Form erhöhter Kosten (etwa durch weitergegebene Investitions- und Compliance-

Aufwendungen), zusätzlichem organisatorischen Aufwand (z.B. durch getrennte Sammlung, Rücknahmesysteme 

oder Informationspflichten) sowie veränderten Konsumgewohnheiten. Der Erfolg entsprechender 

Regulierungsmaßnahmen hängt daher auch maßgeblich von ihrer praktischen Umsetzbarkeit im Alltag der 

Bürgerinnen und Bürger ab. Daher stellt auch die gesellschaftliche Akzeptanz eine zentrale Voraussetzung für 

die Wirksamkeit nachhaltigkeitsbezogener Regulierung dar und eine ausgewogene Ausgestaltung ist essenziell. 

Über 30 Jahre EU-Umweltpolitik hinweg hat sich darüber hinaus ein gehöriges Maß an regulatorischem „Speck“ 

angesammelt, dessen Abbau überfällig und in der gegebenen wirtschaftlichen Situation ein Gebot der Stunde ist. 

Daher sind die Simplification-Agenda mit den Omnibus-Paketen und tiefergehende Revisionen einzelner 

grundlegender Rechtsakte – gewissermaßen ein „Hausputz in Europa“ - der richtige Weg zu dieser 

Ausgewogenheit und zur Redimensionierung des Umwelt-Acquis auf das notwendige und wirklich effektive Maß. 
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REACH-Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 

Die REACH-Verordnung ist extrem aufwendig und komplex. Sie besteht aus rund 170 Artikeln und 17 Anhängen. 
Begleitend dazu gibt es mehr als 5.000 Seiten an Leitlinien, mehrfach jährlich Änderungen der Anhänge, 100 
und mehr öffentliche Konsultationen, Anpassungen bei behördlichen IT-Systemen, Datennachforderungen usw. 
Ein durchschnittliches Unternehmen kann diesen Prozessen nicht mehr folgen, es ist einfach überfordert. 
Beispielsweise muss eine Tischlerei auf Basis des Unternehmensportfolios ein Bestandsverzeichnis aller Stoffe, 
Gemische und Erzeugnisse führen, die hergestellt, importiert oder verwendet werden. Das sind z.B. Lacke und 
Öle zur Holzbehandlung. Für jeden Stoff ist die Unternehmensrolle gemäß REACH zu ermitteln (z.B. Importeur, 
nachgeschalteter Anwender, Händler etc.). Ganz besonders muss auf Importe geachtet werden, denn für diese 
kann eine Registrierung schlagend werden. Ein durchschnittliches Unternehmen kann sich das nicht leisten 
und ist letztlich vom Vorlieferanten abhängig. Erfüllt dieser seine Verpflichtungen nicht, läuft aber auch der 
Verwender Gefahr, bestraft zu werden. 

Eine Zulassung ist für ein KMU noch aufwendiger – auch, wenn es nur um kleinste Mengen geht. Insbesondere 
betrifft das derzeit zahlreiche Unternehmen aus dem Bereich der Oberflächenbehandler. Diese haben keine 
Alternativen für ihre Produktionsprozesse als die zulassungspflichtigen Stoffe. Überfordert sind auch Behörden 
und dadurch bei der Abarbeitung von Zulassungsansuchen einige Jahre säumig. In diesem Rechtsrahmen sind 
Unternehmen massiven Kosten, erdrückender Bürokratie und immenser Rechtsunsicherheit ausgesetzt. 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Verfügbarkeit von Rohstoffen 

Die REACH-Verordnung regelt die Registrierung, 
Bewertung, Zulassung und Beschränkung chemischer 
Stoffe. Die REACH-Registrierung oder -Zulassung ist in 
der Regel zeit- und kostenintensiv und stellt 
insbesondere für KMU eine große Hürde dar. Selbst in 
den einfachsten Fällen dauert die Vorbereitung einer 
Registrierung ein Jahr, da das Verfahren sehr komplex 
und zeitaufwändig ist. Mit der Erteilung der 
Registrierung oder Zulassung ist die Arbeit jedoch noch 
nicht beendet, da es regelmäßig zu rechtlichen 
Änderungen kommt. Eine Zulassung muss in der Regel 
alle vier bis 12 Jahre erneuert werden. Ohne REACH-
Registrierung oder -Zulassung kann ein chemischer 
Rohstoff in der EU nicht verwendet oder vermarktet 
werden, was sich massiv auf die Verfügbarkeit von 
Rohstoffen für EU-Unternehmen auswirken kann.  

Vereinfachungen bei den Datenanforderungen, die 
die Zulassungs- und Registrierungskosten senken, 
sind dringend erforderlich. Ein wesentlicher 
Einsparungsfaktor ist die Möglichkeit einer 
effizienten Daten- und Kostenteilung zwischen den 
Registranten eines Stoffes, wie sie bisher schon für 
die REACH-Registrierung vorgesehen ist. Dieser 
Prozess könnte auf die Registrierung von Stoffen, 
die verwandt sind ("read across"), und zusätzlich 
auf die Zulassung ausgeweitet werden. Sinnvoll 
wären auch vereinfachte Datenanforderungen bei 
der Zulassung von Verwendungen für kleine Mengen 
unter 100 kg bzw. für solche Verwendungen, die 
für die Herstellung von Arzneimitteln oder 
Hightechprodukten unerlässlich sind. 
Die angekündigte Novelle von REACH muss im Sinne 
des „Think Small First“-Prinzips effektive 
Verbesserungen für KMU bringen. 

SCIP-Notifizierung gemäß Art. 9 
Abfallrahmenrichtlinie 2008/98/EG in Verbindung 
mit Art. 33 REACH-Verordnung 

Diese Verpflichtung verlangt von jedem Lieferanten 
eines Erzeugnisses, der ECHA bestimmte Informationen 
zur Verfügung zu stellen. Folglich kommt es in den 
einzelnen Lieferketten zu einer enormen 
Verdoppelung dieser Pflicht. Der Nutzen der Daten in 
der SCIP-Datenbank ist vernachlässigbar, vor allem im 
Vergleich zu dem Aufwand, den sie verursacht. 

REACH Art. 33:   
Es sollte ein Schwellenwert eingeführt werden, 
unterhalb dessen ein Unternehmen von dieser 
Informationspflicht befreit ist. Wir schlagen den 
Jahresumsatz eines mittleren Unternehmens vor 
(50 Mio. Euro), wie er in der KMU-Empfehlung 
definiert ist. Alternativ – und in Anbetracht der 
Entwicklungen im Zusammenhang mit dem 
digitalen Produktpass – könnte das SCIP-System 
gestrichen werden. Die Streichung der SCIP-
Datenbank ist im Vorschlag zum Omnibus 8 
(Umwelt) enthalten, was wir unterstützen. 

Meldung eines nachgeschalteten Anwenders (NA) 
gemäß Art. 66 REACH-Verordnung 

Der Zulassungsinhaber kennt seine Kunden, und der 
zusätzliche Nutzen dieser Verpflichtung ist fraglich. 

REACH Art. 66: 
Dieses Notifizierungsersuchen könnte gestrichen 
werden. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02006R1907-20251023
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX%3A02008L0098-20180705&qid=1700491995139
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Meldung des nachgeschalteten Anwenders (NA) im 
Zusammenhang mit der Überarbeitung von REACH 
diskutiert 

Die Europäische Kommission hat die Idee einer neuen 
allgemeinen Verpflichtung zur Vorlage von Daten über 
Stoffe auf der REACH-Kandidatenliste eingeführt. 
Einige wichtige Datenanforderungen, z.B. verfügbare 
Alternativen zu dem verwendeten Stoff, sind für KMU 
nicht realistisch zu erheben. Darüber hinaus gibt es in 
der REACH-Verordnung bestehende Rechtsinstrumente 
zur Verbesserung der Datengrundlage für Stoffe, z.B. 
die Artikel 37, 38 und 39, die derzeit nicht 
ordnungsgemäß umgesetzt und durchgesetzt werden. 

Diese Verpflichtung sollte nicht umgesetzt werden. 

Sehr unklare Regeln müssen präzisiert oder - noch 
besser - gestrichen werden 

Die REACH-Verordnung sieht für Erzeugnisse – d.h. 
Fertigerzeugnisse wie Stühle, Laptops, Mikrofone – 
Verpflichtungen vor. Diese Verpflichtungen sind 
weltfremd und nicht praktikabel. Niemand - weder 
Unternehmen noch Behörden - kann klar sagen, was 
ein Erzeugnis im regulatorischen Sinne eigentlich ist. 
Ist es ein Mikrofon oder sind es seine einzelnen 
Bestandteile und wenn es die Bestandteile sind, dann 
auch die Bestandteile der Bestandteile? 

Diese unklare Situation ist eine Belastung für 
Unternehmen, die versuchen, im Einklang mit den 
rechtlichen Anforderungenzu handeln. Solche 
Vorschriften sollten ersatzlos gestrichen werden. 

Beseitigung von Innovations- und 
Produktionshemmnissen 

Die durch die Chemikaliengesetzgebung eingeführte 
Bürokratie zieht wertvolle Humanressourcen aus 
Forschung und Entwicklung ab. Hunderte von 
hochqualifizierten Mitarbeitern müssen sich durch 
Gesetzestexte wälzen, anstatt sich auf die 
Entwicklung neuer Produkte und Lösungen zu 
konzentrieren. Auch wenn die gesetzlichen Vorgaben 
ihre Berechtigung haben, dürfen sie nicht zum 
Selbstzweck mutieren. Nur mit Hilfe einer gesunden, 
innovativen Unternehmenslandschaft werden wir 
zukünftige Herausforderungen wie die Optimierung des 
Ressourcen- und Energieverbrauchs oder die 
Entwicklung effizienter Medikamente gegen 
Infektionskrankheiten meistern können. 

Registrierungs-, Zulassungs- und 
Genehmigungsverfahren in verschiedenen 
Rechtsakten müssen im Sinne des "Think Small 
First"-Prinzips grundlegend vereinfacht werden. 
Beispiele sind: REACH-Registrierung, REACH-
Zulassung oder Biozidprodukt-Zulassung. 

Verbot von PFAS-basierten Stoffen durch REACH 
gefährdet die Souveränität der EU und ihre Rolle als 
High-Tech-Kontinent 

PFAS sind eine riesige Gruppe von Chemikalien, die 
sehr weit verbreitet sind. Viele Anwendungen finden 
sich in wichtigen Bereichen wie Medizin, Halbleiter, 
Elektronik, Schutzmaterialien, Raumfahrtindustrie, 
Militär usw. Ein derzeit diskutierter Vorschlag für ein 
umfassendes Verbot aller PFAS ist unrealistisch und 
hat zu einem hohen Maß an Unsicherheit geführt, 
wodurch Investitionen, Innovationen usw. gestoppt 
werden. 

Das derzeitige Verfahren unter REACH, die 
sogenannte "universelle PFAS-Beschränkung", muss 
in ein realistisches, verhältnismäßiges und besser 
planbares Verfahren umgewandelt werden. Künftig 
sollten solche umfassenden, undurchsichtigen und 
selbstschädigenden Beschränkungsdossiers nicht 
mehr aufrechterhalten werden. 
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Verringerung der Melde- und sonstigen 
Kommunikationspflichten, die durch REACH-
Beschränkungen ausgelöst werden 

Das Chemikalienrecht kennt viele allgemeine 
Verpflichtungen, die in der Regel in den Lieferketten 
gut bekannt sind (z.B. Sicherheitsdatenblätter, CLP-
Kennzeichnung) und von den meisten Akteuren gut 
verstanden werden. Darüber hinaus gibt es sehr 
spezifische Verpflichtungen, die durch die REACH-
Beschränkungen (Anhang XVII) eingeführt wurden und 
deren zusätzlicher Nutzen fraglich ist, z.B. die 
Meldepflicht für synthetische polymere Mikropartikel. 

Alle Einträge in Anhang XVII sollten umfassend 
bewertet werden, und solche Melde-
/Kommunikationspflichten, die nur einen 
begrenzten Nutzen haben, sollten gestrichen 
werden. 

 

Biozidprodukte-Verordnung (EU) 528/2012 (BPV) 

Die BPV ist eine äußerst komplexe und undurchsichtige Rechtsvorschrift. Die Zulassung eines 
Biozidprodukts kostet in der Regel mehrere zehntausend Euro, oft sogar mehr als 100.000 Euro. Die Kosten für 
die Genehmigung eines Wirkstoffes betragen ein Vielfaches der Zulassungskosten. Selbst Stickstoff aus der 
Luft, Honig, Lavendelblätter und ähnliche Produkte müssen ein vereinfachtes Zulassungsverfahren 
durchlaufen, was immer noch eine erhebliche Belastung darstellt, insbesondere wenn man bedenkt, dass es 
sich dabei um praktisch unbedenkliche Produkte handelt, die aus natürlichen Quellen gewonnen werden. 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

KMU brauchen dringend mehr Unterstützung 

Auch wenn einige einschlägige 
Unterstützungsmaßnahmen (z.B. spezifische KMU-
Leitlinien) durchgeführt wurden, sind die 
Rechtsvorschriften für Biozidprodukte ein sehr 
wirksamer KMU-Killer. Daher müssen alle 
Möglichkeiten ausgeschöpft werden, um diesen 
Rechtsbereich KMU-gerecht zu gestalten. Dazu 
gehören insbesondere die nationalen und EU-
Gebühren, die derzeit alles andere als KMU-freundlich 
sind.  

Das Instrument der Zulassung der 
Biozidproduktfamilie muss in der Praxis so flexibel 
und kosteneffizient wie möglich umgesetzt werden. 
Darüber hinaus sollte der Prozess der Daten- und 
Kostenteilung verbessert und stärker an REACH 
angelehnt werden. Schließlich sollte in der BPV der 
Grundsatz verankert werden, dass auch die 
nationalen Gebührenregelungen auf einer 
vergleichbaren Ermäßigungspolitik beruhen sollten, 
wie sie in der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
564/2013 der Kommission festgelegt ist. 

Stabilere und berechenbarere Regeln erforderlich 

Es kommt häufig vor, dass die Zulassungs- oder 
Genehmigungsverfahren der BPV nicht innerhalb der 
gesetzlichen Fristen bearbeitet werden. Folglich 
verursachen solche Verzögerungen oft einen 
erheblichen wirtschaftlichen Schaden, da ein Produkt 
erst später auf den Markt kommen kann. Darüber 
hinaus ist es für ein durchschnittliches KMU nicht 
möglich, den Überblick über die umfassenden 
Änderungen der Leitfäden zu behalten. Auch für große 
Unternehmen ist dies schwierig. 

Wenn eine Verzögerung rechtlich ungerechtfertigt 
ist und von einer Behörde verursacht wurde, sollten 
die Gebühren angemessen erstattet werden. Dies 
würde einen Teil des wirtschaftlichen Schadens 
ausgleichen, der durch eine solche Verzögerung 
verursacht wird. 

Die Leitfäden müssen besser sichtbar und 
durchsuchbar sein. Auch die Anpassungsprozesse 
müssen transparenter und nachvollziehbarer 
werden. Schließlich müssen alle für KMU relevanten 
Leitlinien in andere EU-Amtssprachen übersetzt 
werden. 

 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02012R0528-20240611
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CLP-Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 

Die CLP-Verordnung regelt die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von chemischen Stoffen und 
Stoffgemischen. Selbst für eine einzelne Flasche gelten die gleichen Regeln wie für eine industrielle 
Großproduktion. Hier braucht es mehr Augenmaß. Ein KMU kann das oftmals nicht schaffen, denn die Kosten 
und der organisatorische Aufwand dafür sind hoch. 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Meldung von Einstufungs- und 
Kennzeichnungsverzeichnissen (CLI) gemäß Art. 40 
CLP-Verordnung 

Für diese Meldung gibt es keinen Schwellenwert, so 
dass jeder Stoff, der in Verkehr gebracht wird, bei 
der ECHA gemeldet werden muss. Dies gilt auch für 
sehr kleine Mengen von wenigen Gramm, z.B. für 
F&E, analytische Standards und Testmaterial. 

CLP-Verordnung, Art. 40: Wir schlagen vor, einen 
Schwellenwert von 50 kg festzulegen, unterhalb 
dessen ein Stoff nicht meldepflichtig ist. 

Poison Center Notification (PCN) gemäß Art. 45 
CLP-Verordnung – allgemeine Vereinfachung 

Für diese Meldung gibt es keinen Schwellenwert, so 
dass jedes in Verkehr gebrachte Gemisch gemeldet 
werden muss. Dazu gehören auch sehr kleine Mengen, 
z.B. für F&E, analytische Standards und Testmaterial. 

CLP-Verordnung, Art. 45: Wir schlagen vor, einen 
Schwellenwert von 50 kg festzulegen, unterhalb 
dessen ein Gemisch nicht gemeldet werden muss. 

Poison Center Notification (PCN) gemäß Art. 45 
CLP-Verordnung – gezielte Vereinfachung 

Insbesondere für Ein-Personen- und 
Kleinstunternehmen ist eine praktische Umsetzung 
der Bestimmungen der CLP-Verordnung besonders 
herausfordernd und in mancher Hinsicht nicht 
vollständig durchführbar. Insbesondere die Meldung 
von Gemischen (PCN) für individuell vor Ort 
formulierte Gemische in Kleinstbehältern (max. 10 
ml) stellt eine eindeutig vermeidbare Verwaltungs- 
und Kostenbelastung dar, ohne die Schutzziele der 
CLP-Verordnung zu beeinträchtigen. 

Es gibt eine beträchtliche Anzahl von Mischungen, bei 
denen eine effektive Anwendung des bestehenden 
Konzepts der Gruppe austauschbarer Bestandteile 
(ICG – Interchangeable Component Group) nicht 
möglich ist (z.B. bei Duftkompositionen). Dies liegt an 
einer relativ hohen Vielfalt an Bestandteilen und 
Konzentrationen. Nach den aktuellen CLP-
Vorschriften muss heute jedoch für die meisten 
individuellen und einzigartigen Zusammensetzungen 
eine separate PC-Meldung erstellt werden. Darüber 
hinaus benötigen solche Zusammensetzungen einen 
eigenen UFI, der auf dem Etikett angegeben werden 
muss. 

Eine grundlegende Vereinfachung wäre die 
Schaffung einer vergleichbaren Regelung für solche 
Gemische auf der Grundlage der Erfahrungen mit 
der Sonderregelung für auf nach Wunsch 
formulierte Anstrichfarben. Diese Erleichterung 
wird im Vorschlag für den Omnibus 6 (Chemikalien) 
leider nicht berücksichtigt. 

Unnötige Bürokratie für Tankstellen 

Kraftstoff, der an den Zapfsäulen abgegeben wird, ist 
ein hochkomplexes Gemisch aus einem oder mehreren 
UVCB-Stoffen und Zusatzstoffen. Die genaue 

Eine praktikable Lösung bestünde darin, 
Kraftstoffe entweder von der Verpflichtung zur 
Erstellung eines separaten UFI nach einem 
Mischvorgang auszunehmen und einen generischen 
UFI für eine Standardformel jeder Kraftstoffart in 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02008R1272-20260501
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chemische Zusammensetzung ist dem Händler nicht 
bekannt, was für die sichere Verwendung solcher 
Kraftstoffe auch nicht notwendig ist. Außerdem erhält 
ein durchschnittlicher europäischer Kraftstoffhändler 
seinen Kraftstoff aus verschiedenen Quellen. Jede 
dieser Quellen hat normalerweise einen anderen UFI 
gemäß Art. 45 und Anhang VIII der CLP-Verordnung. 

In der Regel werden die erhaltenen Fraktionen mit 
den gleichen technischen Spezifikationen – aber nicht 
unbedingt mit genau der gleichen chemischen 
Zusammensetzung – in einem Tank gemischt, der eine 
Zapfsäule versorgt.  Bei einem solchen Mischvorgang 
werden auch die UFIs der Produkte vermischt.  
Gleichzeitig ist es für einen Kraftstoffhändler 
praktisch entweder unmöglich oder, falls möglich, 
sehr kostspielig, einen aussagekräftigen UFI zu 
entwickeln, der für die Zapfsäulen– und 
Kanisterkennzeichnung verwendet werden könnte. 

Anhang VIII aufzunehmen. Alternativ könnte der 
UFI aus der Kennzeichnungsverpflichtung für 
Kraftstoffe an Zapfsäulen bzw. Kanistern 
ausgenommen werden. Eine solche Erleichterung 
ist im Vorschlag zum Omnibus 6 (Chemikalien) 
enthalten, was wir unterstützen.  

Harmonisierte Einstufungen, die 
unverhältnismäßige regulatorische Folgen haben 

Es gibt mehrere Beispiele für Stoffe, die eine 
harmonisierte Einstufung als SVHC (besonders 
besorgniserregender Stoff) erhalten haben oder noch 
erhalten werden. Aktuelle Beispiele sind: 

• Ethanol mit einer vorgeschlagenen Einstufung als 
krebserregender und fortpflanzungsgefährdender 
Stoff. Dies könnte zu massiven Verboten für die 
Verwendung dieses Stoffes durch Verbraucher 
führen, der für unsere Gesellschaft wichtige 
Funktionen hat, z.B. als Desinfektionsmittel oder 
im Lebensmittelbereich. 

• Lithiumsalze mit einer vorgeschlagenen 
Einstufung als fortpflanzungsgefährdender Stoff. 
Dies könnte zu Verboten führen und würde diese 
Stoffe von Definitionen wie „sicher und 
nachhaltig“ ausschließen, obwohl sie 
grundlegende Ressourcen für die E-Mobilität sind. 

• Distickstoffoxid mit einer vorgeschlagenen 
Einstufung als fortpflanzungsgefährdender Stoff. 
Dies könnte zu Verboten für nachweislich sichere 
Verwendungen im Lebensmittelbereich führen. 

In zahlreichen Rechtsvorschriften führt eine 
harmonisierte Einstufung automatisch zu einem 
Verbot oder einer erheblichen Einschränkung. Die 
beschriebenen Fälle zeigen, dass ein solcher 
Automatismus nicht immer gerechtfertigt ist und 
vermieden werden sollte. Zu diesem Zweck ist die 
Europäische Kommission gehalten, die Folgen - 
insbesondere die Auswirkungen auf Anwender, 
Industriezweige und die Gesellschaft - der 
nachgelagerten Gesetzgebung zu bewerten und zu 
prüfen, ob ein bestimmtes Risiko für die 
menschliche Gesundheit, den Arbeitsschutz oder 
die Umwelt durch eine harmonisierte Einstufung 
verringert wird. Auf der Grundlage dieser 
Bewertung sollten geeignete Maßnahmen ergriffen 
werden, um unerwünschte Auswirkungen einer 
harmonisierten Einstufung zu vermeiden, bevor 
eine solche Einstufung veröffentlicht wird. 
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F-Gase-Verordnung (EU) 2024/573 (FGV) 

Die FGV ist eine der komplizierteren Rechtsakte im Rahmen der EU-Vorschriften für Chemikalien. 
Gleichzeitig betrifft sie eine große Anzahl von Unternehmen, von großen bis zu sehr kleinen. Alle diese 
Unternehmen haben spezifische Schwierigkeiten mit der FGV, wobei die KMU am meisten mit einigen Aspekten 
zu kämpfen haben, die relativ leicht gelöst werden könnten. 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Anforderungen an die Schulung 

Auf der Grundlage von Art. 10 FGV hat die Europäische 
Kommission die Durchführungsverordnung (EU) 
2015/2067 veröffentlicht. Diese verpflichtet auch 
diejenigen Unternehmen, die ausschließlich nicht-
fluorierte Alternativen zu F-Gasen verwenden, die 
Schulungsanforderungen zu erfüllen, die mindestens 
alle 7 Jahre wiederholt werden müssen. Dies stellt 
eine zusätzliche Belastung für Unternehmen dar, die 
sich bereits für den Ausstieg aus F-Gasen entschieden 
haben und ihre Arbeitnehmer auf der Grundlage von 
geeigneteren Ausbildungsrahmen geschult haben, als 
es die FGV als Chemikalienverordnung sein kann. 
Darüber hinaus müssen die Kapazitäten für die 
Ausbildungs- und Zertifizierungsinfrastruktur 
unverändert beibehalten und verwaltet werden, auch 
wenn die meisten F-Gas-Mengen vom EU-Markt 
verbannt und durch Alternativen ersetzt werden. 
Grundsätzlich gibt es in dieser Hinsicht keinen Nutzen 
für diejenigen, die F-Gase ersetzen, und es werden 
wertvolle Ressourcen von Personen, Unternehmen und 
der öffentlichen Verwaltung verschwendet. 

Eine Klarstellung, dass eine Person, die nur mit 
Alternativen und nicht mit F-Gasen arbeitet, nicht 
verpflichtet ist, die Schulungsanforderungen der 
FGV zu erfüllen. 

Die vorgeschriebene 7-jährige Auffrischungsschulung 
für Einzelpersonen entspricht nicht der gängigen 
Praxis in den Unternehmen. Diese Betriebe bilden 
bereits hochqualifizierte Mitarbeiter – z.B. dauert die 
Berufsausbildung in der Kältetechnik 3,5 Jahre - in 
regelmäßigen Abständen und immer dann, wenn dies 
aufgrund verschiedener Entwicklungen notwendig ist, 
weiter. Insofern ist die Regelung zur Weiterbildung im 
Rahmen der FGV nicht notwendig und führt zu einem 
Verwaltungsaufwand ohne Mehrwert. 

In Art. 10 Abs. 9 FGV soll die Pflicht zur Teilnahme 
von Auffrischungskursen gestrichen werden. 

Klarheit und Durchführbarkeit 

Der Rechtstext der FGV ist kompliziert, was seine 
Auslegung insbesondere für KMU sehr schwierig macht. 
Leider berücksichtigt die FGV das "Think Small First"-
Prinzip nicht, und es wären mehr Leitlinien in den 
jeweiligen Amtssprachen erforderlich. Insbesondere 
das F-Gas-Portal verursacht einen sehr hohen 
Verwaltungsaufwand und Unklarheiten, während es 
eine Reihe von technischen Fehlern aufweist, die den 
Unternehmen zusätzlichen Verwaltungsaufwand 
verursachen. 

Entwicklung einer transparenten und KMU-
freundlichen Beratungsstruktur. Darüber hinaus 
wird ein schnell reagierender IT-Helpdesk für 
technische Fragen zum F-Gas-Portal benötigt. 

 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32024R0573&qid=1747131661900
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Entwaldungsverordnung (EU) 2023/1115 und Verordnung (EU) 2025/2650 

Ein EU-Importeur von Kakaobohnen muss ab 30. Dezember 2026 für jede einzelne Lieferung 
Kakaobohnen eine Sorgfaltserklärung einschl. der Geodaten der jeweiligen Parzelle in ein EU-
Informationssystem einspielen. Die entsprechende Referenznummer muss dann in der Lieferkette dem ersten 
nachgelagerten Unternehmen weitergegeben werden. Ein Schokoladenerzeuger, der aus diesem Kakao 
Schokolade herstellt, muss zu jeder Produktionscharge Schokolade Informationen zu Lieferant (inkl. der 
Referenznummer, sofern es sich um ein erstes nachgelagertes Unternehmen handelt) und Kunden sammeln 
und fünf Jahre lang aufbewahren.  
 
Ein österreichisches Sägewerk benötigt von seinen Vorlieferanten, z.B. verschiedenen Waldbesitzern, 
relevante Informationen sowie die jeweilige Referenznummer/Identifikationsnummer aus dem EU-
Informationssystem. Aufgrund der Durchmischung am Holzlagerplatz müssen größere Sägewerke, welche z.B. 
200 LKWs mit Holz pro Tag bekommen und die Ware durchschnittlich drei Monate lagern (60 Arbeitstage), 
bereits 12.000 Referenznummern aufbewahren. Die ursprünglich vorgesehene Weitergabe aller 
Referenznummern und nochmaliges Hochladen einer Sorgfaltserklärung wurde durch die letzte Vereinfachung 
der EU-Verordnung gestrichen.   

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Trotz Vereinfachung der EU-Verordnung im 
Dezember 2025 bleiben bürokratische Lasten und 
damit Mehrkosten ohne Mehrwert für Waldschutz.  

Die Änderung der EU Entwaldungsverordnung im 
Dezember 2025 sowie die Verlängerung der 
Umsetzungsfrist für die EU-Entwaldungsverordnung bis 
zum 30. Dezember 2026 war ein wichtiger Schritt, um 
Chaos in den Lieferketten abzuwenden und 
überbordende Bürokratie entlang der Lieferketten 
hintanzuhalten. Dennoch bleiben offene Fragen zur 
praktischen Umsetzung für die Unternehmen 
bestehen.  

Die Vereinfachung, dass nur mehr der 
Erstinverkehrbringer die volle Sorgfaltsverpflichtung 
für die Überprüfung der Entwaldungsfreiheit hat, wird 
von der Wirtschaft begrüßt. Gleichzeitig wird in der 
Verpflichtung der Weitergabe der Referenznummer an 
den ersten nachgelagerten Unternehmer eine 
überflüssige bürokratische Anforderung ohne Mehrwert 
gesehen. Es wird ausserdem befürchtet, dass die 
Vereinfachung und damit weniger Bürokratie entlang 
der Lieferkette durch einen Trickle-Down-Effekt 
konterkariert wird. Die angedrohten Sanktionen bis zu 
4% des Umsatzes könnten dazu führen, dass 
Unternehmen auf Nummer sicher gehen und doch von 
ihren Lieferanten umfassende Lieferantenerklärungen 
verlangen, die der Verordnungsrechtstext gar nicht 
vorsieht.   

Die ergänzenden FAQs und neue Leitlinien sowie eine 
schon lang vorgesehene Änderung des Anhang I (Scope) 
sollten die Anwendung vereinfachen, werden jedoch 
die Rechtssicherheit nicht erhöhen, da der 
Verordnungstext in einigen Punkten weiter vage 
bleibt.  

Der europäische Gesetzgeber hat auf Drängen 
vieler Stakeholder zu Jahresschluss 2025 
wesentliche Vereinfachungen beschlossen. Ob es 
gelungen ist, für die Unternehmen damit 
praktikable Lösungen schaffen, die Umweltschutz 
und wirtschaftliche Realität in Einklang bringen, 
bleibt offen.  

Wunsch und Forderung der Wirtschaft wäre 
gewesen, alle Sorgfaltspflichten zur Überprüfung 
der Legalität der relevanten Produkte und 
Erzeugnisse nur für den Erstimporteur gelten zu 
lassen. Ein einschlägiges Produkt, das auf den EU-
Markt gelangt, sollte daher nur einmal auf 
Entwaldungsfreiheit überprüft werden und nicht 
jedes Mal, wenn es an das nächste Unternehmen 
weitergegeben und/oder in ein anderes Produkt 
umgewandelt wird.  

Die Verpflichtung der Weitergabe der 
Referenznummer an den ersten Downstream 
Unternehmer sowie für NICHT-KMU die einmalige 
Registrierung im EU-Informationssystem wird als 
überflüssige Bürokratie abgelehnt und sollte bei 
einer weiteren Revision der Verordnung gestrichen 
werden.  

Wir verstehen und unterstützen die Notwendigkeit 
einer gründlichen Kontrolle der Herkunft und der 
Lieferkette der betreffenden Produkte. Sobald die 
Produkte jedoch importiert oder auf dem 
europäischen Markt bereitgestellt wurden, sollte es 
für den nachgelagerten Marktteilnehmer in der 
Wertschöpfungskette keine Verpflichtungen und 
auch Haftungen für die Legalität im Sinne der 
Entwaldungsfreiheit geben. Wenn einmal 
nachgewiesen wurde, dass ein Produkt frei von 
Entwaldung ist, sollte kein weiterer Nachweis 
erforderlich sein. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02023R1115-20251226
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32025R2650
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Speisen mit einem Rindfleischanteil von 20% fallen 
laut Anhang I unter die EUDR-pflichtigen Erzeugnisse, 
obwohl frisch zubereitete Gerichte nur eine sehr kurze 
Lebensdauer und praktisch keinen Einfluss auf den 
Waldbestand haben. Dies geht über das Ziel der 
Verordnung hinaus. Ähnlich wie Druckerzeugnisse im 
Jahr 2025 sollen daher auch die 
Rindfleischerzeugnisse, die unter die Zolltarifnummer 
ex1602 50 des Anhang I fallen, aus dem 
Anwendungsbereich der Verordnung ausgenommen 
werden. 

Streichung der Zolltarifnummer ex1602 50 aus 
Anhang I der relevanten Erzeugnisse. 

Den Verpflichtungen der EUDR müssen grundsätzlich 
alle Akteure entlang der Lieferkette nachkommen, 
unabhängig davon, ob die relevanten Rohstoffe und 
Erzeugnisse aus einem Land stammen, das von 
illegaler Entwaldung betroffen ist. Wird z.B. ein 
relevanter Rohstoff in Österreich erzeugt und in 
Österreich erstmalig auf dem Markt bereitgestellt, 
muss eine Sorgfaltserklärung, wenn auch nur in 
abgeschwächter Form, abgegeben werden, obwohl in 
Österreich Überwaldung statt Entwaldung besteht. Es 
ist überholt, diese Verpflichtungen auf alle 
Mitgliedstaaten gleichermaßen auszurollen. 

Der Anwendungsbereich der Verordnung sollte sich 
auf aus Risikogebieten entspringende relevante 
Rohstoffe und Erzeugnisse beschränken ODER 
Unternehmer:innen, die nicht aus Risikogebieten 
importieren oder exportieren, sollen von den im 
Anwendungsbereich umfassten Verpflichtungen 
ausgenommen werden. 

Auf Sanktionen in Form von Geldbußen in Höhe von 
mindestens 4% sollte verzichtet werden, als die 
Einziehung der Rohstoffe/ Erzeugnisse sowie der 
daraus erzielten Einnahmen ausreichend präventiven 
Charakter hat.   

Verzicht der Geldbuße in Höhe von mindestens 4%. 

 

COM(2023)166 Vorschlag für eine Green Claims-Richtlinie 

Je nach Art und Komplexität der Umweltaussage (z.B. Rezyklatanteil der Verpackung eines Produkts 
oder die Verringerung der Treibhausgasemissionen über den gesamten Lebenszyklus des Produktes) 
können die Kosten für die Begründung der Umweltaussage erheblich variieren. Wenn ein Unternehmen 
beispielsweise eine Aussage über den Umweltfußabdruck eines Produktes machen will, würde laut EU-
Kommission eine Studie nach der Methode für die Berechnung des Umweltfußabdrucks des Produkts etwa 8.000 
Euro kosten. Nach Erhebungen der WKÖ Bundessparte Gewerbe und Handwerk bewegt sich eine derartige 
Studie im Bereich von bis zu 30.000 Euro oder mehr. Betrifft die gewählte Aussage den Fußabdruck der 
Organisation selbst, können sich die Kosten nach Schätzungen der EU-Kommission auf 54.000 Euro belaufen. 

In der Zukunft wird es unzulässig, dass sich ein Fahrradbotendienst als „umweltfreundlicher Botendienst“ 
bezeichnet, auch wenn offensichtlich ist, dass Produktion und Betrieb von Fahrrädern weniger Ressourcen 
verbrauchen und Treibhausgase generieren als von Kraftfahrzeugen. Die Bezeichnung „umweltfreundlicher 
Botendienst“ ist dann nämlich eine allgemeine Umweltaussage, die nur dann zulässig wäre, wenn das 
Unternehmen eine der Umweltzeichenregelungen der EU oder eines Mitgliedsstaates erfüllen würde. 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Dem Richtlinienvorschlag zufolge müssen sich 
Unternehmen einem äußerst komplexen 
Substantiierungs- und Zertifizierungsprozess 
unterziehen, wenn sie ihre Produkte als 
"nachhaltig" oder "grün" bezeichnen wollen.  

Bevor ein Unternehmen eine Umweltaussage 
(Green Claim) tätigen kann, muss es diese durch 

Im derzeit unterbrochenen Trilogverfahren sollte die 
Verifizierung auf jeden Fall abgeschafft werden. Wenn es 
keine Mehrheit für die Abschaffung gibt, sollte die 
Vereinfachung der Verifizierung (einschließlich der 
Begründung) auf der Grundlage des Rates (Allgemeine 
Ausrichtung, Umweltrat vom 17.6.2024) verhandelt 
werden.  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex%3A52023PC0166
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eine umfangreiche Lebenszyklusanalyse (LCA) 
begründen.  

Anschließend ist eine Ex-ante-Verifizierung zur 
Ausstellung einer Konformitätsbescheinigung 
durch eine externe Prüfstelle vorzunehmen. Die 
Prüfstelle muss bestätigen, dass die Begründung 
(z.B. eine Studie mit einer Lebenszyklusanalyse 
des Produkts) mit der Umweltaussage 
zusammenpasst.  

Schließlich muss die Behörde diese 
Verifizierung/Zertifizierung zur Kenntnis 
nehmen und in ein EU-Informationssystem 
einspeisen.  

Vor allem KMU werden aufgrund des Aufwands 
wahrscheinlich jede Umweltkommunikation 
vermeiden, um diese Kosten und Aufwände zu 
vermeiden. 

Wenn am Ende des Trilogverfahrens keine Lösung erreicht 
werden kann, die Umweltaussagen mit einem 
ausgewogenen Aufwand, insbesondere für KMU, 
ermöglicht, wird dringend eine Rücknahme durch die 
Kommission oder eine Mehrheit gegen den Vorschlag im 
Rat und/oder im EP gefordert. 

Umweltaussagen in Zusammenhang mit anerkannten 
Labels (z.B. das österreichische Umweltzeichen) sollten 
von der Richtlinie oder zumindest von der Verifizierung 
und der damit verbundenen behördlichen Kenntnisnahme 
der Verifizierung (inkl. Zertifizierung) ausgenommen 
werden. 

Die WKÖ fordert die Ausweitung der Befreiung für 
Kleinstunternehmen auf mittlere Unternehmen. Die 
Ausnahmeregelungen sollten nicht nur für 
Kleinstunternehmen mit weniger als zehn Beschäftigten, 
sondern für alle KMU gelten. Die Gefahr, dass über die 
Lieferkette KMU indirekt zu Green Claims-
Beweisführungen gezwungen werden, bleibt bestehen und 
sollte bei der Schaffung der Ausnahmen möglichst 
minimiert werden. 

Der Handhabung von Beschwerden und Sanktionen ist viel 
zu streng und schafft eine Doppelgleisigkeit zur kürzlich 
verschärften EU-Richtlinie über unlautere 
Geschäftspraktiken. 

 

Ökodesign-Verordnung (EU) 2024/1781 für nachhaltige Produkte (ESPR) 

Ein österreichischer Tischler (Einzelunternehmer) fertigt einen Esstisch nach den Vorgaben des 
Kunden. Im delegierten Rechtsakt für Möbel könnte künftig festgelegt werden, über welche der 16 Ökodesign-
Kriterien der Tischler berichten muss und welche Schwellenwerte er bei der Produktion einhalten muss. 
Folgende Informationen könnten in den DPP eingetragen werden: ggf. bedenkliche Stoffe (in Farben, Lacken, 
Beizmitteln, Klebstoffen), Ressourcenverbrauch (Zertifizierung des Holzes, Transportwege, CO2-Emissionen 
bei der Produktion einschließlich Trocknung), Recyclingfähigkeit des Gesamtprodukts, Energie- und 
Wasserverbrauch bei der Produktion, erwartetes Abfallaufkommen und Haltbarkeit (z.B. hält dieser Tisch bei 
richtiger Pflege 30 Jahre). 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Die Ökodesign-Verordnung für nachhaltige Produkte 
(ESPR) sieht für das Design und die Produktion von 
physischen Produkten bis zu 16 Ökodesign-Kriterien 
vor. Diese Kriterien werden durch 
Leistungsanforderungen (z.B. Mindest- oder 
Höchstwerte) und/oder zusätzliche 
Informationspflichten konkretisiert. Die ESPR bietet 
den Rahmen, der durch spätere (delegierte und 
Durchführungs-) Rechtsakte konkretisiert wird, die 
noch ausgearbeitet werden müssen.  

Das Ziel der ESPR, nahezu alle physischen Produkte, 
die in der EU in Verkehr gebracht oder in Betrieb 
genommen werden, mit zusätzlichen neuen Ökodesign-
Kriterien (Leistungs- und Informationskriterien) zu 
versehen, bedeutet per se schon einen enormen 

Die noch zu festzulegenden Ökodesign-Kriterien 
müssen daher verhältnismäßig sein. Die 
Datenerfassung muss so gestaltet sein, dass sie 
gerade auch für KMU mit einem angemessenen 
Aufwand umsetzbar ist. 

Die Informationsanforderungen müssen außerdem 
mit den neuen Berichtsstandards anderer EU-
Rechtsakte (z.B. Taxonomie-Verordnung, CSRD, 
CSDDD, Entwaldungsverordnung) in Einklang 
gebracht werden. Idealerweise sollten die in einem 
Bereich geforderten Informationen ausschließen, 
dass dieselben Informationen in anderen Bereichen 
zusätzlich bereitgestellt werden müssen (Data 
Once Only-Prinzip).  

Schließlich sollten die Daten über den Lebenszyklus 
auf die Wertschöpfungsstufe des einzelnen 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1719917739517&uri=CELEX%3A32024R1781
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Zuwachs an Bürokratie. Die ESPR sieht keine KMU-
Ausnahmen vor. 

Die WKÖ bekennt sich zu den Zielen der ESPR, 
insbesondere zur Förderung einer nachhaltigen 
Kreislaufwirtschaft. Gleichzeitig bietet die ESPR einen 
sehr komplexen Rahmen, dessen Umsetzung gerade 
erst beginnt. Wir wiederholen daher nochmals unseren 
Appel an die EU-Kommission beim Übergang vom 
bisherigen Regime der Vorschriften über 
energieeffiziente Produkte zur ESPR: „Start simple and 
make it work“. In diesem Sinne wäre eine 
Verlängerung der Übergangsbestimmungen von der 
Ökodesign-Richtlinie zur ESPR aus unserer Sicht sehr 
zu begrüßen. 

Unternehmens und auf angemessen verfügbare 
Daten beschränkt werden. In Ermangelung solcher 
Daten sollten angemessene Schätzungen als 
ausreichend angesehen werden. 

Wir fordern ausreichende Übergangszeiträume (36+ 
Monate) und erforderlichenfalls eine gestaffelte 
Einführung neuer Maßnahmen, damit Unternehmen 
ausreichend Zeit bekommen, sich auf die neuen, 
komplexen Regeln einzustellen. Der Grundsatz 
sollte lauten: „Start simple and make it work“. 

Ein zentrales Element des ESPR ist die Schaffung eines 
digitalen Produktpasses (DPP) für die elektronische 
Registrierung, Verarbeitung und Weitergabe 
produktbezogener Informationen zwischen 
Unternehmen der Lieferkette, Behörden und 
Verbrauchern. Unternehmen werden verpflichtet, 
einen DPP zu führen, in dem die Einhaltung der 
Ökodesign-Kriterien im Sinne der ESPR über den 
gesamten Produktlebenszyklus (d. h. vom Rohstoff 
über das Produkt, das Recycling bis zum Abfall) 
abgerufen werden kann. Schätzungen zufolge betrifft 
dies 30 Mio. Unternehmen in der EU mit rund 1,5 Mrd. 
Geschäftskontakten zwischen diesen Unternehmen. 
Zusätzlich sind DPPs für Produkte aus Drittstaaten zu 
führen. Welche Ökodesign-Anforderungen (Leistungs- 
und Informationskriterien) an ein Produkt gestellt 
werden, wird je nach Produktgruppe in den 
delegierten Rechtsakten geregelt. Der DPP dient 
einerseits den Behörden bei der Marktüberwachung 
und andererseits dem Zoll dazu, die Einhaltung der 
Ökodesign-Kriterien bei der Einfuhr aus Drittländern zu 
kontrollieren. 

Zwei wesentliche Aspekte des DPP gilt es getrennt zu 
betrachten: Die technische Funktionsweise der 
Schnittstellen zwischen Unternehmen (EU-Normierung) 
und die Sammlung der zu hinterlegenden Daten im 
Unternehmen selbst. 

Im Ökodesign Forum zum DPP vom 19.03.2026 
konnten Vertreter der Europäischen Kommission es 
nicht ausschließen, dass die für die Einführung des 
DPP fehlenden Rechtsakte verspätet erlassen 
werden (insb. zu den DPP Service Providern, der 
digitalen Identitätsfeststellung der 
Wirtschaftsteilnehmer und zum Lebenszyklus 
Management der Unique Identifier). Die für den 
DPP erforderlichen Normen und der Rechtsakt für 
das Registry (sowie die Plattform des Registry) 
sollen bis Mitte 2026 erlassen werden. Erst nach 
Vorliegen der benötigten Rechtsakte werden die 
Unternehmen beginnen können, die Schnittstellen 
zu ihrer unternehmensinternen IT entsprechend 
vorzubereiten. Diese Anpassungen werden mit 
entsprechend hohen finanziellen Kosten verbunden 
sein. Wir fordern einerseits ausreichende 
Übergangszeiträume (36+ Monate), um die 
vorhersehbaren Anfangsschwierigkeiten einer 
derartigen Datenbank zu beseitigen und 
andererseits ein System, das die Kosten möglichst 
gering hält.  

Die im DPP einzupflegenden Datensätze werden 
über ein weiteres unternehmensinternes IT-System 
gesammelt, verarbeitet und eingegeben werden 
müssen. Angesichts der Tatsache, dass 
Datenerhebung künftig bis auf die Ebene des 
einzelnen Produkts erfolgen kann, ist bei der 
Erstellung der Vorgaben – zur Wahrung der 
Wettbewerbsfähigkeit - besonderes Augenmaß zu 
wahren. Die Datenerhebung auf der 
Granularitätsebene des Modells sollte die Norm 
sein.  

SOCs: Ein großes Problem für neue Berichtspflichten 
stellt die Meldepflicht für bedenkliche Stoffe 
(Substances of Concern, SOCs) dar, bei der weit mehr 
als 4.600 Stoffe bis hin zu den Produktkomponenten 
detailliert erfasst und dokumentiert werden müssen – 
selbst wenn die SOCs vollständig in eine Matrix 
integriert sind und nur ein vernachlässigbares 
Freisetzungsrisiko besteht. Ein derart hoher 
Detaillierungsgrad erfordert erhebliche 

Wir empfehlen eine Pilotphase, die sich auf eine 
sehr begrenzte Liste von SOCs (z.B. Substances of 
Very High Concern, SVHC) konzentriert. 
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Testkapazitäten, Fachwissen und Infrastruktur, was für 
viele Hersteller derzeit nicht realistisch ist. 

Die Regelungen über die Offenlegung (Art. 24 ESPR) 
und das Verbot der Vernichtung unverkaufter 
Verbraucherprodukte und der bezüglichen Ausnahmen 
(Art. 25 ESPR) bringen - im ersten Schritt für große 
und ab Mitte 2030 für mittelgroße  Unternehmen – 
umfassende neue Berichtspflichten. Diese 
Berichtspflichten können nach ersten Informationen 
der betroffenen Unternehmen – nämlich sowohl der 
potenziell entsorgenden Unternehmen als auch der 
Abfallbehandler - nicht mit vorhandenen 
Buchhaltungsdaten erfüllt werden, sondern erfordern 
eine umfangreiche, zusätzliche 
Informationssammlung. Dies insbesondere deswegen, 
weil Informationen ab dem ersten zu entsorgenden 
Stück gesammelt und dokumentiert werden müssten.  

Die Offenlegung gem. Art. 24 ESPR hat neben der 
Menge und Art der vernichteten unverkauften 
Verbraucherprodukte auch die Art der Vernichtung in 
% anzugeben (vgl. Art. 24 (1) c) ESPR „Anteil der 
zugeführten entsorgten Produkte“). Diese 
Informationen liegen den Unternehmen nicht vor bzw. 
können nur mit völlig unangemessenen Mitteln 
erhoben werden, weil Informationen entlang der 
gesamten Kette der nachgelagerten Abfallbehandlung 
gesammelt werden müssten. Auch für die Entsorger 
besteht keine Möglichkeit, hier eine 
unternehmensspezifische Aufschlüsselung zur 
Verfügung zu stellen, weil (i) die Daten aktuell nur in 
gänzlich unterschiedlichen Systematiken erhoben 
werden (nicht in KN-Nummern) und (ii) nicht anhand 
konkreter individueller Produkte bzw. entsorgter 
Mengen eines Unternehmens mit KN-Nummern 
erhoben wird, wie dies von der ESPR vorgegeben wäre. 

Darüber hinaus gibt es wesentliche 
Auslegungsprobleme hinsichtlich der Begriffe, z.B. des 
Verbrauchers (Ab wann handelt eine natürliche Person 
in Bezug auf die von RL 2019/771 erfassten Verträge 
zu Zwecken, die außerhalb ihrer gewerblichen, 
geschäftlichen, handwerklichen oder beruflichen 
Tätigkeit liegen?) sowie des Verbraucherprodukts (Ab 
wann ist ein Produkt „in erster Linie für Verbraucher 
bestimmt“?). Es handelt sich dabei um unklare 
Rechtsbegriffe, die für die Praxis nicht zu bewältigen 
sind.  

Wirtschaftsteilnehmer, die gemäß CSRD verpflichtet 
sind, die Nachhaltigkeitsberichterstattung in ihrem 
Lagebericht zu veröffentlichen, können auch die in 
Art. 24 (1) ESPR genannten Informationen in die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung aufnehmen. 

Insgesamt spricht sich die WKÖ weiterhin dafür 
aus, die in Art. 24 und 25 ESPR zu erfassenden 
Berichtspflichten mit den vorhandenen 
Abfallstatistiken der Mitgliedsstaaten zu erheben, 
weil die Art. 24 und 25 ESPR zu einem für die 
Informationssammlung unverhältnismäßigen und 
unangemessenen Aufwand führen. Ebenso fehlt 
eine inhaltliche Abstimmung mit den 
Bestimmungen der Corporate Sustainability 
Reporting Directive (CSRD).  

Die Regelung in Art. 24 und 25 ESPR stellt für alle 
Abfallbehandler unabhängig von ihrer Größe und 
für betroffene Unternehmen, die Produkte 
vernichten, eine zusätzliche unangemessene 
Datensammlung dar und sollte daher gestrichen 
werden.  

Falls dies nicht erfolgen sollte, empfehlen wir 
dringend zumindest folgende Maßnahmen:  

• Unternehmen benötigen klare und einfach zu 
handhabende Leitlinien hinsichtlich der 
verwendeten Rechtsbegriffe (insb. Verbraucher 
und Verbraucherprodukt), die den 
bürokratischen Aufwand im Zusammenhang mit 
den Berichtspflichten tatsächlich und 
umfassend senken. 

• Wir empfehlen dringend die Einführung von 
Schwellenwerten für die in Art. 24 und 25 ESPR 
vorgesehenen Berichtspflichten. Diese 
Schwellenwerte sollten sich am tatsächlichen 
Abfallaufkommen der letzten fünf Jahre  
orientieren, z.B. erst ab 1t im Durchschnitt der 
letzten fünf Jahre greifen. Zusätzlich sollte die 
Berichtspflicht auf Unternehmen beschränkt 
werden, die aufgrund der Schwellenwerte der 
CSRD-Berichtspflicht unterliegen.  

• Für die Offenlegung gem. Art. 24 ESPR 
empfehlen wir, hinsichtlich der %-Anteile der 
Vernichtung (vgl. Art. 24 (1) c) ESPR „Anteil 
der zugeführten entsorgten Produkte“) 
entweder den typischen allgemeinen 
Durchschnitt der beauftragten 
Entsorgungsunternehmen heranzuziehen oder 
diesen Teil der Darstellung vollständig zu 
streichen , da diese Informationen keinem 
Unternehmen für die betroffenen Produkte 
tatsächlich zur Verfügung steht. 

• Klarstellung, dass die gemäß Artikel 3 und 
Anhang II der Durchführungsverordnung (EU) 
2026/2 der Kommission vom 09.02.2026 
genannten Ausnahmen bereits auf 
Berichtpflichten angewendet werden können, 
die vor dem 02.03.2027 (Datum des 
Inkrafttretens der Durchführungsverordnung) 
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liegen. Ohne eine derartige Klarstellung würde 
Unsicherheit darüber bestehen, ob 
Unternehmen diese Ausnahme anwenden 
können, d.h. ausführlicher berichten müssen. 
Zusätzlich könnte es durch unterschiedliche 
Auslegung durch die 
Marktüberwachungsbehörden in 
unterschiedlichen Mitgliedsstaaten zu 
Verzerrungen kommen, was insbesondere für 
verbundene Unternehmen mit 
Tochterunternehmen in verschiedenen 
Mitgliedsstaaten zu unlösbaren Problemen 
führen könnte.  

Die Mitgliedsstaaten haben gem Art. 74 Abs. 1 ESPR 
sicherzustellen, dass bei Verstößen gegen die ESPR 
Sanktionen verhängt werden, die „wirksam, 
verhältnismäßig und abschreckend“ sein sollen. 
Angesichts der Komplexität der ESPR, dem verspäteten 
Erlass von noch fehlenden Rechtsakten durch die 
Europäische Kommission und einer sich abzeichnenden 
potenziellen herausfordernden Einführung des DPP 
sollten Unternehmen daraus keine Nachteile drohen. 

Klarstellung seitens der Europäischen Kommission, 
dass – gerade unter dem Aspekt der 
Verhältnismäßigkeit – der Grundsatz „Beraten statt 
Strafen“ bei Verstößen, die nicht vorsätzlich 
begangen werden, dem Ziel der Einführung der 
Kreislaufwirtschaft dienlich ist. Verstöße, die sich 
aus aufwändigen und unklaren Berichtspflichten 
ergeben (insb. wegen verspäteter Rechtsakte bzw. 
sich verkürzender Übergangsfristen) rechtfertigen 
keine Sanktionen. 

 

Verordnung (EU) 2025/40 über Verpackungen und Verpackungsabfälle (PPWR) 

Im Hinblick auf den Jahresbericht, den alle Wirtschaftsakteure zur Einhaltung der 
Wiederverwendungsziele gemäß Artikel 29 erstellen müssen, müsste z.B. ein kleines Bauunternehmen jeden 
verwendeten Eimer zählen, um am Ende des Jahres einen Bericht erstellen zu können. Dies geht völlig an der 
Realität vorbei. 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Die EU-Verordnung über Verpackungen und 
Verpackungsabfälle (PPWR) zielt darauf ab, die 
Verpackungsvorschriften in den EU-Mitgliedstaaten zu 
harmonisieren und Recycling und Ressourceneffizienz 
zu fördern. Die PPWR führt jedoch einen komplexeren 
bürokratischen Aufwand und mehr Verpflichtungen 
ein, was insbesondere bei kleinen und mittleren 
Unternehmen (KMU) zu Bedenken geführt hat. Diese 
Unternehmen stehen vor größeren Herausforderungen 
bei der Einhaltung der Vorschriften und sind unsicher, 
welche Verpackungsmaterialien zulässig sind und 
welche Registrierungsanforderungen gelten. Darüber 
hinaus sind einige Unternehmen in ihrer Existenz 
bedroht, da bestimmte Produkte nach einer gewissen 
Zeit generell verboten werden. 

Generell ist die technische Dokumentation der 
Einhaltung vieler Bestimmungen der Verordnung, die 
für eine eventuelle behördliche Kontrolle 
bereitgehalten werden muss, für viele 
Marktteilnehmer zu aufwendig. 

Die Rollenverteilung (Erzeuger/Hersteller) bleibt trotz 
der Mitteilung und des FAQ-Dokuments der EU-
Kommission unklar, z.B. in Bezug auf Eigenmarken und 

Die Anforderungen der EU-Verpackungsverordnung, 
insbesondere an die Recyclingfähigkeit und 
Wiederverwendbarkeit von Verpackungen sollten 
praxisorientiert sein und an die Möglichkeiten 
kleinerer Unternehmen angepasst werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Rechtssicherheit in Bezug auf die Rollenverteilung 
(Erzeuger/Hersteller) sollte gewährleistet werden. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?pk_content=Environment&pk_campaign=todays_OJ&pk_keyword=Regulation&uri=OJ%3AL_202500040&pk_source=EUR-Lex&pk_medium=X
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Lohnabfüllung. Fehlende Rechtssicherheit verlangsamt 
und verunmöglicht Umstellungsprozesse. Es wird auch 
keine EU-weit geltende Vorlage einer 
Konformitätserklärung zur Verfügung gestellt. 

Art. 5 - Anforderungen an Stoffe in Verpackungen 

Ein Nachweis über die Einhaltung bereits bestehender 
REACH-Grenzwerte durch eine technische 
Dokumentation führt zu einem doppelten 
bürokratischen Aufwand ohne Mehrwert. 

Die Einhaltung der PFAS-Grenzwerte des Art. 5 (5) für 
sowohl absichtlich hinzugefügte als auch unabsichtlich 
auftretende PFAS (Non-Intentionally Added 
Substances; NIAS) muss nach Art. 5 Abs 5 PPWR mittels 
Konformitätserklärung und entsprechender 
Dokumentation nachgewiesen werden. Die EU-
Kommission hat weder rechtsverbindliche Aussagen 
über anzuwendende Testmethoden noch Angaben zum 
Vollzug der behördlichen Überprüfung (z.B. 
Stichproben) getätigt. 

Sollten Verpackungen mit unabsichtlich auftretenden 
PFAS ab 12. August 2026 auf den Markt gebracht 
werden, müssten diese im schlimmsten Fall vernichtet 
werden. Viele Verpackungen werden weit im Vorhinein 
hergestellt – darauf nimmt diese Regelung jedoch 
keine Rücksicht. Eine Übergangsfrist würde einen 
Abverkauf bereits hergestellter Verpackungen 
ermöglichen und somit unnötige, aus Bürokratie 
verursachten Verpackungsabfälle vermeiden. Letzteres 
entspricht auch den Zielen der PPWR. 

Es gibt einen bestehenden Rechtsrahmen für 
stoffbezogene Regelungen (z.B. REACH), der 
ausreichend ist. Daher sollte Artikel 5 (1) 
gestrichen werden. 

Es ist dringend Rechtssicherheit zu schaffen – 
insbesondere für Vorgaben, die bereits ab 2026 
gelten, wie die Einhaltung der PFAS-Grenzwerte.  

Dazu sollte die EU-Kommission eine einheitliche 
PFAS-Testmethode vorlegen und klarstellen, wie 
die Dokumentationspflichten in der EU-
Konformitätserklärung zu erfüllen und zu 
überprüfen sind. Zudem sollten PFAS-Grenzwerte 
nicht auf NIAS angewendet werden. Unternehmen 
stellen bereits gemäß EU-
Lebensmittelinformationsverordnung sowie diverser 
EU-Vorschriften zu Lebensmittelkontaktmaterialien 
Konformitätserklärungen bereit. Es sollten 
dieselben Grundsätze wie in diesen Vorschriften 
zur Anwendung kommen. Demnach sollte eine 
Bestätigung eines Lieferanten, dass keine PFAS 
hinzufügt wurden, als ausreichender Nachweis der 
Konformität gelten. 

Zudem sollte eine ausreichende Übergangsfrist zum 
Abverkauf von vor dem 12. August 2026 
hergestellten Verpackungen gewährleistet werden, 
um vermeidbare Verpackungsabfälle zu 
minimieren.   

Art. 10 - Minimierung der Verpackung 

Die technische Dokumentation der 
Verpackungsminimierung für Transportverpackungen 
stellt einen bürokratischen Aufwand dar, der keine 
positiven Auswirkungen auf die Umwelt hat. 

Transportverpackungen sollen von Art. 10 
(Verpflichtung zur Verpackungsminimierung) 
ausgenommen werden. Sie sind bereits im Hinblick 
auf den Materialeinsatz optimiert, und es gibt 
keinen Grund, warum Transportverpackungen über 
ihren Inhalt täuschen sollten. 

Art. 12 – Kennzeichnung von Verpackungen 

Artikel 12 PPWR sieht vor, dass Verpackungen ab 12. 
August 2028 mit einer EU-weit harmonisierten 
Kennzeichnung zu versehen sind. Das hat zur Folge, 
dass die durch Entscheidung 97/129/EG der EU-
Kommission eingeführten Recycling-Dreiecke (Resin 
Identification Codes, RIC) verboten werden.  

Diese Symbole sind seit Jahrzehnten weltweit 
etabliert und finden sich nicht nur auf Verpackungen, 
sondern auch auf langlebigen Produkten wie 
Motorabdeckungen, technischen Bauteilen oder 
Konsumgütern wie Spielzeug und Geräten. Ein 
pauschales Verbot der Recycling-Dreiecke auf 
Verpackungen ab 2028 wäre aus Sicht der Industrie 
weder verhältnismäßig noch zielführend, zumal unklar 
ist, ob die Übergangsfristen des Artikel 12 Abs 12 
PPWR zutreffen. Es drohen schwere wirtschaftliche 

Wir plädieren daher für eine differenzierte und 
pragmatische Vorgangsweise. Diese Vorschrift 
sollte nur auf „aufgedruckte Kennzeichnungen“ 
Anwendung finden und es sollte dementsprechend 
eine Ausnahme für „eingeprägte“ oder sonst 
aufwändig zu ändernde Kennzeichnungen 
eingeführt werden. Einprägungen sind vor allem bei 
PET-Flaschen und anderen Kunststoffbehältern 
(z.B. an der Unterseite von PET-Flaschen oder 
Innenseiten von Deckeln) zu finden.  

Auch eine ausgedehnte Übergangsregelung, die 
Unternehmen ermöglicht, „alte“, mit Recycling-
Dreiecken versehene, Verpackungen zu verwenden, 
bis eine Layoutänderung bzw. Änderung der Spritz-
/Blasform möglich ist, wäre zu begrüßen.  

 

https://eur-lex.europa.eu/eli/dec/1997/129/oj?locale=de


   

15/06/2026  19 

Folgen, insbesondere in Form von Umstellungskosten 
durch notwendige Anpassungen von Werkzeugen, 
Stanz-, Blas- und Druckformen sowie Designs. 

Art. 12 – Kennzeichnung von wiederverwendbaren 
Transportverpackungen 

Die Kennzeichnung von wiederverwendbaren 
Transportverpackungen gefährdet das in Österreich 
etabliert funktionierende, nachhaltige 
Mehrwertsystem, insbesondere bei Mehrwegkisten. 

Artikel 12 Abs 2 PPWR sieht vor, dass 
wiederverwendbare Verpackungen, die ab dem 12. 
Februar 2029 oder ab 30 Monaten ab dem 
Inkrafttreten des Durchführungsrechtsakts in Verkehr 
gebracht werden, mit einer Kennzeichnung, die die 
Abnehmer über die Wiederverwendbarkeit der 
Verpackungen informiert, versehen werden müssen. 
Eine Übergangsfrist von drei Jahren ist in Artikel 12 
Abs 12 vorgesehen. Das bedeutet, dass ab spätestens 
12. Februar 2032 alle Mehrwegkisten mit den 
harmonisierten Kennzeichnungselementen versehen 
werden müssen.  

Hieraus ergibt sich eine Regelungslücke: 
Verpackungen, die vor dem 11. Februar 2025 in 
Verkehr gebracht wurden, sind von der 
Kennzeichnungspflicht ausgenommen, jedoch sind 
Verpackungen die zwischen 11. Februar 2025 und dem 
Inkrafttreten der sekundären Rechtsakte in Verkehr 
gebracht werden, von dieser Verpflichtung nicht 
ausgenommen. Die entsprechenden 
Kennzeichnungselemente werden jedoch erst 
frühestens Mitte 2026 veröffentlicht.  

Diese Konstellation führt zu einer objektiv nicht 
erfüllbaren Rechtslage. Mehrwegkisten sind 
grundsätzlich für eine möglichst lange Nutzungsdauer 
konzipiert und produziert. Das bedeutet, dass Kisten, 
die zwischen 11. Februar 2025 und dem Erlass der 
Durchführungsrechtsakte mit den entsprechenden 
Kennzeichnungspiktogrammen in Verkehr gebracht 
worden sind, auch nach dem 12. Februar 2029 bzw. 
12. Februar 2032 am Markt bleiben werden.  

Da sich Kisten unterschiedlicher Jahrgänge nicht 
unterscheiden lassen, müssten alle 30–40 Millionen in 
Österreich in Verkehr gebrachten Kisten nachträglich 
vom Markt genommen werden und entsprechend 
ersetzt bzw. gekennzeichnet werden. Das würde 
massive Kosten verursachen, eine enorme logistische 
Belastung darstellen und ist weder wirtschaftlich noch 
organisatorisch möglich.  

Eine praxistaugliche und unbürokratische Lösung 
auf EU-Ebene ist notwendig, um sowohl das 
österreichische Mehrwegsystem als auch 
nachhaltige Mehrwertsysteme anderer 
Mitgliedstaaten zu sichern. Der Bestandschutz 
sollte auf alle Mehrwegverpackungen, die vor dem 
12. Februar 2029 in Verkehr gebracht wurden, 
ausgeweitet werden. 

Diese Anpassung kann unkompliziert im delegierten 
Rechtsakt der EU-Kommission zur harmonisierten 
Kennzeichnung verankert werden. 

Art. 29, Art. 30, Art. 31 (1) - Vorschriften über die 
Wiederverwendungsziele, Berechnung der 
Erreichung der Wiederverwendungsziele, Bericht-
erstattung über Wiederverwendungsziele an die 
zuständigen Behörden  

Die Einhaltung der Wiederverwendungsziele sollte 
auf der Ebene der Mitgliedstaaten nachgewiesen 
werden, z.B. durch Berichte von 
Wiederverwendungssystemen oder 
Branchenverbänden und nicht durch einzelne 
Unternehmen. Daher sollte der Adressat der Artikel 
30 und 31 ausschließlich das 
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Die Berechnung und der jährliche Bericht, den alle 
Wirtschaftsakteure erstellen müssen, um die 
Wiederverwendungsziele gemäß Artikel 29 
einzuhalten, stellen für zahlreiche Unternehmen einen 
enormen bürokratischen Aufwand dar. 

So ist z.B. ein System zur Wiederverwendung von 
Eimern, die Klebstoffe für den Bau oder Farben 
enthalten, entweder technisch nicht machbar oder 
würde einen extrem hohen Ressourceneinsatz für die 
Reinigung erfordern, was den Zielen des PPWR 
widerspricht. 

Wiederverwendungssystem oder die 
Branchenverbände und nicht der Wirtschaftsakteur 
sein. 

Artikel 22 (2) (b) - Pflicht zur Datenspeicherung 

Diese Anforderung stellt auch eine bürokratische 
Belastung dar. Handelt es sich bei dem 
Wirtschaftsakteur um eine natürliche Person, würden 
personenbezogene Daten gespeichert, die nach der 
Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) nicht länger 
als die gesetzlich vorgeschriebene Aufbewahrungsfrist 
aufbewahrt werden dürfen und daher nach 5 oder 10 
Jahren gelöscht werden müssen. 

Dies würde bedeuten, dass ein Wirtschaftsakteur alle 
ein- und ausgehenden Verpackungen als Einweg oder 
Mehrwegverpackung kennzeichnen und die Daten nach 
Ablauf der Aufbewahrungsfrist löschen müsste. Eine 
solche Nachverfolgung und Spezifizierung ist für 
Wirtschaftsakteure, einschließlich sehr kleiner 
Unternehmen, unzumutbar. 

Artikel 22 (2) (b) sollte gestrichen und eine 
einheitliche Aufbewahrungsfrist sowohl für Einweg- 
als auch für Mehrwegverpackungen festgelegt 
werden. Alternativ wäre diese Unterscheidung für 
die Wirtschaftsakteure nicht mehr erforderlich, 
wenn die Meldepflichten für 
Mehrwegverpackungen, wie oben vorgeschlagen, 
auf die Wiederverwendungssysteme übertragen 
würden. 

Artikel 29 (2), Artikel 29 (3) 

Die Differenzierung der Vertriebskanäle in Bezug auf 
die Wiederverwendungsziele nach Artikel 29 (2) und 
Artikel 29 (3) im Gegensatz zu Artikel 29 (1) führt zu 
einem erheblichen bürokratischen Aufwand bei der 
Berichterstattung und Datenerhebung gemäß Artikel 
30 und 31. 

Zudem ist das Erreichen einer 100%igen 
Wiederverwendungsquote weder technisch noch 
ökologisch sinnvoll. Diese Anforderungen würden ein 
Umpacken/Entpacken von Produkten bedeuten, die in 
Einwegverpackungen aus Drittländern geliefert 
werden, aber auch ein Umpacken/Entpacken von 
Produkten in Einwegverpackungen aus Mitgliedstaaten, 
wenn diese Produkte dann B2B innerhalb eines 
Mitgliedstaates und grenzüberschreitend in einer 
Unternehmensgruppe weitergegeben werden. Es 
macht keinen Sinn, verpackte Produkte 
umzupacken/umzufüllen, nur um die 100%ige 
Mehrwegpflicht zu erfüllen. Das erzeugt mehr 
Verpackungen (nämlich die erforderlichen 
Mehrwegverpackungen), unnötigen Arbeitsaufwand 
und Kosten, und das Ganze hat keinen Mehrwert. 

Die Durchführbarkeit von Wiederverwendungssystemen 
hängt von dem für die Verpackung verwendeten 
Material ab. 

Um Bürokratie abzubauen und den Umweltschutz 
zu fördern, sollten daher die Artikel 29 Absatz 2 
und 29 Absatz 3 gestrichen werden. 

Palettenumhüllungen und Umreifungsbänder sollten 
auch von der Wiederverwendungspflicht des Artikel 
29 Absatz 1 ausgenommen werden.  
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Zudem wurden Palettenumhüllungen und 
Umreifungsbänder von der 100%-igen 
Wiederverwendungspflicht ausgenommen, fallen 
jedoch weiterhin unter die 40%-ige 
Wiederverwendungspflicht des Artikel 29 Absatz 1. 
Dadurch entstehen dieselben Bedenken hinsichtlich 
Durchführbarkeit, Sicherheit und Funktionalität, die 
bereits im Zusammenhang mit den 100%-igen 
Wiederverwendungsziel anerkannt wurden. 

Palettenumhüllungen müssen bei Erhalt aufgeschnitten 
werden, wodurch sie sofort ihre strukturelle Integrität 
und Funktionsfähigkeit verlieren. Ebenso sind 
Umreifungsbänder für die einmalige Stabilisierung 
ausgelegt und können ihre Leistungsfähigkeit nach 
dem Entfernen nicht zuverlässig aufrechterhalten. In 
vielen industriellen Logistikanwendungen tragen 
Paletten sehr hohe Lasten, legen lange Strecken 
zurück und müssen strenge Sicherheitsanforderungen 
erfüllen. In solchen Kontexten können selbst 
geringfügige Einbußen bei der Ladungssicherung 
unzumutbare Risiken für Arbeitnehmer verursachen, 
die Produktintegrität beeinträchtigen und die 
Transportinfrastruktur gefährden. Eine 
praxistaugliche, unbürokratische Lösung ist hier 
notwendig. 

 

Abfallrahmen-Richtlinie 2008/98/EG 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Ziele zur Vermeidung von Lebensmittel-
verschwendung 

In der kürzlich beschlossenen Anpassung der 
Abfallrahmenrichtlinie wurden die Vermeidungsziele 
für unterschiedliche Betroffene zusammengefasst, was 
nicht die richtige Lösung für dieses Problem ist. 

Was die Ziele für die Vermeidung von 
Lebensmittelabfällen betrifft, so müssen die 
Bereiche Gastgewerbe, Einzelhandel und Haushalte 
(die im Richtlinienvorschlag fälschlicherweise 
zusammengefasst sind) getrennt werden, um die 
Unterschiede zwischen den Bereichen angemessen 
zu berücksichtigen und die Ziele in einem fairen 
Verhältnis festzulegen. 

Art 8a Abs 5 

Beispielsweise müssen sich Online-Buchantiquariate, 
auch wenn sie nur vereinzelt Bücher in einen anderen 
EU-Mitgliedstaat verkaufen und versenden, in den 
Empfängerstaaten jeweils beim nationalen 
Abfallsammelsystem registrieren, auch wenn nur ein 
einmaliger Versand stattfindet. Die Gebühren dafür 
variieren, werden aber im Falle weniger 
grenzüberschreitender Versandverkäufe kaum bis gar 
nicht amortisiert. Überdies muss der Online-
Buchantiquar sich im Falle des Versandes von Büchern 
in mehrere EU-Mitgliedstaaten auch jeweils im 
entsprechenden Abfallsammelsystem registrieren, was 
einen entsprechenden Zeitaufwand darstellt 
(insbesondere dann, wenn nur gelegentlich Bücher in 
den jeweiligen EU-Mitgliedstaat verkauft/versandt 
werden). Dies hemmt speziell KMU, sich im 

Die Schaffung eines „One-Stop-Shops“ zur 
einmaligen Registrierung der Unternehmen für die 
Abfallsammelsysteme, die dann EU-weit gilt (wie es 
dies vergleichsweise auch mit der Umsatzsteuer 
gibt), würde den Bürokratieaufwand deutlich 
verringern. Der Händler sollte sich nur einmal 
registrieren müssen. Dabei soll er auch die 
Möglichkeit erhalten anzugeben, welches 
Sammelsystem er in welchem Mitgliedsstaat auch 
tatsächlich in Anspruch nehmen möchte. 

Die Verpflichtung zur Bestellung von 
Bevollmächtigten im Sinne der erweiterten 
Herstellerverantwortung innerhalb von 
Mitgliedsstaaten, die nicht Hauptsitz eines 
Unternehmens darstellen, gilt für all jene, deren 
Jahresumsatz im Empfängerland 15.000 EUR und 
eine jährliche Liefermenge von 20 Päckchen pro 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02008L0098-20251016
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grenzüberschreitenden Online-Handel zu betätigen, 
wenn nicht von vornherein klar ist, dass es sich von 
der Kosten-Nutzenrelation her lohnt. Neben dem 
„bürokratischen“ Aufwand der Mehrfachregistrierung 
und der Kosten-Nutzen-Problematik, wird dadurch 
auch der Binnenmarkt nicht unbedingt unterstützt. 

jeweiligen Mitgliedsstaat überschreitet. Päckchen 
sind hierbei Sendungen ab einer Maße von 353mm x 
250mm x 30mm. Unternehmen, die in einen 
weiteren Mitgliedsstaat liefern und nur einen oder 
keinen der beiden Grenzwerte überschreiten, 
können ihre Entpflichtung anstelle mittels 
Bevollmächtigten in den jeweilig anderen 
Mitgliedsstaaten mit einer entsprechenden 
Pauschale an ihr zuständiges Sammelsystem 
abgeben. Dieses wird die Pauschalen wiederum an 
den jeweiligen Mitgliedstaat abführen, sodass diese 
dort anteilig an die zuständigen Sammelsysteme 
verteilt werden kann. Die abzugeltende Pauschale 
kann von jedem Mitgliedsstaat in Übereinstimmung 
mit den üblichen Kosten des Entsorgungsprozesses 
selbst festgelegt werden. Diese Pauschale darf 
jedoch nicht 0 sein und ist den anderen 
Mitgliedsstaaten zu kommunizieren. 

Es steht Unternehmen, die von dieser 
Kleinmengenregelung inbegriffen sind, natürlich 
frei, ihre Verpflichtung ebenso mittels 
Bevollmächtigten abzudecken – dieses ist 
entsprechend zu melden. Diese 
Kleinmengenregelung lässt sich jedoch nicht von 
Unternehmen nutzen, die über sehr große 
Onlineplattformen (VLOPs) ihre Waren verkaufen – 
es sei denn die handelnden Unternehmen selbst 
verfügen über einen Sitz innerhalb Europas, in dem 
sie entsprechende Beiträge an ein Sammelsystem 
leisten, über welches in weiterer Folge auch die 
Abrechnung der Pauschale erfolgen kann.  

Die Nachweise zur gerechtfertigten Nutzung dieser 
Kleinmengenregelung (z.B. Lieferbestätigungen, 
Auftragsschreiben, Versandbestätigungen etc.) sind 
mindestens 5 Jahre lang aufzubewahren und im Fall 
einer Überprüfung auf Anfrage zur Verfügung zu 
stellen. 

Berichtspflichen – faire Bedingungen für alle 

Artikel 22a der Abfallrahmenrichtlinie begründet das 
Regime der erweiterten Herstellerverantwortung für 
Textilien und verpflichtet die Mitgliedstaaten, dessen 
Umsetzung institutionell und finanziell abzusichern. 
Dazu gehört gemäß Artikel 22a Absatz 8 Buchstabe d 
auch die Sicherstellung der Datenerhebung und der 
Berichterstattung an die zuständigen Behörden. 
Zugleich bindet die Richtlinie sozialwirtschaftliche 
Einrichtungen ausdrücklich als einschlägige Akteure in 
das System ein. Konkret normiert Artikel 22c Absatz 12 
für sozialwirtschaftliche Einrichtungen, die eigene 
Sammelstellen betreiben, eine jährliche 
Berichtspflicht über die nach Gewicht erfassten 
Mengen getrennt gesammelter Textilien und 
Textilabfälle. Allerdings eröffnet Artikel 22c Absatz 13 
den Mitgliedstaaten die Möglichkeit, diese Akteure 
ganz oder teilweise von der Berichtspflicht 
auszunehmen, sofern deren Erfüllung zu einem 

Erforderlich ist daher ein harmonisierter und 
verhältnismäßiger EU-Ansatz, der alle Akteure 
gleichermaßen umfasst. 

Dies gewährleistet belastbare Daten bei 
gleichzeitiger Wahrung fairer 
Wettbewerbsbedingungen. 
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unverhältnismäßigen Verwaltungsaufwand führen 
würde. 

Eine im Ermessen der Mitgliedstaaten stehende 
Ausnahme von Berichtspflichten für sozioökonomische 
Betriebe birgt erhebliche Risiken, da sie zu 
Datenlücken, mangelnder Vergleichbarkeit und 
Wettbewerbsverzerrungen führen kann und damit den 
Zielen einer transparenten und effizienten 
Abfallbewirtschaftung widerspricht. 

 

Verordnung (EU) 2024/1157 über die Verbringung von Abfällen 

Die Verordnung (EU) 2024/1157 legt die Regeln für die Verbringung von Abfällen innerhalb der EU sowie 
in Drittstaaten grundlegend neu fest. Ab dem 21. Mai 2026 tritt sie vollständig an die Stelle der Verordnung 
(EG) Nr. 1013/2006. Ab diesem Zeitpunkt erfolgt die gesamte Kommunikation im Zusammenhang mit der 
Abfallverbringung – einschließlich Notifizierungen, Zustimmungen, Meldungen und sonstiger relevanter 
Unterlagen – verpflichtend in elektronischer Form über das Digital Waste Shipment System (DIWASS) gemäß 
Art. 27. 

Eine Notifizierung ist die förmliche Anzeige einer geplanten Abfallverbringung an die zuständigen Behörden. 
Im Kontext der Abfallverbringungsverordnung bedeutet das: Wer bestimmte Abfälle grenzüberschreitend 
verbringen will, muss die beabsichtigte Verbringung vorab schriftlich bzw. künftig elektronisch melden und 
dabei alle vorgeschriebenen Angaben und Unterlagen vorlegen. 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Die Notifizierung ist die vorab zu übermittelnde, 
formal strukturierte Anzeige einer geplanten 
Abfallverbringung, die sämtliche für die behördliche 
Prüfung erforderlichen Angaben zu Abfall, beteiligten 
Akteuren, Transport und Behandlung sowie die 
entsprechenden Nachweise umfasst und Voraussetzung 
für die Einholung der behördlichen Zustimmung ist. 

Die neue Verordnung (EU) 2024/1157 übernimmt zwar 
das grundlegende System der Verordnung (EG) Nr. 
1013/2006, führt jedoch durch präzisere 
Anforderungen an Inhalt und Umfang der Notifizierung 
sowie durch die verpflichtende elektronische 
Abwicklung zu einer faktischen Verdichtung der 
bestehenden Pflichten.  

Die Verordnung verlangt umfangreiche und spezifische 
Angaben (u. a. zu Abfallerzeugern, Herkunft, Mengen, 
Anlagen), die im Einzelfall festgelegt werden. Dadurch 
entsteht eine starke Bindung an konkrete Parameter, 
sodass bereits geringfügige Änderungen (z. B. 
zusätzlicher Abfallerzeuger) eine neue Notifizierung 
erforderlich machen. 

Sowohl die alte als auch die neue Regelung arbeiten 
mit fallbezogenen Zustimmungen. Neu ist, dass die 
konkrete „Quelle“ hinsichtlich der Herkunft des 
Abfalls angegeben werden muss (Anfallstellen).  

Die Verordnung (EU) 2024/1157 führt im Vergleich 
zur bisherigen Rechtslage zu einer faktischen 
Verschärfung der Anforderungen an die 
Identifizierung der beteiligten Akteure sowie an die 
Bestimmung der Herkunft der Abfälle, indem sie 
eine höhere Detailtiefe, stärkere 
Nachverfolgbarkeit und engere Bindung an die im 
Notifizierungsverfahren gemachten Angaben 
verlangt. Dies führt insbesondere bei komplexen 
Lieferketten mit mehreren Abfallerzeugern zu 
erhöhtem Koordinationsaufwand und 
eingeschränkter Flexibilität bei Änderungen. 

Um diese Problematik zu vereinfachen, sollten 
flexiblere Sammel- oder Rahmennotifizierungen 
eingeführt werden, um so die Notwendigkeit neuer 
Verfahren bei geringfügigen Änderungen zu 
vermeiden.  

Zudem sollten Toleranzbereiche eingeführt 
werden, die für höhere Flexibilität und weniger 
Neuverfahren sorgen.  

Insbesondere sollte bei der Angabe der 
Abfallherkunft inhaltlich wieder auf das alte 
System abgestellt werden. 

Die Verfahrensdauer bei Notifizierungen von 
Abfallverbringungen wird maßgeblich durch das in der 
Verordnung verankerte Fristenregime bestimmt, 

Zur Verbesserung der Verfahrenseffizienz und 
Rechtssicherheit erscheint eine Anpassung bzw. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02024R1157-20250109
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wonach die Entscheidungsfristen der zuständigen 
Behörden erst mit Vorliegen einer „ordnungsgemäß 
abgeschlossenen“ Notifizierung zu laufen beginnen.  

Zugleich sind die Behörden berechtigt, zusätzliche 
Informationen und Unterlagen anzufordern, wodurch 
sich der Zeitpunkt der Fristauslösung faktisch 
verschiebt und das Verfahren verlängert.  

Diese Systematik eröffnet erhebliche Spielräume für 
wiederholte Nachforderungen und führt in der Praxis 
zu langen, schwer kalkulierbaren Verfahrensdauern 
sowie zu eingeschränkter Planungs- und 
Rechtssicherheit für die beteiligten Unternehmen. 

Verkürzung der Fristen für behördliche 
Nachforderungen geboten. 

Die Verpflichtung zur Vorankündigung einzelner 
Verbringungen mindestens zwei Werktage vor deren 
Durchführung führt – insbesondere in Kombination mit 
nationalen Vorgaben, wie etwa dem verpflichtenden 
Bahntransport nach dem Abfallwirtschaftsgesetz 2002 
– zu einer erheblichen faktischen Verlängerung der 
Vorlaufzeiten. Da vor der eigentlichen Vorankündigung 
zunächst abzuklären ist, ob ein Transport auf der 
Schiene durchzuführen ist, und hierfür eine 
Abstimmung mit Eisenbahnunternehmen und 
verfügbaren Kapazitäten erforderlich ist, verschiebt 
sich die operative Planung um weitere Tage nach 
vorne. In der Praxis bedeutet dies, dass Transporte 
häufig bereits vier oder mehr Tage im Voraus 
disponiert werden müssen, was den Anforderungen 
moderner, oft kurzfristig organisierter Logistikprozesse 
widerspricht. 

Besonders problematisch ist, dass diese 
Vorankündigungspflicht auch für Verbringungen von 
Abfällen der „grünen Liste“ gilt, die unionsrechtlich 
als gering risikobehaftet eingestuft sind und 
typischerweise kurzfristig organisiert werden. Für 
diese Verbringungen besteht mit dem Begleitdokument 
gemäß Anhang VII bereits ein funktionierendes 
Kontrollinstrument, das während der Verbringung 
mitgeführt wird und jederzeit eine behördliche 
Überprüfung ermöglicht. Die zusätzliche 
Vorankündigung führt daher zu einer redundanten 
Doppelstruktur von Kontrollmechanismen, ohne einen 
erkennbaren zusätzlichen Umwelt- oder 
Vollzugsvorteil zu schaffen. 

Insgesamt resultiert aus dem Zusammenspiel 
unionsrechtlicher Vorankündigungspflichten und 
nationaler Transportvorgaben eine unverhältnismäßige 
Einschränkung der logistischen Flexibilität sowie ein 
erheblicher administrativer Mehraufwand. 

Zur Reduktion des administrativen Aufwands sollte, 
die verpflichtende Vorankündigung einzelner 
Verbringungen entfallen, da bereits anderweitige 
Informations- und Kontrollmechanismen bestehen. 
Insbesondere im Rahmen der Abfallverbringung 
werden die relevanten Transportinformationen – 
wie Zeitpunkt, beteiligte Akteure sowie Versand- 
und Empfangsdaten – bereits im Zuge der 
Versandbestätigung durch den Versender und der 
Empfangsbestätigung durch den Empfänger 
dokumentiert und zwischen den Beteiligten 
kommuniziert. 

Diese bestehenden Dokumentations- und 
Nachweissysteme gewährleisten eine hinreichende 
Transparenz und Nachvollziehbarkeit der 
Verbringung und ermöglichen den zuständigen 
Behörden eine effektive nachträgliche Kontrolle. 
Eine zusätzliche Vorankündigung führt 
demgegenüber zu keiner wesentlichen 
Verbesserung der Überwachungsmöglichkeiten, 
sondern begründet vielmehr eine redundante 
Meldepflicht, die primär administrativen 
Mehraufwand verursacht. 
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Künftiger Circular Economy Act  

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Umsetzungslücke zwischen den Mitgliedstaaten 

Innerhalb Europas gibt es eine große Lücke zwischen 
den Mitgliedstaaten, wenn es um die Umsetzung 
bestehender Abfallnormen geht. Es ist eine Tatsache, 
dass seit Jahrzehnten ehrgeizige EU-Abfallziele in der 
EU-Gesetzgebung festgelegt sind. Allerdings hat nur 
eine kleine Anzahl von Mitgliedstaaten diese 
angemessen umgesetzt. Die Kosten und der 
Verwaltungsaufwand für die Abfallwirtschaft führen in 
diesen Ländern zu Wettbewerbsnachteilen. 

Die Umsetzung der bereits bestehenden EU-
Abfallvorschriften in allen Mitgliedstaaten sollte 
Vorrang vor der Verabschiedung neuer Ziele und 
Verpflichtungen haben, die wiederum nur von einer 
kleinen Zahl von Mitgliedstaaten ordnungsgemäß 
umgesetzt würden. Andernfalls wird sich die Lücke 
zwischen den Mitgliedstaaten im Bereich der 
Abfallpolitik weiter vergrößern. Daher sollte in den 
kommenden Jahren der Schwerpunkt darauf gelegt 
werden, Anreize für die Umsetzung des bereits 
bestehenden Rechts zu schaffen und die Einhaltung 
unbürokratisch zu kontrollieren. 

Recycling- oder Vermeidungsziele sollten auf 
soliden Daten beruhen und in allen Mitgliedstaaten 
technisch und wirtschaftlich machbar sein. Eine 
unnötige Doppelregulierung sollte vermieden 
werden. Außerdem sollten die Umsetzungslücken 
zwischen den Mitgliedstaaten nicht größer werden. 

Recyclingmaterialien sollten innerhalb der EU 
leichter grenzüberschreitend transportiert werden 
können, was zum einen durch geeignete Kriterien 
für das Ende der Abfalleigenschaft und zum 
anderen durch eine angepasste 
Abfallverbringungsverordnung ermöglicht werden 
sollte. 

 

Verordnung (EU) 2023/1542 über Batterien und Altbatterien 

Ein durchschnittlicher Händler in Österreich hat mindestens 2 Batterienmarken und eventuell noch eine eigene 
„Hausmarke“. Er müsste dann JÄHRLICH die Entsorgungskosten pro Artikel berechnen und auf seinen 
Preisschildern ausweisen. Geht man von einem durchschnittlichen Batterieregal aus, sind das zwischen 20 und 
100 Artikel, je nach Händler und Größe. Zusätzlich muss man bedenken, dass es keinen allgemein gültigen 
Entsorgungstarif für Batterien gibt, die Preise sind unterschiedlich. Für selbst importierte Batterien muss der 
Händler die Kosten selbst kalkulieren. Der organisatorische Aufwand ist immens, ohne erkennbaren Mehrwert. 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Artikel 74 (5) der EU Batterien-Verordnung schreibt 
vor, dass die vom Hersteller getragenen Kosten für 
Sammlung/Sortierung/Recycling für den Endnutzer an 
der Verkaufsstelle einer neuen Batterie getrennt 
ausgewiesen werden müssen. 

Die Notwendigkeit der Ausweisung der „visible fee“ 
macht keinen Sinn, noch hat es einen Mehrwert für 
Konsumenten. Was macht der Konsument mit der 
Information wieviel Euro der Hersteller hier gezahlt 
hat? Diese Vorgabe erzeugt unnötigen Aufwand für 
Hersteller und Händler.  

Dies dann noch multipliziert mit allen EU-Ländern, die 
alle eigene Entsorgungssysteme und -tarife haben, 
führt genau zu dem Gegenteil dessen, was die EU 

Diese Vorgabe ist wieder aus der EU-Batterie-
Verordnung zu streichen, oder es sollte zumindest 
eine Minimumregelung hinzufügt werden, das z.B. 
Entsorgungskosten unter 1 Euro nicht ausgelobt 
werden müssen (Beispiel: bei einer Knopfzelle 
liegen die Entsorgungskosten bei ca. 0,002 €). 

 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02023R1542-20250731&qid=1776176655795
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eigentlich will, nämlich eine Bürokratieentlastung und 
einheitliche Regelungen.  

 

Wasserrahmen-Richtlinie 2000/60/EG (WRRL)  

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Das "One-Out-All-Out"-Prinzip und das 
Verschlechterungsverbot dieser Richtlinie müssen 
dringend reformiert werden 

Das Verschlechterungsverbot der WRRL führt dazu, 
dass wasserrechtliche Genehmigungen für 
Unternehmen fast unerreichbar geworden sind. 
Verschärft wurde die Situation durch das "Weser"-
Urteil des EuGH, das eine EU-Wasserbewirtschaftung 
nur noch durch eine Ausnahmebewirtschaftung 
möglich macht. Die EU-Wasserwirtschaft befindet sich 
in einer Sackgasse, da viele extrem niedrige 
Grenzwerte (Umweltqualitätsnormen) aufgrund der 
allgegenwärtigen Verschmutzung in ganz Europa nicht 
eingehalten werden können. 

Abschaffung des "One-Out-All-Out"-Prinzips und 
Änderung des Verschlechterungsverbots in der 
Wasserrahmenrichtlinie: Eine lokale 
Verschlechterung der Wasserqualitätsstandards 
sollte möglich sein, wenn ein breiteres Spektrum 
an sozioökonomischen bzw.  anderen ökologischen 
Vorteilen die Entscheidung rechtfertigt oder die 
zusätzlichen Emissionen einen nur unwesentlichen 
Beitrag zur Gesamtbelastung liefern . Die 
Rahmenrichtlinie sollte Instrumente für lokale 
Entscheidungen vollständig umsetzen, das 
Subsidiaritätsprinzip muss wieder in das EU-
Wasserrecht integriert werden. Die lokalen 
Behörden sollten durch geänderte Bestimmungen 
im EU-Wasserrecht einen Interessenausgleich 
vornehmen können, um subsidiär und rechtssicher 
die bestmöglichen Lösungen vor Ort entwickeln zu 
können. 

 

Richtlinie (EU) 2024/3019 über die Behandlung von kommunalem Abwasser  

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

EU-Recht untergräbt Verursacherprinzip im 
Wasserrecht: Pharma- und Kosmetikhersteller 
müssen für fast alle Mikroschadstoffe aufkommen 

Die neue EU-Richtlinie schreibt vor, dass sogenannte 
Mikroschadstoffe schrittweise aus dem kommunalen 
Abwasser entfernt werden müssen. Aufgrund der 
offenen Definition handelt es sich dabei um Tausende 
von verschiedenen Stoffen. Die Reinigung erfolgt über 
eine sehr teure und energieintensive vierte 
Reinigungsstufe in Kläranlagen, zum Beispiel durch 
Ozonierung und Aktivkohleadsorption. Um Mehrkosten 
für die Bevölkerung zu vermeiden, ist eine "erweiterte 
Herstellerverantwortung" vorgeschrieben. Diese 
verpflichtet die Pharma- und Kosmetikindustrie, 
mindestens 80% der künftigen Vollkosten (Bau, 
Betrieb, Verwaltungskosten) zu tragen. Laut einer 
Folgenabschätzung der EU-Kommission gelten beide 
Branchen als Hauptverursacher von Mikroschadstoffen, 
während andere wissenschaftlich fundierte 
Untersuchungen einen deutlich geringeren Anteil an 
den Emissionen ausweisen. Nach Schätzungen des 
deutschen Umweltbundesamtes belaufen sich die 
Investitionskosten für die ersten Stufen – angewandt 
auf Österreich – auf rund 100-120 Mio. Euro. Die 

Inhaltliche Nachbesserung der Richtlinie: Die 
Mitgliedstaaten sollen nicht flächendeckend 4 
Reinigungsstufen vorschreiben müssen, sondern nur 
dort, wo nachweislich Risiken für Mensch und 
Umwelt bestehen – zum Beispiel, wenn die lokale 
Trinkwasserversorgung beeinträchtigt ist. Nach 
Schweizer Vorbild sollen alle Einleiter (Haushalte, 
Krankenhäuser, Unternehmen) die Mehrkosten nach 
dem Verursacherprinzip tragen. Angesichts einer 
Vielzahl ungeklärter inhaltlicher wie rechtlicher 
Fragestellungen und anhängiger EuGH-Verfahren im 
Zusammenhang mit den EPR (Ausnahme-
)Bestimmungen der Richtlinie über die Behandlung 
von kommunalem Abwasser  sprechen wir uns für 
eine grundsätzliche Überarbeitung bzw. ein „Stop 
the Clock“ dieser Richtlinie aus. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02000L0060-20141120
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02024L3019-20241212
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Hauptkläranlage in Wien kalkuliert aber bereits mit 
einem dreistelligen Millionenbetrag für eigene 
Umstellungen. 

Dies kann Auswirkungen auf die 
Arzneimittelversorgung in Österreich und der EU 
haben: Alle Arzneimittel sind preisreguliert, und 
Mehrkosten können aufgrund der erweiterten 
Herstellerverantwortung kaum weitergegeben werden. 
Es besteht daher die Gefahr, dass sich Hersteller 
aufgrund möglicher Verluste aus regionalen Märkten 
zurückziehen. Zudem ist die Zahlungsverpflichtung von 
nur zwei Industriesektoren rechtlich unsicher, da viele 
Mikroschadstoffe im Abwasser aus anderen Sektoren 
wie Verkehr, Haushalten oder öffentlicher 
Infrastruktur stammen. Kommt es zu Zahlungsausfällen 
aufgrund von Klagen künftiger Zahlungspflichtiger vor 
dem EuGH, können die Gemeinden aufgrund der 
getätigten Investitionen auf einem großen 
Schuldenberg sitzen bleiben. 

 

Richtlinie 2004/35/EG über Umwelthaftung (ELD) 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Keine Ausweitung des Anwendungsbereichs der 

Umwelthaftungsrichtlinie 

 

Keine unreflektierte Ausweitung des 
Anwendungsbereichs: Eine mögliche Ausweitung 
des Anwendungsbereichs der 
Umwelthaftungsrichtlinie würde insbesondere für 
KMU zu einer zusätzlichen Belastung führen, mit 
einem sehr fraglichen Nutzen. 

Schwellenwerte für KMU 

Schwellenwerte für den Schweregrad sind 
insbesondere für KMU erforderlich. Außerdem würden 
die zuständigen Behörden unter der zu erwartenden 
hohen Zahl von Fällen leiden, in denen die 
Bestimmungen der Umwelthaftungsrichtlinie 
Anwendung finden müssten. 

Schwellenwerte für den Schweregrad sind für KMU 
wichtig. Es muss sichergestellt werden, dass nur 
schwere Schäden im Rahmen der 
Umwelthaftungsrichtlinie behandelt werden. Es 
besteht keine Notwendigkeit, diese Regelung auf 
leichte Schäden auszuweiten, da dies einen 
enormen bürokratischen Aufwand bedeuten würde, 
insbesondere für KMU. 

Beibehaltung optionaler Bestimmungen wie z.B. die 
Normalbetriebsausnahme und die Ausnahme für die 
Einhaltung des Standes der Technik 

Die Normalbetriebsausnahme und die Ausnahme für 
die Einhaltung des Standes der Technik sind sehr 
hilfreich für die Einhaltung der 
Umwelthaftungsrichtlinie. Sie sind von 
grundlegender Bedeutung für ein 
Umwelthaftungssystem, das die Prävention fördert, 
indem es die Notwendigkeit betont, die Einhaltung 
bestehender Genehmigungen nachzuweisen, und 
sollten nicht in Frage gestellt werden. 

Kein verpflichtender Fonds zur Deckung der ELD-
Kosten 

Ein verpflichtender Fonds zur Deckung der Risiken wird 
strikt abgelehnt. Dies würde sowohl das 
Verursacherprinzip als auch das Vorsorgeprinzip 
untergraben. Gäbe es einen Fonds zur Deckung der 

Es sollte in der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten 
verbleiben, ein praktikables System zur Deckung 
möglicher künftiger Schäden selbst zu wählen. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1700498841203&uri=CELEX%3A02004L0035-20190626
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Risiken, wäre der Betreiber weniger motiviert, sich an 
die höchsten Sicherheitsstufen zu halten. Warum 
sollten Betreiber, die hohe Sicherheitsstandards 
eingeführt haben und aufrechterhalten, doppelt 
bezahlen? Außerdem sollte keine obligatorische 
finanzielle Sicherheitsleistung eingeführt werden. Dies 
würde zu hohen Kosten für KMU führen, die unter 
realistischen Annahmen kaum für einen 
Umwelthaftungsfall in Frage kommen würden.  

 

Richtlinie 2002/49/EG über die Bewertung und Bekämpfung von Umgebungslärm 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Keine verbindlichen nationalen Grenzwerte auf EU-

Ebene 

"Lärm passiert im Kopf" – nur 15 bis 30% der 
Lärmbelastung sind auf reale akustische Parameter 
zurückzuführen. Viele andere Aspekte wie z.B. die 
Dosis-Wirkungs-Relation sind bis heute nicht 
ausreichend wissenschaftlich untersucht und geklärt. 

Verbindliche EU-weite Lärmgrenzwerte würden die 
regionalen, kulturellen oder gesellschaftlichen 
Gewohnheiten nicht ausreichend berücksichtigen. 
Es gibt keine einheitliche wissenschaftlich 
fundierte Dosis-Wirkungs-Relation. Daher 
befürworten wir EU-weite Grenzwerte nicht. 

 

Richtlinie (EU) 2024/2881 über Luftqualität (AAQD) 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Die AAQD überarbeitet die Grenzwerte für 
Luftschadstoffe wie PM10, PM2.5, NOx und einige 
andere aus der Richtlinie 2008/50/EG, die bis 2030 auf 
einem recht anspruchsvollen Niveau nahe dem WHO-
Höchstwert (Zwischenziel 4, die nächste Stufe wäre 
die WHO-Luftqualitätsleitlinie, die die Strengste ist) 
einzuhalten sind. Der Zeitplan dieser Richtlinie 
erscheint zunehmend unmöglich, da sie 2024 
fertiggestellt wurde, mit einer zweijährigen 
Umsetzungsfrist bis 2026, was 4 Jahre für die 
Einhaltung der Grenzwerte bis 2030 bedeutet. Darüber 
hinaus lässt die Richtlinie äußerst wenig Zeit für die 
kritischen Luftqualitätspläne und führt eine 
Entschädigungsregelung für Gesundheitsschäden ein, 
die wesentliche Kapazitäten der Behörden binden 
könnte, die viel dringender für die Genehmigung von 
Anlagen, Transformationsprojekte und das 
Luftqualitätsmanagement benötigt werden. 

Bei künftigen Überarbeitungen sollten folgende 

Vereinfachungsaspekte berücksichtigt werden: 

• Verschiebung von Anhang I, Tabelle 1 auf 2035 
statt EU-Grenzwerten für 2030 

• Streichung von Artikel 28 über die 
Entschädigung im Krankheitsfall 

• Luftqualitätspläne in Artikel 19: Verlängerung 
der Fristen für die Mitgliedstaaten, 2 bzw. 3 
Jahre sind viel zu kurz 

• Flexibilitäten in Artikel 18: Notwendige 
Brennstoffumstellung in Phasen der 
Energieknappheit und flexiblere Fristen. 

 

Verordnung (EU) 2024/1991 über die Wiederherstellung der Natur (NRR) 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Praxischeck für EU-Wiederherstellungsverordnung Die EU-Wiederherstellungsverordnung muss 
schnellstmöglich auf den Prüfstand gestellt werden 
(Prüfung eines Stop-the-Clock-Mechanismus) und es 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02002L0049-20210729
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32024L2881&qid=1745829792733
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX%3A02008L0050-20150918
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32024R1991&qid=1745829879626
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Die EU-Wiederherstellungsverordnung ist in der 
jetzigen Form nicht praxistauglich und in vielen 
Bereichen viel zu bürokratisch und zudem weder 
finanziell noch organisatorisch umsetzbar. 

muss eine praxisnahe Überarbeitung der 
Verordnung, z.B. im Rahmen eines Umwelt-
Omnibusverfahrens, erfolgen.   

Naturschutzvorgaben: Grundsatz der 
Nichtverschlechterung 

Verschlechterungsverbot und Ausweitung von 
Schutzflächen schränken Nutzung ein und könnten 
wirtschaftliche Aktivitäten unmöglich machen sowie 
den Standort Europa schwächen. 

Wirtschaft fordert Begrenzung des Prinzips der 
Nichtverschlechterung auf Natura-2000-Gebiete. 

Eigentumsrechte 

Die Umsetzung der vorgeschlagenen großflächigen 
Ziele und Maßnahmen wird in die Eigentumsrechte der 
Grundeigentümer und Nutzungsberechtigten 
eingreifen. 

Für eine erfolgreiche Zielerreichung muss mehr auf 
Freiwilligkeit, Beratungen und stärkere finanzielle 
Anreize oder Entschädigungen gesetzt werden. 

Wiederherstellungspläne 

Die zeitlichen Fristen und generellen inhaltlichen 
Anforderungen an die nationalen 
Wiederherstellungspläne sind sehr ambitioniert und 
angesichts des hohen bürokratischen Aufwandes und 
der begrenzten staatlichen Ressourcen an Personal 
und Geld schwer zu erfüllen. 

Forderung: Flexibilisierung der Zeitpläne 

Einschränkung des Anwendungsbereichs Städtische 
Ökosysteme 

Insbesondere den Art. 8 der Wiederherstellungs-
verordnung sehen wir äußerst kritisch! Die dort 
angeordnete Wiederherstellung städtischer 
Ökosysteme hat hohe sozial-, wirtschafts- und 
standortpolitische Relevanz. Für diese Flächen gilt seit 
18.08.2024 bei den Grünflächen und der 
Baumüberschirmung ein Verschlechterungsverbot, das 
ab 2031 von einem Verbesserungsgebot abgelöst wird, 
das so lange gilt, bis ein zufriedenstellendes Niveau 
erreicht ist. Dabei wird keine Rücksicht auf 
bestehende Baulandwidmungen genommen! 

Diese Verordnung greift in Eigentumsrechte und 
Verwertungsmöglichkeiten von Liegenschaften ein, 
verteuert Wohnbau- sowie Betriebs-Projekte und 
verunsichert Betriebe sowie Investoren. Sie löst eine 
Lawine an Verwaltungs-, Kontroll- und 
Berichtsaufwand aus, lähmt den Vollzug und bremst 
Bewilligungsverfahren. 

Im Rahmen einer Überarbeitung der Verordnung 
sollte eine Einschränkung der Anwendung des Art. 8 
auf den Verstädterungsgrad (DEGURBA) 1 und die 
Streichung der kleinen Städte und Vororte 
(DEGURBA 2) erfolgen. Mit dem Verstädterungsgrad 
(DEGURBA) 2 werden überwiegend ländliche Räume 
angesprochen, was nicht der Regelungsabsicht des 
Art. 8 der NRR entspricht.  

Rohstoffversorgung 

Art. 4 (Wiederherstellung von Land-, Küsten- und 
Süßwasserökosystemen und Art. 12 (Wiederherstellung 
von Waldökosystemen) haben nicht abschätzbare 
Folgen für die Rohstoffversorgung. Es ist 
anzuerkennen, dass nachhaltige Waldbewirtschaftung 
und der Schutz der biologischen Vielfalt durch 
integrativen Naturschutz bereits auf nationaler Ebene 
ausreichend geregelt werden, etwa im Zuge des 

Forderung: Im Falle einer Revision der NRR sollte 
der Fokus auf Waldökosysteme abgeschwächt 
werden: Art. 12 ist zu streichen und Wälder sind als 
Land-Ökosystem im Zuge von Art. 4 zu be handeln. 
Die Eignung des Index häufiger Waldvogelarten für 
die Bewertung des Zustands von Waldökosystemen 
bzw. dessen Methodik ist kritisch zu hinterfragen. 
Grundsätzlich ist bei allen vorgeschlagenen 
Indikatoren unklar, inwieweit sie überhaupt durch 
die Waldbewirtschaftung beeinflussbar sind. 
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Schutzgebietsmanagements. Die Ausweitung von 
Naturschutzansprüchen auf praktisch alle Wälder führt 
zu unzumutbarer Rechtsunsicherheit.  

Jegliche Verweise auf mögliche 
Außernutzungstellung sollten aus der Verordnung 
gestrichen werden, bspw. in Anhang VII (15). 

 

NATURA 2000 (Vogelschutz-Richtlinie 2009/147/EG, FFH-Richtlinie 92/43/EWG)   

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Zusammenführung beider Natura-Richtlinien zu 
einer modernen Naturschutz-Richtlinie 

Eine moderne EU-Naturschutzpolitik sollte Synergien 
zwischen konsequentem Naturschutz und der 
Förderung eines attraktiven Wirtschaftsstandorts 
schaffen. Bereits ausgewiesene Natura 2000-Gebiete 
bleiben auch in einer neuen EU-Naturschutz-Richtlinie 
entsprechend den neuen Regelungen weiterhin 
geschützt. 

Die Mitgliedstaaten brauchen eine subsidiärere 
Ausgestaltung einer künftigen Naturschutz-
Richtlinie, um besser auf lokale ökologische (und 
sozioökonomische) Bedingungen reagieren zu 
können, z.B. mehr Flexibilität bei der Anpassung 
der Anhänge der Vogelschutz- und Habitat-
Richtlinie. 

Strenger Artenschutz muss an den Wandel der 
Wirtschaft angepasst werden 

Der vom EU-Recht vorgeschriebene strenge 
Artenschutz stellt regelmäßig ein sehr großes 
Hindernis für die Realisierung von Projekten dar. 

Frau Kokott schlug in ihren Schlussanträgen als 
Generalanwältin am 6. Februar 2025 in der 
Rechtssache C-784/23 vor, die strenge Auslegung 
der FFH-Richtlinie betreffend die Schädigung 
geschützter Arten wie z.B. das Töten nicht eins zu 
eins in die Vogelschutz-Richtlinie zu übernehmen. 
Dies sollte in Artikel 5 der Vogelschutz-Richtlinie 
klargestellt werden. 

Im Gegensatz zur Vogelschutz-Richtlinie schützt die 
FFH-Richtlinie nur schutzwürdige Arten. Daher 
sollte die strenge Auslegung des Tötungsverbots 
nach der FFH-Richtlinie auch in der Vogelschutz-
Richtlinie nur für besonders seltene Vogelarten 
(wenn Bestand gefährdet ist) gelten, vgl. 
Rechtssache C-131/24.  

Schutz von Arten außerhalb repräsentativer Gebiete 

Der auf der FFH-Richtlinie basierende  Artenschutz, 
unabhängig von ausgewiesenen Gebieten, ist eine 
schwere Belastung, die die Rechts- und 
Planungssicherheit untergräbt. Unter dem 
Gesichtspunkt der Verhältnismäßigkeit ist es nicht 
vertretbar, dem Artenschutz einen derart überzogenen 
Vorrang einzuräumen. 

Der Schutz von Arten außerhalb repräsentativer 
Gebiete muss in der FFH-Richtlinie gestrichen 
werden. 

Rücknahme und Änderung von Schutzgebieten Es sollte ein neues Recht der betroffenen 
Grundstückseigentümer auf Rücknahme eines 
ausgewiesenen Schutzgebietes geschaffen werden, 
wenn das Gebiet nicht mehr geeignet ist, den 
Schutzzweck der Richtlinien zu erfüllen. 
Bestehende Schutzgebiete müssen in ihren 
Grenzen, ihrer Ausdehnung und ihren 
Schutzbestimmungen veränderbar sein, wenn dies 
auch wirtschaftlich und gesellschaftlich notwendig 
ist. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02009L0147-20190626
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A01992L0043-20250714
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Die Anforderungen an das Nature Impact Assessment 
sind zu komplex 

Die Anforderungen an das Nature Impact 
Assessment von Projekten in oder an den 
unmittelbaren Grenzen von ausgewiesenen 
Schutzgebieten sollen vereinfacht werden. Soziale 
und wirtschaftliche Aspekte sowie 
Kompensationskonzepte müssen bei der 
Folgenabschätzung berücksichtigt werden. 

 

ENERGIE – KLIMA - NACHHALTIGKEIT 

Verordnung (EU) 2023/956 über den CO2-Grenzausgleichsmechanismus (CBAM) 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Ohne eine Exportentlastung für CO2-Kosten aus dem 
Emissionshandel bzw. dem CO2-
Grenzausgleichsmechanismus (CBAM) bleiben die 
europäischen Unternehmen auf diesen Kosten sitzen, 
was zu einer unerträglichen Einbuße an 
Wettbewerbsfähigkeit führt. Der aktuell 
vorgeschlagene Temporäre Dekarbonisierungsfonds 
(COM(2025)990) ist in seiner derzeitigen Form nicht 
ausreichend.  

Es muss dringend eine Lösung für die CO2-Kosten 
für die Exporte von CBAM-Waren und von aus 
CBAM-Waren produzierten Gütern gefunden und 
umgesetzt werden, wie auch im Aktionsplan für 
Stahl und Metalle der Europäischen Kommission 
angekündigt. 

 

 

Emissionshandels-Richtlinie 2003/87/EG  

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Europäische Unternehmen sehen sich seit Jahren mit 
erhöhten Energiepreisen konfrontiert. Mit dem 
Auslaufen der Gratiszuteilung im EU-ETS I verschärft 
sich die Situation zusätzlich. 

Verlängerung der Gratiszuteilung. 

Generell muss für die Unternehmen eine planbare 
Investitionsgrundlage geschaffen werden. Dafür 
braucht es klare und realistische Ziele. Stand heute 
würde es im EU-ETS I ab 2039 keine neuen Zertifikate 
mehr geben. 

Abflachen des linearen Reduktionspfades im EU-ETS 
I. 

Radikale Vereinfachung der bürokratischen 
Verfahren und größere Transparenz notwendig  

Die Anwendung des sektorübergreifenden 
Korrekturfaktors (CSCF) sollte durch 
Systemanpassungen vermieden werden. Dies ist nicht 
nur notwendig, um faire und gleiche 
Wettbewerbsbedingungen innerhalb Europas zu 
schaffen. Die Abschaffung des CSCF würde auch die 
Planungs- und Investitionssicherheit für die 
Unternehmen drastisch erhöhen. Derzeit bestraft die 
CSCF die besten Performer mit einer Kürzung ihrer 
kostenlosen Zertifikate um bis zu einem Fünftel. Die 
Abschaffung des CSCF würde zudem das Problem der 
Verlagerung von CO2-Emissionen verringern. Durch 

Es sollten zumindest die Kontobestätigungen und 
Verbesserungsberichte abgeschafft werden. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02023R0956-20251020
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52025PC0990&qid=1778067344642
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX%3A02003L0087-20240301
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eine dynamischere und gerechtere Gestaltung des 
Zuteilungssystems könnte der CSCF überflüssig 
werden, ohne das langfristige Klimaziel (d.h. die 
allgemeine EU-Obergrenze für Treibhausgase) zu 
gefährden. 

Im Emissionshandel gibt es zahlreiche Berichts-, 
Dokumentations- und Genehmigungspflichten wie 
Monitoringkonzept, Methodik, jährlicher 
Aktivitätsratenbericht, 4-Jahres-Verbesserungsbericht, 
Zertifizierung von nachhaltiger Biomasse, die viel 
Bürokratie bedeuten und aus betrieblicher Sicht 
keinen oder nur geringen Nutzen bringen. 

 

Industrieemissionsrichtlinie 2010/75/EU   

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

In Artikel 15 Abs. 3 der Industrieemissionsrichtlinie 
wird festgelegt, dass die Behörde die 
strengstmöglichen Emissionsgrenzwerte festzulegen 
hat, die unter Berücksichtigung der gesamten Spanne 
der BVT assoziierten Emissionsgrenzwerte durch die 
Anwendung von BVT in der Anlage erreichbar sind.  

Die WKÖ fordert in Ihrem Positionspapier zum 
Umwelt–Omnibus (Link), dass die Vorgabe, die 
strengstmöglichen Emissionsgrenzwerte festzulegen 
sind, gestrichen wird. 

Wenn es Spannen gibt, innerhalb derer die beste 
verfügbare Technik gegeben ist, so soll man sich 
auch innerhalb dieser Spannen bewegen können.  

 

Erneuerbare-Energien-Richtlinien RED II & RED III (EU) 2018/2001 und (EU) 2023/2413 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Die erforderliche Zertifizierung entlang der gesamten 
Wertschöpfungskette zum Nachweis, dass die genutzte 
(forstliche) Biomasse (fest, flüssig und gasförmig) den 
Nachhaltigkeitskriterien entspricht, ist zu komplex und 
aufwendig. Zumal es derzeit nur bestimmte 
Zertifizierungssysteme gibt, die anerkannt sind. 

Artikel 29 und 30: 

• Die Berichtspunkte müssen massiv reduziert 
werden.  

• Generell bedarf es einer umfassenden 
Vereinfachung und Standardisierung, 
insbesondere bei den Berichtspunkten zu den 
Treibhausgaseinsparungen 

Die Überarbeitung der Erneuerbare-Energien-Richtlinie 
(RED III) im Rahmen des Green Deals hat zusätzlich zu 
den bereits umfangreichen 
Nachhaltigkeitsanforderungen der Vorgängerrichtlinie 
eine Vielzahl neuer Anforderungen und 
Einschränkungen für die energetische Nutzung von 
Holz eingeführt. In der Folge sehen sich 
Holzenergieunternehmen und Forstwirte mit 
zahlreichen neuen bürokratischen Vorschriften 
konfrontiert. 

Die energetische Nutzung von Holz ist nicht nur für die 
Erreichung der Klimaneutralität und den Ausbau der 
erneuerbaren Energien entscheidend, sondern auch für 
den Umbau der Wälder zur Klimaanpassung sowie für 
Wertschöpfung und Arbeitsplätze im ländlichen Raum. 

Artikel 29 Abs. 1 und 7a der RED III sollten daher im 
Falle von Vereinfachungen im Bereich 
Nachhaltigkeit angepasst werden: 

• Wiederanhebung der Größengrenze für die 
Nachhaltigkeitszertifizierung von 7,5 auf 20 MW 
(Größengrenze der RED II). Dies würde 
sicherstellen, dass keine zusätzlichen 
Holzenergieanlagen den teuren und komplexen 
Prozess der Nachhaltigkeitszertifizierung 
durchlaufen müssen (Art. 29, Abs. 1).  

• Die neue Verknüpfung mit der Einhaltung der 
Klimaziele für die Landnutzung (LULUCF) sollte 
gestrichen werden (Art. 29, Abs. 7a), da schon 
jetzt absehbar ist, dass die Klimaziele nicht 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02010L0075-20240804
https://www.wko.at/oe/news/250909-environmental-omnibus-wko-input.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02018L2001-20240716
https://eur-lex.europa.eu/eli/dir/2023/2413/oj?locale=de
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Die unverhältnismäßigen neuen Anforderungen der 
RED III müssen dringend reduziert werden, damit die 
Holzenergie auch in Zukunft ihre Rolle als lokale und 
bezahlbare Form der erneuerbaren Energie erfüllen 
kann. 

erreicht werden können. Die in der LULUCF-
Verordnung festgelegten Klimaziele sind 
unrealistisch und würden zur Erreichung 
drastische Einschränkungen der Forstwirtschaft 
erfordern, wodurch die Verfügbarkeit von 
heimischem Holz massiv eingeschränkt würde. 

Änderung des Anwendungsbereichs 

Derzeit müssen Ersatzbrennstoffe in Österreich nach 
den Erneuerbare-Energien-Richtlinien RED II & RED III 
(EU) 2018/2001 & (EU) 2023/2413 (im Folgenden RED) 
zertifiziert werden. Diese zusätzliche Zertifizierung 
stellt einen erheblichen administrativen Aufwand für 
die österreichische Abfallwirtschaft dar.  

Zudem hat die Umsetzung der Anforderungen an 
Nachhaltigkeitszertifizierungen im Rahmen der RED zu 
erheblichen administrativen Belastungen und 
Wettbewerbsverzerrungen zwischen den 
Mitgliedstaaten geführt.   

Bestehende nationale Zertifizierungssysteme werden 
im Abfallwirtschaftssektor häufig im Rahmen der 
Erneuerbare-Energien-Richtlinie nicht anerkannt (in 
Österreich z.B. „Efb“ bzw. „Efb+“. Dies führt dazu, 
dass Unternehmen trotz Einhaltung umfassender 
nationaler Zertifizierungssysteme zusätzliche 
Zertifizierungen im Rahmen von auf EU-Ebene 
anerkannten freiwilligen Systemen erwerben müssen.  

 

Aus diesem Grund sollte angestrebt werden, 
Abfälle grundsätzlich vom Anwendungsbereich der 
RED auszunehmen. Eine zusätzliche Zertifizierung 
von Abfällen als "nachhaltig" ist aus unserer Sicht 
nicht erforderlich, da diese Materialien bereits in 
einem etablierten, anerkannten Verfahren als 
Ersatzbrennstoffe eingesetzt werden. Dieser Ansatz 
folgt den Grundprinzipien der Abfallhierarchie, da 
die thermische Verwertung immer der Entsorgung 
vorzuziehen ist. Die thermische Verwertung von 
Ersatzbrennstoffen trägt nicht nur zur Reduzierung 
des Abfallvolumens bei, sondern ermöglicht auch 
die energetische Verwertung von Kraftstoffen, die 
emissionsintensivere Alternativen ersetzen. 
Darüber hinaus müssen bestehende nationale und 
europäische Vorschriften für Ersatzbrennstoffe 
eingehalten werden, um sicherzustellen, dass der 
Einsatz dieser Ersatzbrennstoffe sowohl ökologisch 
als auch ökonomisch angemessen ist. Daher ist eine 
zusätzliche Zertifizierung überflüssig und schafft 
unnötige Bürokratielasten für Unternehmen, ohne 
einen echten Mehrwert in Bezug auf die 
Nachhaltigkeit zu bieten. 

Die beschriebene Doppelung von 
Zertifizierungsanforderungen führt zu unnötigen 
administrativen Kosten, ohne zusätzliche 
Umweltvorteile zu bringen. Ein stärker 
harmonisierter, verhältnismäßiger und 
risikobasierter Ansatz auf EU-Ebene ist daher 
unerlässlich. 

Unionsdatenbank 

Es gibt Bedenken hinsichtlich der aktuellen 
Entwicklungsstrategie und der Funktionsfähigkeit der 
Unionsdatenbank (UDB) im Hinblick auf Biokraftstoffe 
und Biogas. 

Die Unionsdatenbank (UDB) kann - sobald sie voll 
funktionsfähig ist - dazu beitragen, die Anrechnung 
von nicht rechtskonformen Biokraftstoffen zur 
Erfüllung der REDII-Ziele zu vermeiden. Wir 
unterstützen ihre Umsetzung, aber mehrere wichtige 
Herausforderungen sind noch nicht gelöst und müssen 
angegangen werden, bevor die UDB zu einem 
verbindlichen Instrument wird:  

1. Rechtliche und verfahrenstechnische Fragen: Für 
die Rückverfolgbarkeit von Rohstoffen, die für 
Biokraftstoffe und Biogas verwendet werden, fehlt die 
Rechtsgrundlage, da der delegierte Rechtsakt noch 
aussteht. Die Komplexität der Rückverfolgung von 
Rohstoffen ab der ersten Sammelstelle, insbesondere 

Empfehlungen zur Gewährleistung des Erfolgs der 

UDB: 

• Einführung einer ersten Version der UDB, die 
nur die endgültige Lieferung von 
Biokraftstoffen vor ihrer Beimischung zu 
fossilen Kraftstoffen registriert 

• Einrichtung einer Arbeitsgruppe für vertiefende 
Diskussionen mit Experten aus den 
Mitgliedstaaten und der Industrie, die bereits 
nationale Biokraftstoff-Datenbanken verwalten 
und über wertvolle Erfahrungen verfügen, um 
die bidirektionale Verknüpfung der nationalen 
Datenbanken mit der UDB wirksam 
umzusetzen; 

• Einrichtung einer Arbeitsgruppe für vertiefende 
Diskussionen mit Experten aus den 
Mitgliedstaaten und der Industrie, die bereits 
nationale Biogas-Datenbanken und nationale 
Datenbanken für Herkunftsnachweise 
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bei Abfällen und Rückständen, dürfte das System 
überfordern und könnte zu rechtlichen Konflikten 
führen. So wissen beispielsweise die 
Wirtschaftsbeteiligten an der ersten Sammelstelle 
nicht unbedingt, ob ihre Rohstoffe zu 
Biokraftstoff/Biogas verarbeitet werden oder nicht. 

2. Auswirkungen auf die Wirtschaftsbeteiligten: Das 
vorgeschlagene Meldeverfahren ist mit dem zu 
erwartenden Datenvolumen und der realen Praxis 
nicht vereinbar. Dies wird vor allem für kleinere 
europäische Unternehmen eine Belastung darstellen 
und möglicherweise ihre Wettbewerbsfähigkeit in 
einem rauen internationalen Wirtschaftsumfeld (z.B. 
im Bereich Biogas) beeinträchtigen. 

3. Sichtbarkeit der Daten für die Mitgliedstaaten: 
Derzeit haben die Mitgliedstaaten keinen Zugang zu 
den Transaktionsdaten in der UDB. Die Mitgliedstaaten 
sollten in der Lage sein, Details wie Merkmale, 
Transaktionsspezifika und die Überwachungskette für 
Rohstoffe/Brennstoffe einzusehen, die während eines 
Berichtszeitraums in diesem Mitgliedstaat gesammelt, 
produziert, gehandelt oder aus diesem exportiert 
wurden. Diese Informationen sollten sowohl auf 
detaillierter als auch auf aggregierter Ebene verfügbar 
sein. Ohne diese Informationen ist die Ausarbeitung 
von Rechtsvorschriften, die die UDB berücksichtigen, 
eine Herausforderung, und die Herstellung von 
Verbindungen zwischen der UDB und nationalen 
Datenbanken wird behindert. 

4. Bidirektionale Verknüpfung der UDB mit nationalen 
Datenbanken: Trotz der politischen Zusagen der 
Kommission zur Unterstützung bidirektionaler 
Verknüpfungen ist die UDB in Wirklichkeit so 
konzipiert, dass nationale Datenbanken eingeschränkt 
werden, die sich in den letzten Jahren als zuverlässig 
erwiesen haben. Diese sollten weiter funktionsfähig 
bleiben sowie mit der UDB kompatibel sein. Die 
europäischen Unternehmen sollten nicht gezwungen 
sein, Daten in mehrere verschiedene Datenbanken 
einzugeben ("Data Once Only"). Daher sollten auch 
bidirektionale Verknüpfungen zwischen der UDB und 
den Mitgliedstaaten in Betracht gezogen werden (nicht 
nur zwischen der UDB und den freiwilligen und 
nationalen Systemen). 

5. Risiko des Scheiterns: Obwohl wir die 
unternommenen Anstrengungen anerkennen, zeigt 
unsere Bewertung, dass das Projekt vor erheblichen 
ungelösten Problemen steht, die zu seinem Scheitern 
führen könnten. Wir haben insbesondere Bedenken 
hinsichtlich der Transparenz, Angemessenheit und 
Konsistenz der Kommunikation mit den 
Mitgliedstaaten. 

verwalten, um die bidirektionale Verknüpfung 
der nationalen Datenbanken mit der UDB 
effektiv umzusetzen; 

• Einführung eines Übergangszeitraums, z.B. ein 
Jahr, um die bidirektionale Verknüpfung 
zwischen nationalen Datenbanken und der UDB 
zu entwickeln. Während dieses 
Übergangszeitraums sind Wirtschaftsbeteiligte, 
die bereits die einschlägigen nationalen 
Datenbanken nutzen, von der Verpflichtung zur 
Nutzung der UDB befreit. 

• Gestaltung des Datenmoduls, wo die 
Transaktionsdaten für die Mitgliedstaaten und 
die nationalen Datenbankbetreiber sichtbar 
sind. 

• Eine direkte und effektive Zusammenarbeit ist 
für die erfolgreiche Einführung der UDB 
unerlässlich und wird dazu beitragen, Betrug 
aufzudecken und zu bekämpfen. 

• Die Mitgliedstaaten und die Industrie sollten in 
den Reflexionsprozess zu weiteren Themen 
einbezogen werden, die sich noch in einem 
früheren Stadium befinden, wie die 
Entwicklungsstrategie und die Bereitschaft der 
UDB in Bezug auf Wasserstoff und e-Fuels, 
einschließlich SAF. 
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Vorschriften zur Herstellung erneuerbarer Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs (RFNBOs) 
Delegierte Verordnung (EU) 2023/1185 zur Ergänzung der Richtlinie (EU) 2018/2001 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Die notwendigen Anforderungen für Strom aus 
erneuerbaren Energien, der zur Herstellung von 
erneuerbaren Brennstoffen nicht-biologischen 
Ursprungs (RFNBO) verwendet wird, damit sie als 
vollständig erneuerbar gelten können, sind 
Zusätzlichkeit, zeitliche und geografische Korrelation. 
Der Nachweis, dass diese Bedingungen erfüllt sind, 
wird für die betroffenen Unternehmen eine Belastung 
darstellen und ein eigenes Zertifizierungssystem für 
den grenzüberschreitenden Handel erforderlich 
machen. 
Da die Anforderungen auch von importiertem 
Wasserstoff erfüllt und nachgewiesen werden müssen, 
könnten Importe aus Ländern mit unterschiedlichen 
Strommarktsystemen die Anforderungen an die 
geografische Korrelation überhaupt nicht erfüllen.  

Die Vorschriften sind überbordend und erschweren 
jeden Aufbau von RFNBO-Produktionskapazitäten. 
Daher ist es notwendig, die im Rahmen der RED III 
angekündigte Überprüfung des delegierten 
Rechtsaktes von 2028 auf 2026 vorzuziehen. 
Ergebnisse der Überprüfungen sollten u.a. sein: 

• Streichung oder Überarbeitung (z.B. durch 
Verlängerung der Übergangsphase) des 
Erfordernisses der Zusätzlichkeit für den Strom, 
der zur Erzeugung von erneuerbarem 
Wasserstoff verwendet wird. Die Nutzung 
älterer und neuer erneuerbarer Energiequellen 
sowie von Anlagen, die durch staatliche 
Beihilfen gefördert werden, erlauben. 

• Beibehaltung des Erfordernisses der zeitlichen 
Korrelation auf Basis des gleichen Monats, 
anstatt es bis 2030 zu ändern (auf Basis der 
gleichen Stunde).  

• Gültigkeit rechtskonformer Anerkennungen 
über die gesamte Laufzeit der 
Produktionsanlage gewährleisten 

• alternative Lösungen für das Erfordernis der 
geografischen Korrelation anbieten, um die 
Möglichkeit von Importen aus Drittländern mit 
anderen Strommarktsystemen zu 
gewährleisten. 

Bis dahin muss der Nachweis, dass der für die 
Produktion der RFNBOs verwendete Strom aus 
erneuerbaren Energiequellen stammt, so einfach 
wie möglich sein, beispielsweise sollte ein 
Stromabnahmevertrag (PPA) ausreichend sein. Der 
grenzüberschreitende Handel muss so einfach wie 
möglich sein.   

 

 

 

 

 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32023R1185&qid=1745830962714
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02018L2001-20240716
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Verordnung (EU) 2017/1369 EU-Produktdatenbank für Energieverbrauchskennzeichnung (EPREL) 

Gerade für Hersteller von Kleinserien, wie z.B. im Bereich von Lampen oder Leuchten, ist die 
Dateneingabe in die Europäische Produktdatenbank für die Energieverbrauchskennzeichnung (EPREL) äußerst 
zeitaufwendig. Die Daten müssen für jede neue Serie neu eingegeben werden. Hinzu kommt, dass es in diesem 
Bereich oft keinen Sinn macht, da es sich nicht um Produkte handelt, bei denen der Verbraucher aufgrund der 
oft minimalen Unterschiede in der Energieeffizienz tatsächlich eine Entscheidung treffen kann. Darüber hinaus 
ist auch die Situation einiger Produkte unklar. So gibt es Unterschiede zwischen Leuchten mit abnehmbarer 
Lichtquelle und solchen, bei denen die Lichtquelle nicht abnehmbar ist. Dies kann zu rechtlicher Unklarheit 
und Ungleichbehandlung führen. Auch die Zugänglichkeit der Datenbank für die Nutzung durch die nationalen 
Behörden hat sich als unzureichend erwiesen. 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Seit dem 1. Jänner 2019 müssen Hersteller, 
Importeure und Bevollmächtigte ihre Produkte, die 
von der Energielabel-Verordnung betroffen sind, 
registrieren und in die Europäische Produktdatenbank 
für Energieverbrauchskennzeichnung (EPREL) 
eintragen, bevor sie auf dem EU-Markt verkauft 
werden dürfen. Dies ist sehr komplex und bürokratisch 
geworden. Gerade für KMU führt dies zu enormen 
Belastungen, da die Datenübermittlung einen erhöhten 
Personalaufwand erfordert und mit technischen 
Herausforderungen verbunden ist. 

EPREL ist eine Online-Datenbank zur 
Produktregistrierung, die von der Europäischen 
Kommission verwaltet wird. Die Datenbank enthält 
Daten über die Energieeffizienz von Produkten, die 
unter die Vorschriften zur 
Energieverbrauchskennzeichnung fallen. Dabei handelt 
es sich um Produkte wie Lampen, Heizgeräte, 
Displays, Backöfen, Waschmaschinen usw. Zu den in 
die Datenbank aufgenommenen Daten gehören 
beispielsweise die Energieeffizienzklasse eines 
Produkts und technische Merkblätter. Zu den in der 
Datenbank enthaltenen Daten gehören zum Beispiel 
die Energieeffizienzklasse eines Produkts und 
technische Datenblätter. Die Datenbank besteht aus 
drei Teilen: einem Teil für die Hersteller zur 
Registrierung ihrer Produkte, einem Teil für die 
Behörden zur Unterstützung ihrer 
Marktüberwachungsaktivitäten und einem öffentlichen 
Teil, in dem die Verbraucher auf eine Auswahl der 
enthaltenen Daten zugreifen können. 

• Es sollte Ausnahmen für KMU geben, die eine 
kleine Anzahl/eine bestimmte Anzahl von 
Einheiten pro Jahr anbieten. 

• Überprüfung der EPREL-Registrierungspflicht auf 
Angemessenheit (inkl. Ausnahmen für 
Kleinserien mit Mengenschwellen und z.B. 
spezialisierte, personalisierte B2B-
Anwendungen) sowie Ausnahmen für jene 
Produkte, bei denen das Energielabel keinen 
Einfluss auf die Kaufentscheidung hat 

• Reduzierung der einzugebenden Daten auf das 
für die Marktüberwachung und die Verbraucher 
erforderliche Minimum 

• Beseitigung rechtlicher Unklarheiten hinsichtlich 
des Anwendungsbereichs, z.B. in Bezug auf 
(nicht entfernbare) Lichtquellen, die in 
Produkten verbaut sind 

• Einfache Prüfverfahren, die von jedem 
Hersteller/Importeur selbst durchgeführt 
werden können, einschließlich einer 
standardisierten Formatvorlage 

 

Mit der Umsetzung der Ökodesign-Verordnung (EU) 
2024/1781 für nachhaltige Produkte (ESPR) wird 
erstmalig ein Digitaler Produktpass (DPP) eingeführt 
werden, in dem nachhaltigkeitsrelevante 
Informationen zum Produkt gesammelt werden sollen. 
Das System des DPP ist in der Praxis noch nicht 
umgesetzt. Zusätzlich fehlen zentrale Rechtsakte bzw. 
sind verspätet. Mit dem European Product Act sowie 
dem Omnibus-Paket zur Vereinfachung der 
Rechtsvorschriften zu energieeffizienten Produkten 
wird angedacht, DPPs für alle  Produkte, die von 
diesen Rechtsvorschriften umfasst sind,  einzuführen. 

• Zunehmende Digitalisierung kann, wenn sie in 
wohlüberlegten Schritten vorgenommen wird 
und die Vorgaben in einem verhältnismäßigen 
Ausmaß gehalten werden, eine gute Möglichkeit 
sein, um Vereinfachungen zu ermöglichen. Die 
WKÖ steht hier, wie auch generell bei der 
Umsetzung des Rahmens der Ökodesign-
Verordnung (EU) 2024/1781 (ESPR), für 
folgenden Grundsatz: „Start simple and make it 
work.“ Auch die Einführung des DPP sollte unter 
diesem Grundsatz gesehen werden. 
Vereinfachung bedeutet für die WKÖ, dass das 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02017R1369-20210501
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Hauptargument ist der Bürokratieabbau durch 
Digitalisierung. Diese DPP-Maßnahmen sollen auch die 
Informationen in der EPREL Datenbank umfassen bzw. 
ablösen. 

tatsächliche Ausmaß Compliance-Arbeit für 
Unternehmen messbar und nachhaltig 
verringert. Eine bloße Digitalisierung 
bestehender Regelungen oder sogar eine 
Digitalisierung mit zusätzlichen Regelungen 
bedeutet keine Vereinfachung, denn 
mitzudenken ist stets, dass mehr Digitalisierung 
auf Seiten der Unternehmen auch mehr 
Investitionen in IT-Infrastruktur, Schulung und 
Personal bedeutet. 

• Jedenfalls sollte davon Abstand genommen 
werden, Regelungen vorzusehen, die sich nur 
mit Einführung gänzlich neuer Systeme und 
Konzepte umsetzen lassen. Aus diesem Grund 
sollte auch von der Idee Abstand genommen 
werden, für bestehende energieeffiziente 
Produkte einen DPP einführen zu wollen. 

 

Richtlinie (EU) 2024/1275 über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden (EPBD) 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Die Anforderungen der EPBD sind äußerst ehrgeizig in 
Bezug auf 

• die wirtschaftliche Machbarkeit (Finanzierung, 
Taxonomie) 

• die verfügbaren Arbeitskräfte (Mangel an 
erforderlicher Anzahl und an Fachwissen) 

• die technische Spezifikation (Erreichen des 
Neubaustandards bei der Renovierung, Änderungen 
der Energieversorgung) 

Der derzeitige Rahmen muss behutsam umgesetzt 
werden, da sonst die Gefahr besteht, dass Gebäude 
eher abgerissen als renoviert werden. Dies würde nicht 
dem Ziel der Dekarbonisierung des Gebäudebestands 
dienen. Das ETS-2 wird Hauseigentümern zusätzliche 
finanzielle Lasten aufbürden. 

Künftige Überprüfungen müssen der 
(wirtschaftlichen, technischen und funktionalen) 
Durchführbarkeit von Renovierungen einen hohen 
Stellenwert einräumen.  

Die Eigentümer von Gebäuden/Einheiten werden 
mit den Kosten für Renovierungen belastet. Derzeit 
gibt es eine Lücke bei den verfügbaren und 
erschwinglichen Finanzierungsmöglichkeiten. Die 
Taxonomie muss ein schrittweises Vorgehen bei der 
Renovierung ermöglichen und nicht einschränken. 
Die Kosten für das Eigentum an 
Gebäuden/Einheiten müssen so bewertet werden, 
dass sie weiterhin erschwinglich sind. 

Im Einklang mit der Vereinfachungsagenda der EU-
Kommission ersuchen wir, dass nur Artikel 14 der 
EPBD in einen künftigen Omnibus Vorschlag oder in 
Initiativen wie den Elektrifizierungs Aktionsplan 
aufgenommen wird, um die Anforderungen zu 
vereinfachen und die Belastung für Unternehmen 
zu verringern. Diese Bestimmungen müssen so bald 
wie möglich überarbeitet werden, da die 
Mitgliedstaaten bereits beginnen, die 
Anforderungen in nationales Recht umzusetzen. 
Weitere Vorschläge, wie der Vorschlag zu Clean 
Corporate Vehicles, werden voraussichtlich den 
Bedarf an Netzkapazitäten weiter erhöhen. 

Wir fordern die EU-Kommission auf, Möglichkeiten 
zur Vereinfachung und Unterstützung nachhaltiger 
und grüner Mobilität zu prüfen, beispielsweise 
durch die Zulassung und Förderung eines 
nachfrageorientierten Ansatzes bei der Umsetzung 
der EPBD. Die Gesamtladekapazität ist, sofern die 
vertraglich vereinbarte Leistung dies zulässt, 

https://eur-lex.europa.eu/eli/dir/2024/1275/oj
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wichtiger als die Anzahl (langsamer) Ladestationen, 
um die Ziele der EPBD zu erreichen. 

Daher ist ein flexibler Ansatz für Artikel 14 
erforderlich, der weniger, dafür leistungsstärkere 
Ladestationen zulässt, sofern die allgemeinen Ziele 
der Richtlinie hinsichtlich der Verfügbarkeit und 
Nutzung von Lademöglichkeiten erreicht werden. 
Bestehende Ladestationen sollten Bestandsschutz 
erhalten, um einen unnötigen Austausch zu 
vermeiden, wenn die Mitgliedstaaten zu einem 
flexibleren, nachfrageorientierten Ansatz 
übergehen. 

 

Verordnung (EU) 2024/1787 Verringerung der Methanemissionen im Energiesektor  

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Die EU-Verordnung zielt darauf ab, die 
Methanemissionen von Betreibern von Öl-, Gas- und 
Kohleinfrastrukturen zu verringern. Sie enthält 
detaillierte Bestimmungen über die Messung, 
Quantifizierung und Berichterstattung über 
Methanemissionen sowie über die Inspektion von 
Infrastruktur- und Instandsetzungsverpflichtungen. 
Drei Artikel sind besonders relevant: 

Artikel 12 (Überwachung und Berichterstattung): Die 
Betreiber müssen den zuständigen Behörden jährlich 
einen Bericht über die Methanemissionen aus ihren 
Anlagen vorlegen. 

Artikel 14 (Leckerkennung und -reparatur): Netze und 
Anlagen müssen regelmäßig auf Undichtigkeiten 
überprüft werden. Diese Inspektionen müssen in den 
ersten 12 Monaten nach Inkrafttreten der Verordnung 
100% des Bestands abdecken. Festgestellte Leckagen 
oberhalb eines definierten Grenzwertes müssen rasch 
repariert und dokumentiert werden. 

Artikel 15 (Beschränkungen für das Ausblasen und 
Abfackeln): Es besteht ein Verbot für das Ausblasen, 
das vorsieht, dass Restmengen grundsätzlich wieder 
eingespeist, vor Ort genutzt oder abgefackelt werden 
müssen. 

Einige zentrale Elemente der Verordnung, wie z.B. 
Anforderungen an Messgeräte und Messtechniken, sind 
noch offen und sollen durch einen 
Durchführungsrechtsakt der Kommission festgelegt 
werden. Bis dahin sollen die besten verfügbaren 
Technologien zum Einsatz kommen, was zu 
Unsicherheit bei Investitionsentscheidungen führt. 

Die österreichische Gaswirtschaft hat bereits stark 
in die Sicherheit der Infrastruktur und die 
Verringerung der Emissionen investiert und das 
Leitungsnetz zu einem der modernsten in Europa 
gemacht. Während die Reduzierung der 
Methanemissionen und die Schaffung eines 
europäischen Rahmens begrüßt werden, sind die 
Anforderungen der Verordnung aus Sicht der 
Betreiber in vielen Bereichen überzogen. Sie führen 
zu hohen bürokratischen Hürden und unnötigen 
Mehrkosten. Wir fordern daher, dass diese Punkte 
überdacht und die Verordnung entsprechend 
geändert wird. 

• De-minimis-Wert für Emissionen: 

Die Festlegung eines De-minimis-Wertes für 
Emissionen (Leak Detection and Repair = LDAR, 
Ausblasen) wird dringend empfohlen, da die untere 
Grenze für Emissionen derzeit bei Null oder einem 
Methanmolekül liegt. Bei den geringsten 
Emissionen stehen die Kosten für die Begründung, 
Berichterstattung und Reparatur in keinem 
Verhältnis zur möglichen Emissionsreduktion der 
Leckage. 

Bei Leckagen über 500 ppm, die nicht sofort 
repariert werden können, sollten einfache 
Begründungen ausreichen, und zwar ohne 
ausdrückliche Genehmigung der zuständigen 
Behörde. In Österreich bedeutet "Genehmigung" die 
Erteilung eines Bescheids. 

• LDAR-Programm: 

LDAR-Programme erfordern Messungen von 
mehreren 100.000 Messpunkten in relativ kurzen 
Abständen mit umfangreicher Berichterstattung. 
Die Intervalle sollten verlängert und die 
Berichterstattungspflicht verringert werden, z.B. 
nur auf Punkte mit positiven und signifikanten 
Emissionswerten. Das würde ca. 95-99% der 

https://eur-lex.europa.eu/eli/reg/2024/1787/oj
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Dokumentation einsparen – Konzentration auf das 
Wesentliche! Dies gilt auch für die Reparatur- und 
Überwachungspläne in Anhang II. 

 

Richtlinie (EU) 2022/2464 über die Nachhaltigkeitsberichterstattung (CSRD) -  
ESRS und VSME 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

European Sustainability Reporting Standards (ESRS) 

Die CSRD beinhaltet eine EU-weite Pflicht zur 
Bereitstellung von Informationen zu 
Nachhaltigkeitsaspekten. Das Omnibus I-Paket 
(Richtlinie (EU) 2026/470) sieht diverse 
Erleichterungen vor. Um den 
Berichterstattungsaufwand für Unternehmen zu 
verringern und die Ziele der Berichterstattung auf 
verhältnismäßigere Weise zu erreichen, wird so 
insbesondere der Kreis der berichtspflichtigen 
Unternehmen eingeschränkt, und zwar auf 
Unternehmen mit Nettoumsatzerlösen, die 450 000 
000 EUR überschreiten, und mit durchschnittlich mehr 
als 1.000 Beschäftigten während des Geschäftsjahres.  

Berichtspflichtige Unternehmen müssen nach 
verbindlichen Europäischen Standards für die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung berichten (European 
Sustainability Reporting Standards - ESRS). Im Jahr 
2023 hat die Kommission das erste Paket von ESRS in 
Form der delegierten Verordnung (EU) 2023/2772 
verabschiedet. Um die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung zu vereinfachen und 
zu straffen, unterliegen die ESRS nun einer 
Überarbeitung. Die WKÖ begrüßt das übergeordnete 
Ziel der Überarbeitung der ESRS, den Berichtsaufwand 
deutlich zu reduzieren. Unternehmen benötigen 
dringend spürbare Vereinfachungen und eine 
praxisgerechte Umsetzung, um die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung effizient und 
rechtssicher zu gestalten. Die Anforderungen der 
überarbeiteten ESRS sind aber weiterhin 
unverhältnismäßig hoch. Die Umsetzung der CSRD ist 
äußerst kostenintensiv. 

 

• Die vorgenommene Reduktion der Datenpunkte 
basiert überwiegend auf der Zusammenführung 
und Eliminierung von Doppelmeldungen und 
nicht auf einer substanziellen Vereinfachung. 
An einigen Stellen führen die Änderungen sogar 
zu neuer Komplexität, Vorschreibung 
bestimmter Verhaltensweisen und 
Rechtsunsicherheit.  

• Die überarbeiteten ESRS sollten auf 
präskriptive Anforderungen und die Einführung 
neuer Berichtspflichten verzichten und 
sicherstellen, dass ihre Anwendung der 
Transparenz dient und keine Verhaltensweisen 
vorgibt. Die Anwendung der überarbeiteten 
ESRS sollte weder den Gesamtumfang der von 
Unternehmen gemeldeten Informationen noch 
den Prüfungsaufwand erhöhen. Insbesondere 
sind auch Vorgaben zur Berichterstattung auf 
Standort-Ebene für viele Unternehmen nicht 
praktikabel und erhöhen damit den 
Berichtaufwand unverhältnismäßig. 

• Zudem muss die Abstimmung mit 
internationalen Standards wie ISSB 
sichergestellt werden, um Doppelarbeit und 
zusätzliche Anpassungen zu vermeiden.   

• Im Ergebnis sind weitere Änderungen an den 
technischen Punkten und AR 
(Auslegungshinweisen) der überarbeiteten ESRS 
notwendig, um sicherzustellen, dass die 
angestrebte Vereinfachung tatsächlich zu einer 
Entlastung der berichtenden Unternehmen 
führt und das erklärte Ziel der Kommission 
einer sinnvollen Vereinfachung erreicht wird.  

• Um weiters zu verhindern, dass die 
Umsetzungspraxis von den ESRS abweicht, 
sollten zudem alle begleitenden Maßnahmen 
(etwa FAQs, Umsetzungsleitlinien und 
auslegungsbezogene Hinweise zur Prüfung) im 
Einklang mit dem übergeordneten Ziel der 
Vereinfachung formuliert und angewendet 
werden. Solche Materialien dürfen nicht dazu 
verwendet werden, neue Verpflichtungen 
einzuführen oder den Umfang der 
Offenlegungen über den Wortlaut der 
Standards hinaus zu erweitern.  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02022L2464-20260318


   

15/06/2026  40 

Freiwillige Standards für die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung (VSME) 

Nicht berichtspflichtige Unternehmen können freiwillig 
einen Nachhaltigkeitsbericht erstellen. Die Kommission 
stellt hierfür freiwillige Standards zur Verfügung, die 
in Form einer Empfehlung erlassen wurden (Voluntary 
Sustainability Reporting Standard for Small and 
Medium-Sized Undertakings – VSME). Auch die VSME 
unterliegen einer Überarbeitung durch die Europäische 
Kommission. Sie sollen in Form eines delegierten 
Rechtsakts erlassen werden.  

Die VSME sollen nach Omnibus I gleichzeitig als 
Obergrenze für die Erhebung von Informationen von 
berichtspflichtigen Unternehmen an nicht 
berichtspflichtige Unternehmen dienen. Damit soll ein 
Schutzschild gegen den „Trickle-Down-Effekt“ 
geschaffen werden. Die WKÖ begrüßt das 
übergeordnete Ziel des VSME, eine verbindliche 
Obergrenze für Datenanforderungen entlang der 
Wertschöpfungskette zu etablieren. Unternehmen, die 
nicht (mehr) in den Anwendungsbereich der Richtlinie 
fallen, fürchten weiterhin, von ihren marktstarken 
Kunden zu zusätzlichen, über die vereinfachten 
Standards (VSME) hinausgehenden Informationen, 
verpflichtet zu werden („Trickle-Down-Effekt“), was 
erheblichen Mehraufwand erzeugt. Der Value-Chain-
Cap ist ein richtiger Schritt, um sogenannte 
„geschützte Unternehmen“ vor überbordenden 
Belastungen zu bewahren sowie sogenannte 
„berichtspflichtige Unternehmen“ abzusichern, ihrer 
Verpflichtung auch dann nachzukommen, wenn sie 
keine Angaben von geschützten Unternehmen 
einschließen, die über die in den freiwilligen 
Standards festgelegten Informationen hinausgehen. 
Eine unbürokratische Lösung wird begrüßt, die 
Rechtssicherheit für berichtspflichtige und nicht 
berichtspflichtige Unternehmen schafft und die 
Erfüllung der Berichtspflichten ohne zusätzliche 
Bürokratie ermöglicht.  

• Für geschützte Unternehmen greift der Value-
Chain-Cap aber ohne flankierende Maßnahmen 
– etwa gegen faktischen Informationsdruck und 
Haftungsüberwälzungen – zu kurz. Insbesondere 
werden geschützte Unternehmen davor 
zurückschrecken, von ihrem Recht, zusätzliche 
Informationen zu verweigern, Gebrauch zu 
machen, um nicht zu riskieren, dass sich eine 
solche Verweigerung negativ auf die weitere 
Zusammenarbeit auswirkt. Daher müssen 
wirksame flankierende Maßnahmen inkludiert 
werden, die ein Gegengewicht zu dem 
faktischen Druck bilden, angefragte zusätzliche 
Informationen zu liefern, die über die 
freiwilligen Standards hinausgehen. Der Value-
Chain-Cap muss also praxistauglich und 
durchsetzbar werden sowie gleichzeitig die 
Interessen der berichtspflichtigen 
Unternehmen angemessen berücksichtigen. Ein 
Vorschlag zur Eindämmung des „Trickle-Down-
Effekts“ wäre beispielsweise, eine nationale 
Ansprechstelle einzurichten. Ihre Aufgabe 
sollte es sein, Unternehmen zu unterstützen, 
überbordende Anfragen bzw. drohende Folgen 
aus berechtigten Informationsverweigerungen 
abzuwehren. In diesem Zusammenhang könnte 
die Möglichkeit einer anonymen Einmeldung 
geprüft werden. 

• Die WKÖ begrüßt das übergeordnete Ziel des 
VSME, den Berichtsaufwand für KMU und EPU 
erheblich zu reduzieren. Der Entwurf erscheint 
aber in einzelnen Punkten noch zu komplex für 
die begrenzten Ressourcen von KMU und EPU. 
Viele Unternehmen sehen sich bereits heute 
branchenspezifischen und hochdetaillierten 
Auskunftsersuchen von Geschäftspartnern 
gegenüber. Dies gilt insbesondere im Kontext 
regulatorischer Anforderungen wie der EU-
Taxonomie-Verordnung, etwa durch die 
Abfrage detaillierter emissionsbezogener 
Informationen auf Produkt- oder 
Dienstleistungsebene („Product Carbon 
Footprints“). Auf diese Emissionen und dem 
damit einhergehenden Problem, dass sowohl 
öffentliche als auch kostenpflichtige 
Datenbanken häufig nicht über belastbare oder 
ausreichend differenzierte Werte verfügen, 
über die betroffene Unternehmen berichten 
könnten, geht der VSME nicht ein. Betroffene 
Unternehmen müssen zurzeit eigenständige 
„Product Carbon Footprints“ erstellen. Dies ist 
für KMU und EPU aufgrund des damit 
verbundenen personellen und finanziellen 
Aufwands praktisch nicht zu bewerkstelligen. 
Probleme wie das genannte sollten im Zuge der 
Einführung des VSME berücksichtigt und in der 
Folge beseitigt werden. Es sollte eine stärkere 
Vereinfachung, mehr praktische Orientierung 
(etwa durch Beispiele), einen stärkeren Schutz 
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vertraulicher Geschäftsdaten sowie eine 
bessere Abstimmung mit den derzeit 
überarbeiteten ESRS geben. 

 

VERKEHRSRECHT 

Verordnung (EG) Nr. 561/2006 zur Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften 
im Straßenverkehr 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Festlegung von sektorspezifischen 
Arbeitszeitregelungen für Busfahrer 

• Wöchentliche Ruhezeiten von 45 Stunden vor 
und nach der Anwendung 

• Mehr Flexibilität in Bezug auf die täglichen 
Ruhezeiten: zwischen zwei wöchentlichen 
Ruhezeiten soll es erlaubt sein, die tägliche 
Ruhezeit zweimal auf acht Stunden und einmal 
auf neun Stunden (aktuell: dreimal auf neun 
Stunden) zu verkürzen 

• Verlängerung des Ausgleichszeitraums für 
reduzierte wöchentliche Ruhezeiten von drei 
auf 13 Wochen 

Wiedereinführung von flexiblen Pausen Flexiblere Aufteilung der Pausen auf 3x15 Minuten, 
anstelle der starren Aufteilung der geltenden 
Richtlinie von 1 x 30 und 1 x 15 Minuten. 

Ab dem 1. Juli 2026 müssen Fahrzeuge und 
Fahrzeugkombinationen über 2,5 Tonnen zulässiger 
Höchstmasse mit einem Kontrollgerät ausgestattet 
sein, wenn sie für grenzüberschreitenden 
Güterverkehr oder in der Kabotage eingesetzt werden. 
Für Unternehmen, deren Haupttätigkeit nicht der 
gewerbliche Gütertransport ist, wie z.B. 
Handwerksbetriebe, bedeutet dies einen zusätzlichen 
bürokratischen Aufwand. Für Handwerksbetriebe gibt 
es eine Ausnahmegenehmigung bis zu 7,5 Tonnen, die 
jedoch auf einen Umkreis von 100 km um den 
Firmensitz beschränkt ist. 

Spezialisierte Handwerksbetriebe und Betriebe in 
strukturschwachen Regionen sind zunehmend darauf 
angewiesen, größere Entfernungen zurückzulegen. Die 
derzeitigen Regelungen verhindern dies durch 
zusätzlichen bürokratischen Aufwand und behindern 
damit die wirtschaftliche Tätigkeit vieler KMU. 

Ausweitung der "Handwerkerausnahme" nach 
Artikel 3 aa) auf mindestens 200 km. 

 

  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02006R0561-20241231
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Verordnung (EU) Nr. 165/2014 über das Kontrollgerät im Straßenverkehr  

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Nur in Ausnahmefällen Ermächtigung der 
Mitgliedstaaten, unterschiedliche nationale 
Vorschriften zu erlassen 

Um Rechtssicherheit und gleiche 
Wettbewerbsbedingungen innerhalb der EU zu 
gewährleisten, müssen die Sozialvorschriften in 
allen Mitgliedstaaten gleich angewandt werden. 
Daher sollte die Verordnung keine 
unterschiedlichen nationalen Ausnahmen zulassen. 

EU-weit harmonisierte Regeln über Toleranzen bei 
geringfügigen Verstößen 

Die Sanktionen bei Verstößen gegen die 
Kontrollgerätepflicht werden von den 
Mitgliedstaaten geregelt. Dies führt nicht nur zu 
unterschiedlichen Strafen, sondern – entsprechend 
der unterschiedlichen Verwaltungspraxis in den 
Mitgliedstaaten – zu willkürlichen und 
unverhältnismäßigen Bußgeldern für minimale 
Verstöße (z.B. Minutenverstoß). Die wichtigsten 
Bestimmungen sollten daher direkt in das EU-Recht 
aufgenommen werden.  

 

Berufskraftfahrer-Richtlinie (EU) 2022/2561 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Angehende Kraftfahrer ohne Grundqualifikation 
(allein auf der Grundlage eines Führerscheins) 
sollten den Beruf ein Jahr lang ausüben können, 
wenn die Grundqualifikation innerhalb dieses ersten 
Jahres abgeschlossen wird 

Der Verkehrssektor steht bereits vor der 
Herausforderung, neue Fahrer zu finden und 
einzustellen. Daher sollte der Zugang zu diesem Beruf 
nicht übermäßig erschwert werden. 

Wir schlagen vor, dass angehende Kraftfahrer ohne 
Grundqualifikation (allein auf der Grundlage eines 
Führerscheins) ein Jahr lang in diesem Beruf 
arbeiten und innerhalb dieses ersten Jahres die 
Grundqualifikation absolvieren können. Dies würde 
mehr Menschen ermutigen, sich für den Beruf des 
Kraftfahrers zu engagieren, und ihnen den Zugang 
zum Beruf des Kraftfahrers erleichtern. 

Erweiterte Möglichkeiten für die Kombination von 
Führerschein und Grundqualifikation 

Eine strikte Trennung zwischen der Grundqualifikation 
und der Führerscheinausbildung würde den Zeit- und 
Kostenaufwand für die Bewerber erhöhen. Dies könnte 
ihre Berufswahl zum Nachteil des Fahrerberufs 
beeinflussen. 

Da die Mehrzahl der Lkw- und Busfahrer 
verpflichtet ist, die Anforderungen der 
Grundqualifikation zu erfüllen, ist es nur sinnvoll, 
die Grundqualifikation mit der 
Führerscheinausbildung zu kombinieren. Wir 
schlagen vor, erweiterte Möglichkeiten zu schaffen, 
um die Fahrausbildung für Führerschein und 
Erstqualifikation in Zukunft weiter zu integrieren. 

Vermeidung von Wiederholungen bei der 
Weiterbildung durch schrittweise Verkürzung der 
Dauer der Kurse, da die Fahrer bereits mehr 
Erfahrung gesammelt haben 

Hinsichtlich der Organisation der Weiterbildung 
über den Zeitraum von 5 Jahren sollen Fahrer und 
Betriebe die Möglichkeit haben, über die Verteilung 
der Weiterbildung innerhalb des 5-Jahres-
Zeitraums nach ihren individuellen Bedürfnissen 
frei zu entscheiden. Die obligatorische 
Absolvierung der gleichen periodischen Training-
Inhalte in einem 5-Jahres-Rhythmus wird oft als 
unnötig angesehen. Daher schlagen wir vor, die 
Dauer der Weiterbildung für den 2., 3. und die 
nachfolgenden Weiterbildungslehrgänge 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02014R0165-20241231
https://eur-lex.europa.eu/eli/dir/2022/2561/2022-12-23
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schrittweise zu reduzieren, da die Fahrer bereits 
mehr Erfahrung gesammelt haben. Auf diese Weise 
können übermäßige Wiederholungen vermieden 
werden.  

Klärung von Unklarheiten im Anwendungsbereich in 
Bezug auf Art. 2 (h) 

Klärung von Unklarheiten im Anwendungsbereich, 
insbesondere in Bezug auf Art. 2 (h) der Richtlinie 
(EU) 2022/2561 sowie Sonderfälle der 
Weiterbildung, in denen Teile der Weiterbildung in 
verschiedenen Mitgliedstaaten absolviert werden 
(z.B. aufgrund eines Arbeitsplatzwechsels des 
Fahrers), und Sonderfälle im Zusammenhang mit 
Drittstaaten (z.B. werden Grundqualifikationen aus 
bestimmten Drittstaaten wie der Schweiz 
anerkannt und unter welchen Bedingungen?) 

Berücksichtigung von besonderen Merkmalen des E-

Learning 

Wir begrüßen die in der Richtlinie (EU) 2022/2561 
ausdrücklich vorgesehene Möglichkeit, 
Weiterbildungsinhalte auf freiwilliger Basis über E-
Learning zu absolvieren. Wir glauben, dass E-
Learning für bestimmte Themen der Weiterbildung 
sinnvoll ist. Leider ist die konkrete rechtliche 
Ausgestaltung der Richtlinie wenig praktikabel und 
sollte an die Besonderheiten des E-Learnings 
angepasst werden: Die allgemeine Anforderung, 
dass ein Weiterbildungsmodul innerhalb von 2 
Tagen absolviert werden kann, ignoriert 
beispielsweise die Möglichkeiten/Vorteile von E-
Learning. So kann der Stoff eines Moduls in 
kleineren Abschnitten über einen längeren 
Zeitraum (z.B. 3 Monate) erlernt und wiederholt 
werden. 

 

Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 Gemeinsame Regeln für Zugang zum Personenkraftverkehrsmarkt 

Die im analogen EU-Fahrtenheft enthaltenen Informationen (Fahrtverläufe, Grenzübertritte, Einsatzzeiten, 
Fahrzeug- und Lenkdaten) sind bereits über andere, digitale und verlässliche Systeme wie den digitalen 
Tachographen, das IMI-Portal und nationale und europäische Kontroll- und Austauschschnittstellen für die 
Kontrollbehörden verfügbar. Gleichzeitig führt das Fahrtenheft durch manuelle, mehrsprachige Eintragungen, 
komplizierte formale Anforderungen und die Mitführpflicht über lange Zeiträume (derzeit bis zu 56 
Kalendertage) zu erheblichem bürokratischem Aufwand für Busunternehmen und Lenker. In der Vollzugspraxis 
zeigt sich, dass das EU-Fahrtenheft heute vor allem als formales Sanktionsinstrument wirkt, da geringfügige 
Formfehler (z. B. fehlende Beistriche, Schreibfehler, unvollständige Ortsangaben) zu hohen Mindeststrafen 
führen, die im Ausland teilweise sofort vor Ort zu bezahlen sind, um die Weiterfahrt überhaupt zu ermöglichen. 
Dies steht in keinem sachlichen Verhältnis zur tatsächlichen Kontroll- oder Sicherheitsrelevanz der 
Feststellungen. 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Das EU-Fahrtenheft ist ein analoges, 
papiergebundenes Kontrollinstrument, dessen 
Ursprung in einer Zeit liegt, in der regelmäßige 
Grenzkontrollen, fehlende digitale Kontrollsysteme 
und keine europaweit vernetzten Datenbanken 
bestanden. Diese Rahmenbedingungen bestehen heute 
nicht mehr. Im europäischen Binnenmarkt stehen den 
Kontrollbehörden bereits mehrere digitale 
Kontrollinstrumente zur Verfügung, insbesondere der 

Die ersatzlose Abschaffung des EU-Fahrtenheftes 
(Verordnung (EG) Nr. 1073/2009, Art. 12) wäre ein 
konkreter, sofort wirksamer Beitrag zum 
EU-Bürokratieabbau, ohne die 
Kontrollmöglichkeiten der Behörden 
einzuschränken. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02009R1073-20130701
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Smart-Tachograph 2 mit automatischer 
Grenzübertrittserfassung, die digitalen 
Aufzeichnungen zu Lenk-, Ruhe- und Arbeitszeiten, 
Entsendemeldungen und Kabotageinformationen über 
das IMI-Portal. 

Alle für Kontrollzwecke relevanten Informationen 
werden somit bereits digital erhoben und 
bereitgestellt. Das EU-Fahrtenheft erzeugt keine 
zusätzlichen sicherheits- oder kontrollrelevanten 
Erkenntnisse, sondern dupliziert Daten, die den 
Behörden bereits aus anderen Quellen vorliegen. Es 
handelt sich beim EU-Fahrtenheft um ein aus der Zeit 
gefallenes Kontrollinstrument, das weder zur 
Verkehrssicherheit noch zur fairen Marktüberwachung 
beiträgt, sondern ausschließlich analoge Bürokratie 
aufrechterhält. Eine Beibehaltung des Fahrtenheftes 
führt zu Doppelgleisigkeiten, unnötigen 
Verwaltungskosten, Rechtsunsicherheit für Lenker und 
einem europaweit uneinheitlichen Vollzug, der 
insbesondere im grenzüberschreitenden Verkehr 
problematisch ist. 

 

Deleg. Verordnung (EU) 2024/490 zur Änderung der Deleg. Verordnung (EU) 2017/1926 
zur Ergänzung der Richtlinie 2010/40/EU im Hinblick auf die Bereitstellung EU-weiter  
multimodaler Reiseinformationsdienste  

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Reduzierung der zusätzlichen Anforderungen an 
historische Daten auf das notwendige Minimum 

Die zusätzlichen Anforderungen an historische Daten 
(Art. 3 Abs. 1, Art. 4 Abs. 1 und 3 sowie Art. 6 Abs. 1) 
sollen auf das notwendige Minimum reduziert werden, 
da alle bereitzustellenden Daten physisch an einem 
Ort gespeichert werden müssen. Dies belastet die 
Speicherkapazität, die in der Regel von Cloud-
Anbietern zur Verfügung gestellt wird. Um die 
Belastung für Datenanbieter und Dienstleister, aber 
auch für die Umwelt zu reduzieren, sprechen wir uns 
dafür aus, in diesem Bereich keine "Rohdaten" 
bereitstellen zu müssen. 

Wir erkennen keine objektive Notwendigkeit für die 
Einbeziehung von Belegungsdaten - es gibt keinen 
Erwägungsgrund, aus dem sich die Motivation ableiten 
ließe. In der Vergangenheit wurden Belegungsdaten als 
Reaktion auf die Pandemie überstürzt eingeführt und 
Datenschutzaspekte in den Hintergrund gedrängt. 

Art. 3 Abs. 1, Art. 4 Abs. 1 und 3 sowie Art. 6 Abs. 
1: Die zusätzlichen Anforderungen an historische 
Daten sollen auf das notwendige Minimum 
reduziert werden. 

 

 

  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32024R0490
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02010L0040-20231220
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SOZIAL- UND ARBEITSRECHT 

Entsendemeldung und A1 Meldung für Dienstreisen/Entsendungen von Arbeitnehmern 
in das EU-Ausland 

Verordnung (EG) Nr. 987/2009 zur Festlegung der Modalitäten für die Durchführung  
der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit 
COM(2024)531 Vorschlag für eine Verordnung über eine öffentliche Schnittstelle für die  
Erklärung über die Entsendung von Arbeitnehmern 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Klarstellung ist notwendig 

Nach EU-Recht müssen Unternehmen mit Sitz in 
Österreich, die für ihre Mitarbeiter eine Entsendung 
für mehr als 3 Tage ins Ausland planen, einen Antrag 
auf die A1-Bescheinigung beim zuständigen 
Sozialversicherungsträger elektronisch oder mittels 
Formular einreichen. Diese dient als Nachweis, dass 
der Arbeitnehmer in Österreich ordnungsgemäß 
versichert ist und dass das Entsendungsland nicht 
berechtigt ist, Sozialversicherungsbeiträge zu 
erheben. Für jeden Arbeitnehmer muss ein eigener 
Antrag gestellt werden.  

Ebenso muss der Arbeitgeber eine Entsendemeldung 
an die Behörden des Aufnahmestaates machen. Im 
November 2024 schlug die EU-Kommission vor, ein 
einheitliches digitales Meldeportal (e-declaration 
portal) für Unternehmen einzurichten, die 
Dienstleistungen erbringen und Arbeitnehmer 
vorübergehend in einen anderen Mitgliedstaat 
entsenden. Das Meldeverfahren soll standardisiert und 
vereinfacht werden, wobei die öffentliche 
Schnittstelle den Mitgliedstaaten nur auf freiwilliger 
Basis zur Verfügung steht. Das einheitliche digitale 
Meldeportal soll es Dienstleistungserbringern 
ermöglichen, ein einziges Formular anstelle von 27 
verschiedenen nationalen Formularen zu verwenden. 
Dieses standardisierte Formular wird in allen EU-
Amtssprachen verfügbar sein. Die geforderten 
Informationen werden auf etwa 30 Datenpunkte 
gestrafft. Dies dürfte den Verwaltungsaufwand für die 
Unternehmen verringern. 

E-Declaration: Grenzüberschreitende Entsendungen 
sollen – wie von der Kommission vorgesehen – durch 
eine EU-weit standardisierte Meldung ("E-
Declaration") vereinfacht werden. Wir empfehlen, 
einige zusätzliche Informationen wie die Dauer der 
Entsendung und die SV-Nummer des entsandten 
Arbeitnehmers anzugeben, was durch ESSPASS 
(s.u.) erleichtert werden könnte.  

ESSPASS: Die Kommission wird im Q3 2026 einen 
Vorschlag für ein digitalisiertes Sozial-
versicherungsdokument vorlegen. Es soll eine 
digitale Brieftasche zur Verwaltung von 
Sozialversicherungsdaten entwickelt werden, die 
auch grenzübergreifend online überprüft werden 
können. Damit soll unter anderem der 
Verwaltungsaufwand für Unternehmen, die 
grenzüberschreitend im EU-Binnenmarkt tätig sind, 
verringert werden.  

 

 

Entgelttransparenz-Richtlinie (EU) 2023/970 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Unverhältnismäßige administrative Belastungen 
durch die Schaffung von Vergütungsstrukturen  

Die Richtlinie sieht vor, dass Unternehmen über 
Vergütungsstrukturen verfügen müssen, durch die 
gleiches Entgelt bei gleicher oder gleichwertiger 
Arbeit gewährleistet wird. Wie komplex diese Aufgabe 
ist, zeigt der “Leitfaden” der EIGE, der mit seinen 157 

Art. 4 - Unternehmen, die einem KV unterliegen, 
sollen von der Pflicht zur Schaffung einer 
unternehmensinternen Vergütungsstruktur 
ausgenommen werden. Wenn ein Unternehmen 
eine eigene Vergütungsstruktur einführen möchte, 
so muss es in der Systemwahl frei bleiben. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02009R0987-20180101
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02004R0883-20190731
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex%3A52024PC0531
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32023L0970&qid=1745836818417
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Seiten Unternehmen bei dieser Festlegung 
unterstützen soll.  

Unverhältnismäßige Meldepflichten 

Die Richtlinie sieht massive Berichtspflichten in sehr 
engen periodischen Abständen vor. Der Arbeitnehmer 
kann seine Rechte uneingeschränkt ausüben.  

 

Analytische Systeme sind komplex und bürokratisch 
aufwändig. 

Die Anwendung eines KV soll Unternehmen die 
Sicherheit einer widerlegbaren gesetzlichen 
Vermutung der Nichtdiskriminierung bringen. 

Art. 7 - Das Auskunftsrecht sollte nicht 
unbeschränkt oft ausgeübt werden dürfen, um 
Missbrauch zu verhindern. 

Art. 9 – Bei der Berichterstattung muss aus 
Praktikabilitätsgründen die Nichtaufnahme 
bestimmter Gruppen (z.B. Ferialarbeitnehmer) 
erlaubt sein. 

Längere Umsetzungsfristen für die ersten Berichte: 
Lohnverrechnungssoftwarehersteller müssen den 
Bericht programmieren; Unternehmen benötigen 
Zeit, um die neuen Systeme zu testen. 

Art. 23 – Sanktionen dürfen nicht überschießend 
sein, eine Verwarnung vor einer Bestrafung muss 
zulässig sein. 

 

Richtlinie (EU) 2024/2831 zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der Plattformarbeit  

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Die Richtlinie enthält überzogene Meldepflichten für 
Plattformen, die gestrichen oder zumindest reduziert 
werden sollten.  

Die Meldepflichten in den folgenden Artikeln 
sollten gestrichen oder zumindest reduziert 
werden: 

Art. 8: Berichterstattung über die 
Folgenabschätzungen für den Datenschutz. 

Art. 9: Informationen über automatisierte 
Monitoringsysteme. Arbeitnehmern sind auf 
Anfrage -  zusätzlich zu den ihnen am ersten 
Arbeitstag zu übermittelnden Informationen über 
die automatisierten Entscheidungs- und 
Beobachtungssysteme – ausführliche Informationen 
über dieselben Systeme zu übermitteln. Dies sollte 
ersatzlos gestrichen werden.    

Art. 17: Allgemeine Informationen zur 
Plattformarbeit. 

 

Richtlinie (EU) 2003/88 über bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung  

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Die Arbeitszeit-RL nimmt keine Rücksicht auf 
Arbeitnehmer, die im Homeoffice ihre Arbeitszeiten 
weitgehend selbst bestimmen können. Für diese gelten 
die Bestimmungen zur täglichen und wöchentlichen 
Ruhezeit, zur Höchstdauer der Arbeitszeit sowie zu 
den Bezugszeiträumen. Für diese Situationen sollten 

Art. 17 (1) neuer lit d)  

Arbeitnehmer im Homeoffice, die ihre Arbeitszeit 
teilweise oder zur Gänze selbst bestimmen können.  

Damit soll es Ausnahmen von der Nacht- und 
Wochenendruhe geben. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32024L2831&qid=1745837266310
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32003L0088
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daher spezielle Ausnahmeregelungen getroffen 
werden. 

 

Richtlinie 94/33/EG über den Jugendarbeitsschutz  

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

In der Richtlinie wurde nicht bedacht, dass die 
Ausbildung von Jugendlichen in manchen Branchen in 
der Nacht stattfinden muss, z.B. in den Bäckereien. 

Art. 9 (2) ist wie folgt zu ergänzen: 

Die Mitgliedstaaten können jedoch durch 
Rechtsvorschrift in den nachstehend aufgeführten 
Fällen die Arbeit von Jugendlichen während des 
Nachtarbeitsverbots zulassen, sofern dies durch 
objektive Gründe gerechtfertigt ist, den 
Jugendlichen angemessene Ausgleichsruhezeiten 
gestellt werden und die Ziele des Artikels 1 nicht in 
Frage gestellt werden:  

- Beschäftigung in der Schifffahrt oder in der 
Fischerei;  

- Beschäftigung in den Streitkräften oder in der 
Polizei;  

- Beschäftigung in Krankenhäusern oder ähnlichen 
Einrichtungen;  

- kulturelle, künstlerische, sportliche oder 
Werbetätigkeiten; 

- Beschäftigung zu Zwecken der beruflichen 
Ausbildung, sofern diese branchentypisch in der 
Nacht stattfindet, z.B. Bäckerei. 

 

VERBRAUCHERRECHT 

Richtlinie (EU) 2024/825 zur Stärkung der Verbraucher für den ökologischen Wandel  

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Die EU-Empowering-Consumers-Richtlinie (EmpCo-
Richtlinie) legt erstmals spezifische 
lauterkeitsrechtliche Vorgaben für Umweltaussagen 
und Nachhaltigkeitssiegeln für die Werbung im 
kommerziellen Kontext fest. Sie hätte bis März 2026 in 
nationales Recht umgesetzt werden müssen und ist ab 
September 2026 anwendbar. 

Da die EmpCo-Richtlinie keine Übergangsfristen 
vorsieht, dürfen Lagerbestände bereits verpackter 
Produkte nicht mehr abverkauft werden, wenn ihre 
Kennzeichnung nicht den neuen Vorgaben entspricht. 
Dies führt unvermeidlich zu einer Verschwendung von 
Produkten (z.B. genießbare Lebensmittel ). Betroffen 
sind sowohl Produktion als auch Handel. Hinzu 
kommen andere Vorgaben des „Green Deals“, so 
besteht z.B. im Lebensmittelhandel aufgrund der EU-

Vor dem Hintergrund fehlender Übergangsfristen, 
wird eine Lösung in der wirtschaftlichen Umsetzung 
gefordert, um eine unnötige 
Produktverschwendung und Verschwendung von 
bereits bestelltem Verpackungsmaterial zu 
vermeiden (in der unternehmerischen Praxis ist es 
unwirtschaftlich kleine Mengen von 
Verpackungsmaterial zu bestellen). Es braucht 
daher klarstellende Regelungen in der Richtlinie, 
die an das Inverkehrbringen der Produkte ansetzen 
oder zumindest eine angemessene Übergangsfrist 
festlegen. 

Die EU-Kommission stellte zuletzt klar, dass es den 
nationalen Verbraucherschutzbehörden obliegt, 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A01994L0033-20190726
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32024L0825
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Abfallrahmenrichtlinie eine Vorgabe, die bis 2030 eine 
Reduktion der Lebensmittelverschwendung um 10 % in 
der Verarbeitung und 30 % im Handel verlangt. 

Geschäftspraktiken zu untersuchen und deren 
Verhältnismäßigkeit zu bewerten.  

Konkret schlagen wir daher einen Vollzug mit 
Augenmaß vor, um die Vernichtung von Produkten 
zu vermeiden. Dies sollte nicht nur die Behörde im 
Lauterkeitsrecht, die in diesem Bereich in 
Österreich (und Deutschland) nicht bestehen, 
umfassen, sondern auch Behörden im 
Lebensmittelrecht, welche die Richtlinie zwar nicht 
direkt anwenden, aber als Maßstab heranziehen. 
Diese Vollzugsbehörde sollte gerade bei 
verzehrstauglichen Waren, die zum Stichtag bereits 
verpackt im Regal oder im Lager liegen, einen 
Abverkauf ermöglichen. Eine solche 
Vorgehensweise entspricht der gängigen Praxis im 
Lebensmittelrecht bei der Einführung neuer 
Kennzeichnungspflichten. 

  

Richtlinie 2011/83/EU über die Rechte der Verbraucher  

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Verwaltungserleichterung für KMU bei Verträgen, 
die außerhalb von Geschäftsräumen ausgehandelt 
werden  

Die Bestimmungen über außerhalb von 
Geschäftsräumen geschlossene Verträge gelten auch 
dann, wenn ein Handwerker aufgrund eines Auftrags 
(z.B. Malerarbeiten, Elektroinstallationen, Friseur in 
einer Wohnung etc.) in die Wohnung eines Kunden 
gerufen wird und der Vertrag dort geschlossen wird.  
Die komplexen Bestimmungen (enorme 
Informationspflichten, die auf Papier gegeben werden 
müssen) sind für KMU nicht zu bewältigen und sind mit 
einem enormen bürokratischen Aufwand, aber auch 
mit potenziell völlig unverhältnismäßigen Sanktionen 
verbunden. Auch die Verbraucher haben kein 
Verständnis für diese Bürokratie (wenn der 
Verbraucher eine Dienstleistung schnell, d.h. während 
der Widerrufsfrist, erbracht haben möchte, muss er 
dies ausdrücklich „auf Papier“ verlangen). 

Ausnahme von den Bestimmungen über Verträge, 
die außerhalb von Geschäftsräumen geschlossen 
werden, wenn der Verbraucher selbst den 
Geschäftskontakt mit dem Unternehmer 
aufgenommen hat (z.B. wenn er den Handwerker in 
seine Wohnung gerufen hat) 

Mehr Rechtssicherheit für Unternehmen bei der 
Information über das Widerrufsrecht 

Unternehmen müssen die Verbraucher bei 
Fernabsatzverträgen und Verträgen, die außerhalb von 
Geschäftsräumen geschlossen werden, vor 
Vertragsabschluss über ihr gesetzliches Widerrufsrecht 
informieren. Zwar steht im Anhang der Richtlinie eine 
Musterbelehrung für die Information über das 
Widerrufsrecht zur Verfügung, diese enthält jedoch 
viele Textbausteine, die für den jeweiligen Fall richtig 
ausgewählt werden müssen. Dieses 
Musterbelehrungsformular mit seinen vielen Varianten 

Der EU-Gesetzgeber sollte Unternehmen ein 
rechtssicheres und standardisiertes Muster-
Belehrungsformular für die Belehrung über das 
Widerrufsrecht zur Verfügung stellen, das alle 
Fallvarianten abbildet.  

Für die Gestaltung eines solchen Formulars könnte 
z.B. die Expertise des ELI (European Law Institute 
mit Sitz in Wien) genutzt werden. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02011L0083-20220528
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zur Auswahl ist daher aufgrund seiner Komplexität für 
KMU unbrauchbar. 

Die Unternehmen müssen nicht nur ausführlich über 
das Widerrufsrecht informieren, sondern den 
Verbrauchern auch ein "Muster-Widerrufsformular" zur 
Verfügung stellen. Darüber hinaus muss künftig auch 
jeder Online-Anbieter einen "Widerrufsbutton" auf 
seiner Website platzieren, um Verbrauchern die 
Ausübung ihres Widerrufsrechts zu erleichtern. Die 
Bereitstellung dieses Widerrufsformulars ist ohnehin 
völlig überflüssig, da es von Verbrauchern in der Praxis 
gar nicht genutzt wird. 

Streichung der Verpflichtung zur Bereitstellung 
eines "Muster-Widerrufsformulars". 

Für mehr Fairness auf der Verbraucherseite im E-
Commerce sorgen 

Ballkleider werden z.B. online bestellt, auf dem Ball 
getragen und erst dann wird das Widerrufsrecht 
ausgeübt. Der Unternehmer kann theoretisch die 
Wertminderung geltend machen, aber die Berechnung 
derselben ist schwierig und der Aufwand für die 
Ausübung ist groß. Es ist auch schwer zu verstehen, 
dass missbräuchliches Verhalten zu Lasten von 
Unternehmen gehen soll. Der Verbraucherschutz sollte 
missbräuchliches Verhalten nicht schützen, denn ein 
solches Verhalten wirkt sich letztlich auch negativ auf 
korrekt handelnde Verbraucher aus. 

Festlegung einer Ausnahme vom Widerrufsrecht, 
wenn der Verbraucher ein bestelltes Produkt nicht 
nur getestet, sondern auch verwendet/benutzt hat. 

Keine doppelten Informationspflichten 

Es bedarf einer Klarstellung (in Artikel 8.2 der 
Richtlinie), dass in der Bestellübersicht vor dem 
Button "Zahlungspflichtig bestellen" nicht alle 
wesentlichen Merkmale der Ware/Dienstleistung 
nochmals angezeigt werden müssen, sondern vielmehr 
die Identifizierbarkeit der Ware sichergestellt sein 
muss. Würden nach Art. 8.2 nochmals Angaben zu 
allen wesentlichen Merkmalen im gleichen Umfang wie 
in Art. 6.1a zur Verfügung gestellt, würde diese 
Übersicht zu Bürokratie und völliger 
Unübersichtlichkeit führen, insbesondere wenn 
mehrere Waren bestellt werden. Allerdings gibt es in 
Deutschland Gerichtsentscheidungen, die die letztere 
Auffassung vertreten. 

Es bedarf einer Klarstellung (in Artikel 8.2 der 
Richtlinie), dass in der Bestellübersicht vor dem 
Button "Zahlungspflichtig bestellen" nicht alle 
wesentlichen Merkmale der Ware/Dienstleistung 
nochmals angezeigt werden müssen, sondern 
vielmehr die Identifizierbarkeit der Ware 
sichergestellt sein muss. 

Befreiung vom Widerrufsrecht beim Herunterladen 
von digitalen Inhalten 

Dass bei digitalen Inhalten ein Widerrufsrecht nicht 
angemessen ist, wird an der Möglichkeit seines 
Verlustes erkannt (Art. 16 Buchst. m der Richtlinie). 
Doch die Voraussetzungen für einen wirksamen Verlust 
des Widerrufsrechts sind äußerst komplex und machen 
Downloads hochbürokratisch. 

Es ist daher notwendig und der Digitalisierung 
förderlich, digitale Inhalte generell vom 
Widerrufsrecht auszunehmen. 

Freistellung bestimmter Berufsgruppen notwendig 

Die Regelungen für Fernabsatzverträge behalten den 
E-Commerce als Geschäftsmodell typischerweise im 
Blick oder sind vielmehr darauf zugeschnitten. Sie 

Festlegung von Ausnahmen vom 
Anwendungsbereich der Verbraucherschutz-RL für 
bestimmte Berufsgruppen 
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passen nicht zu bestimmten Berufsgruppen (z.B. 
Immobilienmakler, Bestatter), die keine Online-
Händler sind, sondern erst aufgrund der weiten 
Definition von Fernabsatzverträgen rechtlich zu 
solchen geworden sind. 

Generell: Erreichen eines ausgewogenen Verbraucherschutzes 

Initiativen für weitere spezifische Regelungen durch EU-Recht sollten kritisch betrachtet werden. Das 
Subsidiaritätsprinzip, die Wahrung des unternehmerischen Wettbewerbs, der Schutz der unternehmerischen 
Freiheit und der Grundsatz der Vertragsfreiheit müssen die Leitprinzipien dieser Prüfung sein. Damit soll 
sichergestellt werden, dass neue verbindliche Verbraucherschutzvorschriften dem Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit entsprechen und nur dann erlassen werden, wenn ein besonderes Schutzbedürfnis 
besteht und eine sachliche Rechtfertigung gegeben ist. 

 

Richtlinie (EU) 2018/1972 EU-Rahmen für elektronische Kommunikationsnetze 
und -dienste 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Veraltete Regeln abschaffen und sektorspezifische 
Regeln reduzieren 

Da es beim Rahmen für die elektronische 
Kommunikation vor allem darum geht, die 
Konnektivität in ganz Europa auf hohem Niveau zu 
gewährleisten und die Voraussetzungen für die 
bestmögliche Entwicklung des digitalen Binnenmarkts 
zu schaffen, sind einfache und effiziente Regeln 
dringend erforderlich. Ein Leitgedanke für die 
Überarbeitung dieses Regelwerks sollte die Schaffung 
tatsächlich gleicher Wettbewerbsbedingungen für alle 
Marktteilnehmer (insbes. im Hinblick auf den "Kodex") 
sein. Dazu ist es notwendig, nicht mehr zeitgemäße 
Regeln zu identifizieren und zu beseitigen. 
Gleichzeitig sollten die neu in den Rechtsrahmen 
aufzunehmenden Bestimmungen einfacher und klarer 
sein. Dies gilt insbes. für die sektorspezifischen 
Verbraucherrechtsregelungen: Angesichts der 
Tatsache, dass derzeit ein äußerst weitreichender 
allgemeiner europäischer Verbraucherschutzrahmen in 
Kraft ist, sollte der Schwerpunkt der neuen 
Rechtsvorschriften darauf liegen, sektorspezifische 
Vorschriften in diesem Bereich zurückzudrängen. 
Darüber hinaus ist es notwendig, den 
Verwaltungsaufwand für die Unternehmen erheblich 
zu verringern. 

Abschaffung von Vorschriften, die nicht mehr auf 
dem neuesten Stand sind, und Sicherstellung, dass 
neue Bestimmungen einfacher und klarer sind und 
gleiche Wettbewerbsbedingungen für alle schaffen. 

 

Richtlinie 2025/2647 u.a. zur Änderung der Richtlinie 2013/11/EU 
über die alternative Beilegung verbraucherrechtlicher Streitigkeiten 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Abschaffung der Pflicht zur Unterrichtung einer 
Alternativen Streitbeilegungsstelle 

Richlinie 2013/11/EU i.d.F. Richtlinie (EU) 
2025/2647: Streichung des Art. 5 Abs. 9 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02018L1972-20241018
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32025L2647&qid=1776350546070
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Gemäß Art. 5 Abs. 9 ist ein Unternehmer verpflichtet, 
einer mit ihm in Kontakt tretenden alternativen 
Streitbeilegungsstelle (ADR) mitzuteilen, ob er bereit 
ist, an dem vorgeschlagenen außergerichtlichen 
Streitbeilegungsverfahren teilzu-nehmen. Der 
Unternehmer ist verpflichtet, binnen einer Frist von 
höchstens 20 Arbeitstagen der AS-Stelle zu antworten. 
Auch dies stellt einen bürokratischen Mehraufwand dar 
und kann als eine Meldepflicht im weiteren Sinne 
verstanden werden. Antwortet der Unternehmer nicht, 
so kann die AS-Stelle davon ausgehen, dass der 
Unternehmer die Teilnahme ablehnt. 

Die Richtlinie führt eine neue Ebene des 
Verwaltungsaufwands ein, indem sie Antworten auf 
jede der Anfragen verlangt. Diese regulatorischen 
Änderungen führen nicht zu einer bürokratischen 
Vereinfachung, sondern zu zusätzlichem Bürokratie-
aufwand. 

Diese Antwortpflicht sollte ersatzlos entfallen. 
Denn es ist zu erwarten, dass AS-Stellen nicht 
darauf hinweisen, dass die Richtlinie die 
Vermutung der Nichtteilnahme aufstellt, wenn 
nicht innerhalb der Frist geantwortet wird. In 
Unkenntnis der Details wird der Unternehmer sich 
verpflichtet fühlen, zu antworten. Zudem ist mit 
negativer Publicity zu rechnen, wenn der 
Unternehmer der Aufforderung nicht nachkommt. 

 

 

DIGITALES RECHT 

Datenschutz-Grundverordnung (EU) 2016/679 (DSGVO) 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Belastende Dokumentationspflichten für KMU Über die Aufzeichnung von Verarbeitungs-
tätigkeiten (Art. 30): 

Um den bürokratischen Aufwand insbes. für KMU zu 
reduzieren, ist eine Änderung des Art. 30 DSGVO 
zielführend. Für KMU sollte eine Ausnahme 
hinsichtlich der Dokumentationspflichten bestehen, 
wenn diese Unternehmen 
Datenverarbeitungstätigkeiten durchführen, die als 
unbedenklich angesehen werden können (d.h. 
Datenverarbeitungstätigkeiten, die die 
vertraulichen Interessen der betroffenen Personen 
nicht gefährden, insbes. im Hinblick auf den 
Verwendungszweck und die Art der verarbeiteten 
Daten).  

Die WKÖ begrüßt, dass diese Erleichterung durch 
den Vorschlag für Omnibus IV (COM(2025)501) 
aufgegriffen und auch auf Small Mid-Caps 
ausgeweitet wird. 

 

Richtlinie (EU) 2019/790 über das Urheberrecht im digitalen Binnenmarkt  

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Artikel 19 verpflichtet Vertragspartner von Urhebern, 
die Urheber jährlich z.B. über die Art der Verwertung 
und die erzielten Einnahmen zu informieren, wenn 
Werke auf der Grundlage einer Lizenz gegen 

Der Anwendungsbereich von Artikel 19 sollte auf 
die Kernbereiche Film, Musik und Literatur 
reduziert werden. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02016R0679-20160504
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52025PC0501&qid=1778071788303
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02019L0790-20190517&qid=1745838570268
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Vergütung genutzt werden. In begründeten Fällen 
können die Mitgliedstaaten diese Informationspflicht 
verringern (nicht aufheben). 

Diese Verpflichtung wurde in erster Linie mit Blick auf 
einen zusätzlichen Vergütungsanspruch des Urhebers 
im Falle eines unerwarteten Erfolgs ausgestaltet. Dies 
ist in den Bereichen Film, Musik und Literatur 
verständlich, aber die Pflicht gilt für alle, die 
urheberrechtlich geschützte Werke verwenden, z.B. 
Logos von Organisationen, Produktverpackungen, 
Produkt- und Werbefotos und sogar Rechtstexte wie 
AGB. Sie gilt auch nicht nur für Unternehmen, sondern 
z.B. auch für politische Parteien, die Plakate für einen 
Wahlkampf aufhängen und sogar Brautpaare, die ihre – 
von einem bezahlten Fotografen aufgenommenen – 
Hochzeitsfotos ins Internet stellen. 

 

Verordnung (EU) 2024/1689 zur Festlegung harmonisierter Vorschriften für KI (AI Act) 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Wir begrüßen, dass die Kommission die Aufgabe hat, 
Leitlinien für die Umsetzung des AI-Acts 
auszuarbeiten. Für die Unternehmen, die die 
Anforderungen des AI-Acts umsetzen müssen, ist es 
sehr wichtig, dass sie auf Anleitungen, Praxisbeispiele 
und konkrete Leitfäden in zusammengefasster und 
verständlicher Form zurückgreifen können. Nur so 
kann sichergestellt werden, dass die Anforderungen 
des Rechtsakts bestmöglich erfüllt und umgesetzt 
werden können.  

Unternehmen, die mit "hohem Risiko" eingestuft 
werden, müssen einen viel höheren Compliance-
Aufwand tragen als Unternehmen, die ein "geringes 
Risiko" aufweisen. Daher werden neben den Leitlinien 
auch Unterstützungsmaßnahmen erforderlich sein, um 
die anspruchsvollen rechtlichen Anforderungen zu 
bewältigen. Bei der EU-Kommission muss ein KI-
Servicedesk mit einer klaren Serviceorientierung für 
Unternehmen eingerichtet werden. Er muss nützliche 
Dienste anbieten, die Unternehmen nutzen können, 
um diese Herausforderungen zu bewältigen. 

Neben den Leitlinien und dem Service Desk ist es 
wichtig, dass die Standards einsatzbereit sind, um eine 
reibungslose Umsetzung und einen gemeinsamen 
Ansatz für die Governance zu erreichen. Diese 
Standards müssen rechtzeitig eingeführt werden, da 
dies sonst zu einer völlig unterschiedlichen Auslegung 
des AI-Acts, einer fragmentierten Umsetzung und 
zusätzlichen Rechtskosten führen würde. 

Da einige technische Standards noch nicht vorliegen, 
begrüßt die WKÖ die in der Trilogeinigung zum 
Omnibus 7 (AI Act) vorgesehene Ausweitung der 
Übergangsfristen für bestimmte Hochrisiko-KI-Systeme 
von 2.8.2026 auf 2.12.2027.  

Der KI-Service Desk zur Umsetzung des AI-Acts 
sollte dem Beispiel der österreichischen „KI-
Servicestelle“ folgen mit dem Ziel, Unternehmen 
bei der Einhaltung der Vorschriften zu unterstützen 
und die Compliance-Kosten für die Einhaltung zu 
senken. Der Service-Desk sollte digitale 
Instrumente wie eine interaktive Plattform, 
Selbstbewertungsinstrumente, Entscheidungsbäume 
und Webinare anbieten. Die Implementierung von 
„Sandboxes“ muss Hand in Hand mit den Services 
gehen. 

Die rechtzeitige Einführung von Standards ist 
notwendig, da sie eine entscheidende Rolle bei der 
Senkung der Compliance-Kosten und der 
Gewährleistung effektiver, praktischer und weit 
verbreiteter Lösungen spielen. 

 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02024R1689-20240712
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FINANZ- UND STEUERRECHT 

Vereinfachung der Steuergesetzgebung durch geplantes Omnibus-Paket 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Allgemein 

Hohe administrative Belastung insgesamt (Zeit-, 
Personal- und Beratungskosten) durch wachsende 
Steuer-Compliance-Anforderungen 

Überschneidende und doppelte Berichtspflichten: 
identische Danten müssen mehrfach, in 
unterschiedlichen Formaten und gegenüber 
verschiedenen Behörden eingereicht werden  

Fehlende Harmonisierung von Vorlagen, 
maschinenlesbaren Formaten und Abgabekalendern: 
erhöht Prozesskosten und Fehleranfälligkeit 

Mehrfach-Registrierungen und laufende Pflege von 
Stammdaten/Zugängen in mehreren Jurisdiktionen 
(Accounts, Vertreter, Vollmachten, 
Nutzerverwaltungen) 

Kosten für interne Governance: Aufbau und Betrieb 
von Compliance-Prozessen (Richtlinien, Kontrollen, 
Freigaben, Dokumentation) sowie laufende 
Aktualisierung 

Hoher Aufwand für Datenaufbereitung und 
Nachweisführung (Extraktion, Bereinigung, 
Abstimmung, Audit-Trail) insbesondere bei 
technischen Einreichungsformaten z.B. XML 

Erhöhte externe Beratungskosten (lokale 
Steuerberatung/Rechtsberatung) zur Interpretation, 
Umsetzung und Absicherung bei Unsicherheiten 

Kosten aus kurzen/uneinheitlichen Fristen und nicht 
abgestimmten Meldezyklen: Ressourcen-Spitzen, 
zusätzliche Kapazitäten und operative 
Reibungsverluste 

 

• Verbindliche Umsetzung des Once-only-
principle: Die Europäische Kommission muss 
sicherstellen, dass Unternehmen für identische 
Sachverhalte Daten nur einmal erheben und nur 
einmal melden müssen. Mehrfachmeldungen 
auf Basis unterschiedlicher Sekundärrechtsakte 
sind abzubauen. 

• Klare Zuständigkeit an eine “Single Point of 
Reporting” Behörde: 
Unternehmensdaten dürfen unionsweit nur 
einmal erhoben und an eine eindeutig 
zuständige Lead-Behörde gemeldet werden, 
jede weitere Verwendung hat ausschließlich 
behördenintern zu erfolgen. Die Europäische 
Kommission hat Rahmenbedingungen zu 
schaffen, die einen verpflichtenden 
behördeninternen Datentransfer ermöglichen.  

• Verlagerung administrativer 
Koordinationsaufgaben in die Verwaltung: 
Abgleich-, Weiterleitungs- und 
Plausibilisierungsaufgaben dürfen nicht länger 
auf Unternehmen abgewälzt werden. Fehlende 
behördeninterne Koordination ist durch 
institutionelle und technische Lösungen 
innerhalb der Verwaltung zu beheben. 

• Abschaffung paralleler Meldepflichten für 
identische Datensätze:  
Daten, die bereits in einem unionsrechtlich 
harmonisierten Verfahren gemeldet wurden, 
dürfen nicht erneut von Unternehmen verlangt 
werden, sofern Datenqualität und Risikoprofil 
dies zulassen.  

• Messbarkeit von Decluttering-Maßnahmen am 
tatsächlichen Entlastungseffekt:  
Der Erfolg von Decluttering-Initiativen ist nicht 
an der Anzahl zusammengeführter Rechtsakte, 
sondern an der realen Reduktion von Melde-, 
Dokumentations- und Nachweispflichten für 
Unternehmen zu messen.  

• Verpflichtende Prüfung behördeninterner 
Datennutzung vor Einführung neuer 
Meldepflichten:  
Vor jeder neuen oder erweiterten Meldepflicht 
ist nachzuweisen, dass bestehende 
Datenbestände nicht behördenintern genutzt 
werden können. Ohne diesen Nachweis darf 
keine zusätzliche Verpflichtung für 
Unternehmen eingeführt werden. 
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• Systematische Abschaffung 
unverhältnismäßiger und ineffizienter 
Regulierunspflichten:  
Neben der Vereinfachung und Bündelung 
bestehender Meldepflichten ist schlussendlich 
auch die ersatzlose Abschaffung solcher 
Maßnahmen vorzusehen, deren administrativer 
Aufwand in keinem angemessenene Verhältnis 
zu ihrem tatsächlichen Beitrag zur Bekämpfung 
von Steuerumgehung und Steuerverlagerung 
steht. Eine bloß abstrakte oder theoretische 
Eignung zur Missbrauchsvermeidung reicht nicht 
aus, um dauerhafte Belastungen für 
Unternehmen zu rechtfertigen. 

 

Richtlinie (EU) 2025/516 Mehrwertsteuervorschriften für das digitale Zeitalter 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Praxisgerechte Umsetzung der Richtlinie durch die 
ausstehenden Explanatory Notes und die 
ausstehende Überarbeitung der Norm EN 16931  

Die Norm EN 16931 wird derzeit für B2B Zwecke 
überarbeitet. Derzeit ist diese Norm nur 
kostenpflichtig erhältlich.  

Für die einheitliche Vorgangsweise bei den digitalen 
Meldungen werden Explanatory Notes auf EU-Ebene 
ausgearbeitet. 

Derzeit erfolgt eine Evaluierung der Richtlinie 
betreffend B2G-Rechnungen.  

Da die Norm EN 16931 verpflichtend anzuwenden 
ist, ist diese Norm kostenfrei zur Verfügung zu 
stellen. Die überarbeitete Norm für B2B Zwecke 
soll auch in XML/UBL kostenfrei abrufbar möglichst 
bald zur Verfügung stehen. 

Die Explanatory Notes im Zusammenhang mit den 
digitalen Meldepflichten sollen eine praxisnahe 
Vorgangsweise ermöglichen und Unternehmen 
nicht einschränken und zusätzlichen 
Verwaltungsaufwand produzieren. Sie sollen 
möglichst bald zwecks Rechtssicherheit 
veröffentlicht werden. 

Es wäre sinnvoll, dass nicht zusätzlich geänderte 
Formate für B2G Rechnungen vorgeschrieben 
werden. Insbesondere KMU dürfen von öffentlichen 
Ausschreibungen durch den erhöhten Aufwand 
nicht defacto ausgeschlossen werden. 

Mit 01.07.2021 wurden durch die Abschaffung der 
nationalen Lieferschwellen die Rahmenbedingungen für 
den (Online)Versandhandel massiv verändert. Die 
bisherigen länderspezifischen Lieferschwellen wurden 
abgeschafft und durch eine einheitliche, europäische 
Lieferschwelle iHv EUR 10.000 ersetzt.  

Nunmehr sind innergemeinschaftliche 
Versandhandelsumsätze fast immer am Konsumort 
(Bestimmungsland) zu versteuern. Viele Unternehmer 
werden damit in anderen EU-Mitgliedsstaaten 
umsatzsteuerpflichtig. 

Der EU One-Stop-Shop (EU-OSS), soll den 
Verwaltungsaufwand vereinfachen. Onlinehändler 
können ihre Umsätze über den EU-OSS (Zugriff über 
Finanzonline) melden und dort ihre 
Mehrwertsteuerschuld direkt begleichen. 

Herausforderung 

Es muss eine praxisgerechte zentrale Schnittstelle 
für EU-Mehrwertsteuersätze und steuerrechtliche 
Unternehmensanfragen aufgestellt werden. Die 
Informationen müssen strukturiert übermittelt 
werden können (z.B. als Excel-File), damit 
Unternehmen die Mehrwertsteuersätze direkt in 
ihre Webshops hinterlegen können. 

Die bestehende Datenbank Access2Markets muss 
die Steuersätze tagesaktuell angeben und 
Unternehmen müssen dort vereinfacht nach 
Produkten und Steuersätzen suchen können. 

Straffreiheit: Wenn der Unternehmer nachweisen 
kann, dass er die Steuersätze von Access2Markets 
oder einer anderen zur Verfügung gestellten 
Plattform verwendet hat, sollte er in den 
Mitgliedsstaaten keine steuerrechtlichen 
Konsequenzen fürchten. Ansonsten drohen den 
Unternehmen eine Vielzahl von Compliance-

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32025L0516&qid=1746617799409
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Kleine Unternehmen müssen für jedes Produkt den 
jeweils korrekten ausländischen Mehrwertsteuersatz 
wissen. Aufgrund der Komplexität der 
Mehrwertsteuersätze innerhalb der EU sind die 
Unternehmen einem erhöhten Rechtsrisiko ausgesetzt.  

Die von der EU-Kommission zur Verfügung gestellten 
Datenbanken (z.B. Acces2Markets) bieten betroffenen 
Unternehmen keine Rechtssicherheit, da sie nicht 
tagesaktuell und rechtsverbindlich sind. Das BMF gibt 
grundsätzlich keine rechtsverbindlichen Auskünfte über 
ausländische Steuersätze. Damit sind die Unternehmen 
auf sich gestellt. 

Verstößen und finanzstrafrechtliche 
Konsequenzen.   

 

Richtlinie 2006/112/EG über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Margenbesteuerung: Sonderregelung für Reisebüros  

Die Sonderregelung für Reisebüros, allgemein bekannt 
als Tour Operators Margin Scheme (TOMS), stellt 
grundsätzlich eine Vereinfachung der Besteuerung für 
die Reisebürobranche dar. Sie ermöglicht es Reisebüros, 
die Umsatzsteuer in nur einem Mitgliedstaat 
abzurechnen, anstatt sich in jedem Land registrieren zu 
müssen, in dem die zugrundeliegenden Reiseleistungen 
als erbracht gelten. Leider führen mehrere Urteile des 
EuGH zu erheblichen Einschränkungen für die 
Reisebürobranche, insbesondere in folgenden Punkten: 

Verbot der globalen Margenberechnung  

Ein zentraler Punkt ist die Verpflichtung, die 
steuerpflichtige Marge für jede einzelne Transaktion zu 
berechnen, d. h. die Kosten von den für jede 
Reiseleistung erzielten Einnahmen abzuziehen. In der 
Praxis wird die Margensteuer fällig, sobald das 
Reisebüro Einnahmen erzielt, beispielsweise bei der 
Einforderung einer Anzahlung vom Kunden. Zu diesem 
Zeitpunkt sind die damit verbundenen Kosten oft noch 
nicht bekannt, was zu einer künstlichen Erhöhung der 
Marge führen kann. Das Reisebüro muss daher die 
Steuer auf eine überhöhte Marge berechnen und 
entrichten, was später korrigiert werden muss, sobald 
die Rechnungen und die finalen Kosten bekannt sind. 
Dies kann zu mehrfachen Anpassungen und 
Mehrwertsteuerrückerstattungsanträgen führen, wenn 
die endgültigen Zahlungen der Kunden eingehen und die 
Kosten nach und nach ermittelt werden. 
Zusammenfassend stellt dies einen erheblichen 
Verwaltungsaufwand für Reisebüros dar. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Diese Ineffizienz könnte erheblich verringert 
werden, wenn anstelle einer Einzelabrechnung 
pro Transaktion eine pauschale 
Margenberechnung über einen bestimmten 
Steuerzeitraum zugelassen werden würde. Eine 
pauschale Methode würde die wirtschaftliche 
Realität von Pauschalreisen besser widerspiegeln, 
den Bedarf an wiederholten Korrekturen 
verringern und die Verwaltung sowohl für 
Reisebüros als auch für die Steuerbehörden 
vereinfachen. 

 

 

 

 

Offenlegungspflicht der Vorsteuer  

Die Verpflichtung für Reisebüros, eine 
Umsatzsteuerrechnung auszustellen, aus welcher der 
exakte Betrag der Vorsteuer hervorgeht, obwohl sie 
diese ohnehin nicht geltend machen können, ist 

Uns ist keine andere Branche bekannt, in der 
Unternehmen verpflichtet sind, ihre 
Gewinnmargen gegenüber ihren Kunden 
offenzulegen. Dies ist für die Betriebe aufwendig 
und sollte geändert werden.  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32006L0112
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überzogen. Dies führt dazu, dass Reisebüros ihre Margen 
offenlegen müssen.  

 

Verpflichtende Anwendung der Margenbesteuerung 
im B2B-Bereich  

Die Anwendung der Margenbesteuerung im B2B-Bereich 
verzerrt den Wettbewerb erheblich – sowohl zwischen 
Anbietern aus Drittländern und europäischen Reisebüros 
als auch zwischen Leistungserbringern und Reisebüros. 
Geschäftskunden, die grundsätzlich zum Vorsteuerabzug 
berechtigt sind, können derzeit die Umsatzsteuer auf 
Reiseleistungen, die unter die Margenbesteuerung 
fallen, nicht geltend machen. Diese Situation untergräbt 
die Umsatzsteuerneutralität dieser Unternehmen und 
erhöht effektiv ihre Gesamtkostenbasis, was 
grundlegenden umsatzsteuerlichen Prinzipien 
widerspricht. In der Praxis sind diese Geschäftskunden 
daher häufig besser gestellt, wenn sie Reiseleistungen 
direkt bei den ursprünglichen Leistungserbringern 
erwerben, da sie dort den vollen Vorsteuerabzug 
geltend machen können. Dadurch entsteht ein 
Wettbewerbsnachteil für Reisebüros. 

Eine Opt-out-Möglichkeit aus der 
Margenbesteuerung im B2B-Bereich könnte dieses 
Problem lösen. 

 

 

Richtlinie (EU) 2022/2523 zur Gewährleistung einer globalen Mindestbesteuerung 
für multinationale Unternehmensgruppen und große inländische Gruppen in der Union 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Säule 2 Berichterstattung 

Die Bestimmungen der EU-Richtlinie, welche einen 
effektiven Mindeststeuersatz von 15% für große 
Unternehmen vorsieht, sind seit 2024 anzuwenden.  

Wie repräsentative Studien zeigen, verursacht die 
Anwendung der Mindeststeuerrichtlinie in ihrer ak-
tuellen Ausgestaltung übermäßige administrative 
Belastungen und sehr hohe Implementierungskosten 
aufgrund umfangreicher, komplexer Meldepflichten. 
Die fiskalischen Effekte sind dabei begrenzt. Zudem 
ergänzt die Anwendung von Pillar 2 redundante 
nationale Regeln und führt daher zu 
Doppelbesteuerung. Dies führt zu 
Wettbewerbsnachteilen für Unternehmen mit Sitz in 
der EU und verfehlt das ursprünglich angestrebte Ziel 
des globalen Level-Playing-Fields, da wichtige 
Volkswirtschaften die Regelungen nicht umsetzen. 
Dabei trägt das kürzlich vereinbarte Side-by-Side 
Package sicher zu keiner Vereinfachung der 
Komplexität des Systems bei. 

 

Die Wirtschaftskammer Österreich spricht sich 
insbesondere für eine umfassende Vereinfachung 
oder Aussetzung der EU-RL 2022/2523 zur globalen 
Mindestbesteuerung (Pillar 2) aus, z.B.: 

Richtlinie aussetzen: Aufgrund fehlender globaler 
Umsetzung (v. a. USA/China) und 
Wettbewerbsnachteilen für EU-Unternehmen wird 
eine vorübergehende Suspendierung der 
Anwendbarkeit gefordert. Das sollte solange 
erfolgen, bis ein internationales Level-Playing-Field 
erreicht wird. 

Temporäre Safe-Harbours dauerhaft machen:  
Die derzeitigen (u.a. CbCR-basierten) Safe-
Harbour-Tests sollen nach 2026 als permanentes 
„Gateway“-System weitergeführt werden, weil von 
den Unternehmen bisher umfangreiche 
Investitionen für tiefgreifende Analysen und 
Qualitätschecks von Daten des CbCR gemacht 
wurden. Vollberechnungen in Low-Risk-
Jurisdiktionen sollen vermieden werden und 
allenfalls optional sein. 

Die Safe-Harbour-Regelungen sollen generell 
vereinfacht werden, da die Anwendung von drei 
Berechnungssystemen (Vollberechnung, ETR-Safe-
Harbour und temporärer CbCR Safe-Harbour) 
äußerst komplex sind. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1700573486763&uri=CELEX%3A02022L2523-20221222
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Sekundäre Ergänzungssteuer (UTPR/”Secondary 
top-up tax”) abschaffen, wenn die 
Primärergänzungssteuer (Income Inclusion Rule) 
und Nationale Ergänzungssteuer (QDMTT) greifen.  

Bestehende Datenquellen nutzen z.B. CbCR-Daten 
und/oder IFRS-Konzernabschlüsse 

Abschaffung von Parallelregelungen wie z.B. CFC-
Regeln, Zinsabzugsbeschränkungen, 
Hinzurechungsbesteuerung etc.  

 

Richtlinie (EU) 2021/2101 über die Offenlegung von Ertragsteuerinformationen 
durch bestimmte Unternehmen und Zweigniederlassungen 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Die Richtlinie (EU) 2021/2101 zur Änderung der 
Richtlinie 2013/34/EU (Rechnungslegungsrichtlinie) im 
Hinblick auf die Offenlegung von 
Ertragssteuerinformationen durch bestimmte 
Unternehmen und Zweigniederlassungen musste bis 
zum 22. Juni 2023 in nationales Recht umgesetzt 
werden (öffentliche Berichterstattung nach Ländern). 

Mit der Änderungsrichtlinie soll sichergestellt werden, 
dass jene ertragsteuerlichen Informationsberichte, die 
multinationale Konzerne gemäß den Anforderungen 
der Richtlinie 2011/16/EU über die Zusammenarbeit 
der Verwaltungsbehörden im Bereich der Besteuerung 
und zur Aufhebung der Richtlinie 77/799/EWG (in 
Österreich umgesetzt durch das 
Verrechnungspreisdokumentationsgesetz) an die 
Steuerbehörden zu übermitteln haben, gleichzeitig 
auch bei den jeweiligen Handelsregistern eingereicht 
werden, damit sie über diese Register öffentlich 
zugänglich sind. Aus diesen Ertragsteuerauskünften 
geht hervor, welche Umsätze und Gewinne ein 
Konzern in den jeweiligen Territorien erzielt und 
welche Ertragsteuern er dort zahlt. Damit soll eine 
"öffentliche Debatte (...) über den Grad der 
Steuerehrlichkeit" dieser Konzerne ermöglicht werden, 
nämlich ob der Konzern auch dort Steuern zahlt, wo er 
große Umsätze erzielt, oder ob die Gewinne in 
Niedrigsteuerländer verlagert werden. 

Die Berichterstattung soll abgeschafft werden, da die 
Regelungen zur EU/Global Minimum Tax Anfang 2024 
in Kraft getreten sind und die Konzerne, die unter die 
öffentliche länderweise Berichterstattung fallen, 
einen Mindeststeuersatz von 15% zahlen müssen. 
Damit wird die Veröffentlichung dieser sensiblen 
Daten, die zu Fehlinterpretationen führen könnten, 
obsolet. 

Evaluierung der Offenlegungspflichten; 
Vereinfachung, Straffung und Harmonisierung des 
Einreichungsprozesses; mehr Optionen der 
Mitgliedstaaten auf EU-Ebene (derzeit nur: um eine 
verzögerte Veröffentlichung und eine Befreiung von 
der Veröffentlichung auf der Website zu 
ermöglichen); weniger strenge Strafen und mehr 
rechtliche Garantien (auf nationaler Ebene) 

 

  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1700565565162&uri=CELEX%3A32021L2101
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Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex  

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Transportkosten, die dem Importeur oft nicht 
bekannt sind 

Das Zollrecht der EU regelt die Bildung des Zollwerts 
auf der Grundlage des GATT Customs Valuation Code, 
der seit 1947 besteht und eine weltweit anerkannte 
und angewandte Regelung ist. Demnach ist der 
Zollwert einer importierten Ware in der Regel als 
Transaktionswert zu verstehen – also als der 
tatsächlich gezahlte oder zu zahlende Preis für die 
Einfuhr der Ware in das Gebiet der EU. Je nach 
Lieferbedingung gemäß Incoterms 2020 sind die 
außerhalb der EU angefallenen Transportkosten 
hinzuzurechnen und die in der EU angefallenen 
Transportkosten wären abzugsfähige Kosten. Diese 
sind dem Importeur jedoch oft nicht bekannt, da sie 
Teil des Kaufpreises sind. 

Eine extreme Erleichterung sowohl für die 
Wirtschaft als auch für die Verwaltung wäre die 
Möglichkeit, dass die EU-Kommission 
durchschnittliche Erfahrungswerte der 
Transportkosten pro Transportart und 
Lastenkilometer zur Verfügung stellt, die als 
abzugsfähig anerkannt werden. 

Verkürzung der Fristen für Entscheidungen 

Die Fristen für Entscheidungen im Zusammenhang mit 
Zollbestimmungen sind im Vorschlag der Kommission 
COM(2023)258 keineswegs wirtschaftsfreundlich und 
können sogar als wirtschaftsfeindlich angesehen 
werden: 

• Spätestens 30 Tage nach der Antragstellung teilt 
die Zollbehörde mit, ob die Voraussetzungen für 
die Annahme des Antrags erfüllt sind. 

• Spätestens nach 120 Tagen muss die Behörde eine 
Entscheidung treffen. 

• Eine Verlängerung der vorgenannten Frist um 
weitere 30 Tage ist möglich. 

Aufgrund der fast vollständig elektronischen 
Arbeitsumgebung zwischen den 
Wirtschaftsbeteiligten und der Verwaltung sollte 
eine schnellstmögliche Entscheidung von Seiten der 
Zollbehörden getroffen werden. Die 120 Tage 
sollten nicht die Maximalfrist darstellen. 

 

 

Verordnung (EU) Nr. 575/2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute (CRR)  

Richtlinie 2013/36/EU über den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die  
Beaufsichtigung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen (CRD)  

Durch die Kapitaladäquanzverordnung und Eigenkapitalrichtlinie werden Regelungen betreffend 
Eigenkapitalanforderungen, Risikomanagement und Aufsichtsprozesse für Banken getroffen.  

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Aufgrund der laufenden Änderungen der 
internationalen Vorgaben (Basel) wurden die 
europarechtlichen Regelungen seit 2008 mehrfach 
überarbeitet und angepasst. Die Kommission wird in 
den Rechtakten auch zur Erlassung von delegierten 
Verordnungen ermächtigt und die Aufsichtsbehörden 
zur Ausarbeitung von Leitlinien beauftragt. Dies hat zu 
einer ungeheuren Zunahme an Vorschriften geführt 

Verschlankung des europäischen Kapitalrahmens: 

o Der europäische Kapitalrahmen soll überprüft 
werden, um doppelte Anforderungen zwischen 
Säule 1 und Säule 2 (einschließlich 
diskretionärer Aufschläge) zu beseitigen. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02013R0952-20221212
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52023PC0258&qid=1777292258371
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02013R0575-20260101
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:32013L0036
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(über 90.000 Seiten und mehr als 1.600 Dokumente, 
Quelle: Measuring the volume of EU financial 
regulation).  

Es ist auch zu beobachten, dass wichtige 
Jurisdiktionen wie die USA und UK von einer 
gänzlichen Umsetzung des letzten Pakets der Basler 
Vorgaben absehen. Dies könnte zu einem 
Wettbewerbsnachteil von europäischen Banken 
gegenüber international tätigen Banken werden. 
Details dazu finden sich in dem gemeinsamen Bericht 
von Europäischen Interessensvertretungen aus dem 
Finanzbereich “Less is More: Streamlining Banking 
Regulation in Europe”.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

o Die drei Elemente des Eigenkapitals (Core 
Equity Tier-1 (CET1), Additional Tier-1 (AT1) 
und Tier-2 (T2)) sollen beibehalten werden. 

o Das Niveau des Output Floors soll eingefroren 
werden. 

o Die Übergangsregelungen (insbesondere zu 
„unrated corporates“) sollen in das Dauerrecht 
übernommen, nicht-diskretionär gestaltet und 
auf Banken mit Standardansatz ausgeweitet 
werden. 

Vereinfachung des makroprudenziellen Rahmens 
für Banken: 

Ein zentrales Beispiel für Komplexität infolge von 
EU-Regulierungsvorgaben, die über internationale 
Standards hinausgehen, ist der Systemrisikopuffer 
(SyRB) als EU-Sonderweg („Gold Plating“). Dieses 
Instrument verkompliziert die Kapitalplanung der 
Banken und wirkt einer Konsolidierung im 
Binnenmarkt entgegen. Zudem macht die EU 
umfangreichen Gebrauch vom O-SII-Puffer (für 
andere systemrelevante Institute), obwohl rund 
90 % der weltweit systemrelevanten Banken 
außerhalb der EU – in den USA oder China – ansässig 
sind. Folgende Maßnahmen sollten überlegt 
werden:  
o Abschaffung des Systemrisikopuffers (SyRB) 
o Überprüfung der Identifikation des 

O-SII-Puffers, um Doppelungen zwischen 
O-SII- und G-SII-Puffern zu beseitigen 

o Abschaffung des O-SII-Puffers oder Begrenzung 
auf 1 % 

o Ermöglichung eines positiv neutralen 
antizyklischen Kapitalpuffers (CCyB) oder 
Begrenzung auf 1 % 

Handelsfinanzierungen:  

Die USA und UK haben – zumindest vorübergehend – 
die Umsetzung der Basel 3.1-Regeln ausgesetzt. 
Auch in Europa sollte überlegt werden Anpassungen 
vorzunehmen (u.a. dauerhafte Überführung der 
Übergangsregelung in Art. 495d und damit 
Beibehaltung eines Kreditkonversionsfaktors, 
Verschiebung des Inkrafttretens der RTS auf 
frühestens 1. Januar 2027, …). 

Operationelles Risiko: 

Die Entwürfe der EBA zu Regulatorischen Standards 
stützen sich auf starre bilanzielle Definitionen zur 
Berechnung des Business Indicators und binden 
damit Kapital über das Mandat der 
Level-1-Rechtsakte hinaus. Indem der Accounting 
Approach als Standard festgelegt und die Nutzung 
des Prudential Boundary Approach mit restriktiven 
Bedingungen versehen wird, schränken die 
Standards die im Level-1-Text ausdrücklich 
vorgesehene Flexibilität ein. Eine konsequente 
Orientierung an der Optionalität und 
Proportionalität des Level-1-Texts würde eine 

https://urldefense.com/v3/__https:/www.newfinancial.org/reports/measuring-the-volume-of-eu-financial-regulation__;!!PGotIvYIPIYeuQ!ThtPZPZrscSI5Ig4Sfv9Xf4aqeq17N94XUqd5Qh6X_j_ajC5hZ6dJaD5Oc_erO0XFDHEi-ZgQ0gXnf6QJiCiMLx2$
https://urldefense.com/v3/__https:/www.newfinancial.org/reports/measuring-the-volume-of-eu-financial-regulation__;!!PGotIvYIPIYeuQ!ThtPZPZrscSI5Ig4Sfv9Xf4aqeq17N94XUqd5Qh6X_j_ajC5hZ6dJaD5Oc_erO0XFDHEi-ZgQ0gXnf6QJiCiMLx2$
https://v3.globalcube.net/clients/eacb/content/medias/publications/eacb_studies/report_lessismore_fin.pdf
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effizientere Kapitalnutzung ermöglichen und die 
Wettbewerbsfähigkeit der EU stärken. 

Meldewesen und Offenlegungspflichten: 

Hier sollte der Datenaustausch zwischen den 
Behörden verbessert werden, um mehrfache 
Abfragen zu verhindern. Das gesamte Meldewesen 
sollte auf mögliche Vereinfachungen bzw. 
Doppelgleisigkeiten durchleuchtet werden. Bei 
Änderungen ist jedenfalls eine adäquate 
Umsetzungsfrist (12 Monate bzw. mindestens 6 
Monate) vorzusehen. Diese sollte erst mit Vorliegen 
sämtlicher Vorgaben (delegierter Rechtsakt sowie 
Instruktionen) zu laufen beginnen, da der 
delegierte Rechtsakt alleine nicht für die 
Implementierung der Vorgaben ausreicht.  

Proportionalität: 

Generell ist der aktuelle bankaufsichtsrechtliche 
Rahmen für kleinere Banken nicht ausreichend 
proportional ausgestaltet. Um diesem Umstand zu 
begegnen, sollten im Regulierungsrahmen eigene 
Kapitel für kleine und nicht komplexe Institute 
(Small and Non-Complex Institutions, SNCIs) 
eingeführt werden, um klarer herauszuarbeiten, 
wie die Vorschriften auf diese Institute 
anzuwenden sind. Darüber hinaus sollten auch 
andere Größenkategorien – wie etwa mittelgroße 
Institute – im Rahmen berücksichtigt werden, um 
sicherzustellen, dass dem Proportionalitätsprinzip 
über das gesamte Spektrum der Institute hinweg 
angemessen Rechnung getragen wird. 

Die Österreichische Hotel- und Tourismusbank GmbH 
(„OeHT“) wickelt die Tourismusförderung des Bundes 
ab. Anders als vergleichbare Förderbanken in anderen 
EU-Mitgliedstaaten unterliegt die OeHT jedoch den 
umfangreichen Vorgaben der CRD. 

Die OeHT soll in Art. 2 Abs. 5 Z 18 der CRD 
(genauso wie die OeKB AG und die OeEB AG) 
aufgenommen und wie Förderbanken in anderen 
EU-Mitgliedstaaten vom Anwendungsbereich der 
CRD ausgenommen werden. 

 

COM(2023)360 Vorschlag für eine Verordnung über einen Rahmen für den Zugang zu Finanzdaten 
(FiDA)  

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Die österreichische Finanzbranche unterstützt das Ziel 
einer souveränen europäischen Datenökonomie sowie 
die Stärkung der Verbraucher:innen und die Förderung 
von Innovation durch sichere und vertrauenswürdige 
Rahmenbedingungen. Die FiDA-Regulierung verfehlt 
diese Ziele in ihrer aktuellen Form und birgt zudem 
erhebliche strukturelle Risiken für das europäische 
Finanzökosystem, verbunden mit einer 
unverhältnismäßigen Belastung der Finanz- und 
Versicherungsbranche und ohne erkennbaren Nutzen 
für Verbraucher:innen oder europäische Märkte. 

Der FiDAR-Vorschlag muss grundlegend neu 
bewertet und dabei den von der Industrie 
geäußerten Bedenken insbesondere zu den 
Bedürfnissen des Marktes, sowie dem Ergebnis des 
Digital Omnibus zum Data Acquis gebührend 
Rechnung getragen werden. Sollten die Bedenken 
nicht in substanzieller Weise ausgeräumt werden, 
sollte ein Rückzug des Vorschlags ernsthaft in 
Betracht gezogen werden. 

Gerade im Hinblick auf die politischen Prioritäten 
auf europäischer Ebene sowie der laufenden 
Initiativen der Kommission zu Bürokratieabbau und 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex%3A52023PC0360
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Aufgrund struktureller Mängel – darunter ungeklärte 
Haftungsfragen, Datenschutz-, Cyber- und 
operationelle Risiken sowie hohe Kosten und 
erhebliche Komplexität bei zugleich nur schwer 
erkennbarem Nutzen –, die trotz 
Vereinfachungsvorschlägen nicht behoben werden 
konnten, bleibt die Zurückziehung der FiDA-Initiative 
der einzig wirksame Schritt, um Verbraucher:innen zu 
schützen und die Ziele digitaler Souveränität und 
regulatorischer Vereinfachung zu wahren. Es zeichnet 
sich in den Trilogverhandlungen auch kein Fortschritt 
ab. Vor dem Hintergrund geopolitischer 
Unsicherheiten sowie zur Sicherung der 
Wettbewerbsfähigkeit Europas und des Schutzes 
sensibler Kund:innendaten plädieren wir daher noch 
nachdrücklicher für eine Rücknahme des FiDA-
Vorschlags. 

Vereinfachung erscheint es wesentlich, Projekte 
ohne erkennbaren Mehrwert für die europäischen 
Märkte – wie etwa FiDA – kritisch zu hinterfragen 
und nicht weiterzuverfolgen. Zu diesem klaren Kurs 
sollten sich die EU-Kommission und alle relevanten 
Entscheidungsträger bekennen. 

 

Für europäische Finanzdienstleister bietet FiDA keinen 
erkennbaren Mehrwert. Ein Vorteil wäre lediglich für 
große, vor allem US-amerikanische Tech-Unternehmen 
gegeben, die den europäischen Markt damit 
überschwemmen könnten. Zudem wäre die Umsetzung 
mit erheblichem bürokratischem Aufwand verbunden 
und technisch sehr kostenintensiv, sodass sie für 
kleinere Unternehmen wie beispielsweise 
Wertpapierfirmen mit wenigen Mitarbeitern, kaum 
realisierbar wäre. 

Vorsehen einer Ausnahme im Anwendungsbereich 
für Klasse 3-Wertpapierfirmen 

 

Verordnung (EU) 2022/2554 über die digitale operationale Resilienz im Finanzsektor (DORA) 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Während NIS2 nur für große, systemrelevante 
Unternehme gilt, gilt die Verordnung (EU) 2022/2554 
(DORA) auch für sehr kleine Wertpapierfirmen, die in 
keiner Weise zur Resilienz des europäischen 
Finanzsektors beitragen bzw. die diese nicht im 
Geringsten gefährden können. 

DORA sieht für Kleinstunternehmen vor, dass diese 
bestimmte Anforderungen nicht erfüllen müssen. 
Kleinstunternehmen haben im Zusammenhang mit der 
Erfüllung der Vorgaben einen sehr hohen Umsetzungs- 
und Compliance-Aufwand, obwohl diese nicht 
systemrelevant sind und für die Resilienz des 
Finanzsektors keinen Beitrag leisten. 

Mit dem Artikel 4 DORA wird der Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit normiert, jedoch wird dieser bei 
Kleinstunternehmen dennoch von den 
Aufsichtsbehörden eng ausgelegt, sodass der Aufwand 
hoch bleibt.  

Vorsehen einer gänzlichen Ausnahme für 
Kleinstunternehmen im Anwendungsbereich (Artikel 
2 Abs 3). Eine vergleichbare Ausnahme sieht DORA 
in Artikel 2 Abs 3 lit e) für Versicherungsvermittler, 
Rückversicherungsvermittler und 
Versicherungsvermittler in Nebentätigkeit, bei 
denen es sich um Kleinstunternehmen oder kleine 
oder mittlere Unternehmen handelt, vor.  

 

  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02022R2554-20221227&qid=1778267070396
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Verordnung (EU) 2023/1114 über Märkte für Kryptowerte (MiCAR) 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Die Vorgaben der Verordnung (EU) 2023/1114 (MiCAR) 
(Art. 53 ff.) schaffen hohe Eintrittsbarrieren für 
kleinere Anbieter. Umfangreiche Anforderungen an 
Zulassung, Kapital und Compliance verursachen 
erheblichen Aufwand und Kosten, die vor allem Start-
ups schwer tragen können. Dies kann Wettbewerb und 
Innovation im europäischen Kryptomarkt einschränken. 

Einführung eines vereinfachten Zulassungsregime 
für kleine Anbieter. Dieses könnte reduzierte 
Anforderungen an Eigenkapital, Berichts- und 
Compliancepflichten sowie vereinfachte 
Genehmigungsverfahren vorsehen, ohne den 
Anlegerschutz wesentlich zu beeinträchtigen. Dies 
würde insbesondere Start-ups erleichtern, in den 
Markt einzutreten, und gleichzeitig Innovation und 
Wettbewerb im Finanzsektor zu fördern. 

 

Richtlinie 2014/65/EU über Märkte für Finanzinstrumente (MiFID II) 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Die Regelungen in Art. 24 Abs. 4 und 5 der Richtlinie 
2014/65/EU (MiFID II) führen in der Praxis zu einem 
erheblichen Dokumentations- und 
Informationsaufwand für Finanzdienstleister. 
Insbesondere bei standardisierten Finanzprodukten, 
die sich durch eine geringe Komplexität und hohe 
Vergleichbarkeit auszeichnen, erscheint der Umfang 
der vorgeschriebenen Informationspflichten oft 
unverhältnismäßig. Die Pflicht zur detaillierten 
Offenlegung von Kosten, Gebühren sowie 
produktspezifischen Merkmalen erfordert 
umfangreiche administrative Prozesse und bindet 
personelle sowie technische Ressourcen. 

Einführung eines vereinfachten 
Informationsformats (z.B. 1-Seite-Kurzinfo) und 
Wegfall mehrfacher Aufklärung bei 
Bestandskunden. 

 

Verordnung (EU) 2024/1624 Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems 
für Zwecke der Geldwäsche 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Die Artikel 19 bis 21 betreffen insbesondere die hohen 
Anforderungen an KYC- und Sorgfaltspflichten. Dies 
führt zu einem erheblichen administrativen Aufwand 
für die betroffenen Verpflichteten. 

Praxisorientierte Umsetzung durch die delegierten 
Rechtsakte der EU-Kommission und die zuständigen 
Behörden. 

 

Richtlinie (EU) 2016/97 über Versicherungsvertrieb (IDD) 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Die im Rahmen der Richtlinie (EU) 2016/97 (IDD) 
vorgesehene Zielmarktprüfungspflicht führt in der 
Praxis zu erheblichem administrativem Aufwand ohne 
erkennbaren Mehrwert. Bei vielen Standardprodukten 
sind die Zielmärkte trivial und offensichtlich (z.B. 

Für einfache, selbsterklärende Produkte sollte die 
Zielmarktprüfung entfallen oder stark vereinfacht 
werden, während sie auf komplexe Produkte 
fokussiert bleibt. Dadurch wird auch die 
Beratungsqualität gestärkt. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02023R1114-20240109
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02014L0065-20250117
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=CELEX:32024R1624
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02016L0097-20241009
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Ablebensrisikoversicherung für lebende Personen, 
Fahrraddiebstahlversicherung für Fahrradbesitzer, 
Haushaltsversicherung für Personen mit Wohnung oder 
Haus). Dennoch müssen Vermittler diese 
Offensichtlichkeiten prüfen und dokumentieren, was 
zu unnötiger Bürokratie, Zeitverlust und einer 
Verlagerung des Fokus von Beratung hin zu formalen 
„Häkchenprozessen“ führt. Gleichzeitig wird implizit 
unterstellt, dass Verbraucher Produkte für nicht 
vorhandene Risiken abschließen könnten, was 
realitätsfern erscheint. 

 

Verordnung (EU) 2019/2088 über nachhaltigkeitsbezogene Offenlegungspflichten 
im Finanzdienstleistungssektor (Offenlegungsverordnung)  

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Die verpflichtende Aufklärung über nachhaltige 
Produkte führt zu zusätzlichem Beratungsaufwand, 
obwohl viele Kunden kein aktives Interesse an 
„grünen“ Investments haben. Dadurch entstehen 
unnötige Zeit- und Kostenbelastungen für Vermittler 
und Kunden ohne erkennbaren Mehrwert. 

Die Pflicht zur Aufklärung von Kunden über 
nachhaltige Produkte sollte entfallen. Vermittler 
sollen entsprechende Informationen weiterhin 
freiwillig oder bei konkreter Nachfrage durch den 
Kunden bereitstellen können. 

Der Vorschlag der Kommission für Änderungen der 
Offenlegungsverordnung (COM(2025) 841), 
Finanzberater vom Anwendungsbereich der SFDR 
auszunehmen, wird daher begrüßt. 

 

WEITERE EU-RECHTSVORSCHRIFTEN 

Verordnung (EU) 2024/3015 Verbot von in Zwangsarbeit hergestellten Produkten 
auf dem Unionsmarkt 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Diese Verordnung ist seit Dezember 2024 in Kraft und 
umfasst ein Verbot von Produkten, die unter 
Zwangsarbeit hergestellt wurden, ab dem 14. 
Dezember 2027. Dieses Verbot gilt für alle Produkte, 
die auf dem EU-Markt angeboten werden: sowohl für 
Produkte, die in der EU für den Binnenmarkt oder für 
den Export hergestellt werden, als auch für 
importierte Waren. Sie ist daher für jedes 
Unternehmen (keine KMU-Ausnahme!) relevant, das 
Waren auf dem EU-Markt in Verkehr bringt und deckt 
somit alle Sektoren und Industrien ab. 

Dieses Verbot wird sich auch indirekt auf Unternehmen 
in der gesamten Lieferkette auswirken, insbes. auf 
solche, die in Sektoren und Regionen tätig sind, die als 
stärker von Zwangsarbeit bedroht gelten. 

Die Bedingungen, die in dieser Verordnung geregelt 
werden, liegen in den meisten Fällen außerhalb der 
direkten Kontrolle von EU-Unternehmen. Aufgrund der 

Eine ausdrückliche Ausnahme für KMU ist 
erforderlich. 

Aufnahme einer Liste von Partnerländern, die 
explizit von der Verordnung ausgenommen sind, in 
einen Anhang der Verordnung (wie z.B. bei EU-
Sanktionen in Bezug auf "No re-export to 
Russia/Belarus Clauses“ (Artikel 12g in Verbindung 
mit Anhang VIII der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 
in der geänderten Fassung / Artikel 8g in 
Verbindung mit Anhang Vba der Verordnung (EG) 
Nr. 765/2006 in der geänderten Fassung)). 

Klarere Formulierung in Bezug auf den Import von 
Rohstoffen, Vormaterialien, idealerweise mit einer 
Ausnahme vom Anwendungsbereich. 

Klarstellung, dass die Verordnung auf im Lager 
befindliche Produkte keine Anwendung findet und 
dass der Wirtschaftsakteur daher die folgenden 
Maßnahmen im Falle eines Verbotes eines 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02019R2088-20240109
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52025PC0841&qid=1777034486100
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32024R3015&qid=1745838246750
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komplexen globalen Lieferketten können Unternehmen 
nicht alle Umwelt- oder Arbeitsbedingungen in Bezug 
auf ihre Produkte überprüfen.  

Unternehmen, unabhängig von ihrer Größe, müssen 
innerhalb von 30 Arbeitstagen eine Antwort bei der 
zuständigen Behörde einreichen. Um diesen 
Anforderungen nachzukommen oder um zu vermeiden, 
dass die zuständige Behörde den Verkauf, den Import 
oder den Export des Produkts verbietet, müssen 
Unternehmen daher trotz der Komplexität der 
Lieferketten im Vorfeld sicherstellen, dass sie 
gegebenenfalls nachweisen können, dass das Produkt 
nicht unter Zwangsarbeit hergestellt wurde. Dies stellt 
KMU, insbesondere Kleinst- und Einzelunternehmen, 
vor große Herausforderungen, da diese nicht über die 
gleichen personellen Ressourcen verfügen wie größere 
Unternehmen, die über eine eigene Rechtsabteilung 
verfügen können, um die Einhaltung aller 
Nachhaltigkeitsvorschriften zu überwachen. 

Produktes nicht durchführen muss:  
1) Verbot des Inverkehrbringens oder der 
Bereitstellung,  
2) Rücknahme der bereits in Verkehr gebrachten 
oder bereitgestellten Produkte vom Unionsmarkt 
oder  
3) Zurückziehen der betreffenden Produkte aus 
dem Verkehr. 

 

Verordnung (EU) 2018/644 über grenzüberschreitende Paketzustelldienste 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Artikel 4: Bereitstellung von Informationen 

(3) Bis zum 30. Juni jeden Kalenderjahres übermitteln 
alle Paketzustelldienstanbieter der nationalen 
Regulierungsbehörde des Mitgliedstaats, in dem sie 
niedergelassen sind, folgende Informationen, es sei 
denn, die nationale Regulierungsbehörde hat diese 
Informationen bereits angefordert und erhalten: 

b) die Anzahl der Personen, die während des 
vorausgegangenen Kalenderjahres für sie tätig und an 
der Erbringung der Paketzustelldienste in dem 
Mitgliedstaat, in dem die Anbieter niedergelassen 
sind, beteiligt waren, und zwar aufgeschlüsselt nach 
der Anzahl der Personen nach Beschäftigungsstatus, 
insbesondere nach Voll- und Teilzeitarbeitskräften, 
vorübergehend Beschäftigten und Selbstständigen; 

Artikel 4 Absatz 3 Buchstabe b) streichen 

Für die Zwecke der Verordnung ist die 
Bereitstellung dieser Informationen nicht 
erforderlich. 

 

Richtlinie 2006/123/EG über Dienstleistungen im Binnenmarkt 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Die nationalen Behörden erlassen nach wie vor 
nationale Vorschriften über Dienstleistungen ohne die 
Möglichkeit einer vorherigen Überprüfung. Dies trägt 
wesentlich zur Schaffung neuer Hindernisse im 
Binnemarkt bei. Da der jüngste Versuch, das 
Notifzierungsverfahren für Dienstleistungen zu 
reformieren, am Widerstand einiger Mitgliedstaaten 
scheiterte, ist ein neuer Ansatz erforderlich. 

Ein Ex-ante-Überprüfungsverfahren würde die 
Transparenz bei der nationalen Umsetzung der 
Dienstleistungsrichtlinie erhöhen und damit die 
Einführung protektionistischer Maßnahmen und des 
sogenannten "Gold-Plating" erschweren. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1700570455176&uri=CELEX%3A32018R0644
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32006L0123&qid=1746434749961
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COM(2026)100 Vorschlag für einen Industrial Accelerator Act (IAA)  

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Der Industrial Accelerator Act (IAA) verfolgt das Ziel, 
industrielle Kapazität in strategischen Sektoren zu 
stärken und gleichzeitig die Dekarbonisierung der 
europäischen Industrie zu beschleunigen.  

Zu diesem Zweck sieht der Verordnungsvorschlag 
insbesondere Maßnahmen zur Beschleunigung von 
Genehmigungsverfahren, zur Reduktion 
administrativer Hürden sowie zur Digitalisierung und 
Effizienzsteigerung behördlicher Prozesse vor. 
Hintergrund ist die zutreffende Feststellung, dass 
langwierige, fragmentierte und komplexe 
Genehmigungsverfahren ein wesentliches Hemmnis für 
Investitionen in industrielle Transformationsprojekte 
darstellen und deren Skalierung erheblich verzögern. 

Allerdings beschränkt sich der Anwendungsbereich des 
IAA derzeit auf ausgewählte strategische Sektoren, 
insbesondere energieintensive Industrien, Netto-Null-
Technologien. Beispielsweise wird die Entsorgungs- 
und Recyclingwirtschaft demgegenüber nicht 
ausdrücklich als strategischer Industriesektor 
anerkannt. Recycling stellt einen zentralen Baustein 
für die Dekarbonisierung industrieller 
Wertschöpfungsketten dar, da durch den Einsatz von 
Sekundärrohstoffen sowohl Energieverbräuche als auch 
Treibhausgasemissionen signifikant reduziert werden 
können. Zugleich leistet die Kreislaufwirtschaft einen 
wesentlichen Beitrag zur Verringerung externer 
Abhängigkeiten und zur Stärkung der Resilienz 
europäischer Lieferketten. 

 

Verfahrensbeschleunigung sollte die gesamte 
Wertschöpfungskette abdecken 

Die im IAA vorgesehenen Verfahrens-
beschleunigungen sollten so ausgestaltet werden, 
dass nicht nur eng definierte Kernsektoren, 
sondern möglichst viele funktional relevante 
Industrieprojekte entlang strategischer 
Wertschöpfungsketten profitieren können. Das 
betrifft insbesondere vor- und nachgelagerte 
Produktionsstufen, industrielle Zulieferer, 
Recycling- und Kreislaufwirtschaftsaktivitäten 
sowie sonstige Industrieprojekte, soweit sie für die 
Resilienz, Dekarbonisierung und Skalierung 
strategischer Industrien wesentlich sind. 

Zwar definiert Art. 3 „industrial manufacturing 
projects“ derzeit als Bau, Umrüstung oder 
Erweiterung von Industriestandorten im Bereich 
NACE C, mit Ausnahme von C12. Für industrielle 
Dekarbonisierungs- und Transformationsprojekte 
sind jedoch häufig auch projektbezogene 
Vorleistungen, Infrastrukturanbindungen, 
Netzanschlüsse, Recycling- und 
Kreislaufwirtschaftsaktivitäten oder sonstige 
funktional notwendige Zulieferelemente 
entscheidend. Soweit solche Elemente für die 
Realisierung des Industrieprojekts erforderlich sind 
und nicht bereits durch andere EU-Rechtsakte wie 
den NZIA oder den CRMA erfasst werden, sollten 
die IAA-Verfahrensregeln klare Schnittstellen, 
koordinierte Fristen und eine möglichst 
weitgehende Einbeziehung in die beschleunigte 
Genehmigungslogik vorsehen.  

 

Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 über kosmetische Mittel  

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Diese Verordnung legt Regeln fest, die bei allen auf 
dem Markt bereitgestellten kosmetischen Mitteln 
einzuhalten sind, um das Funktionieren des 
Binnenmarkts und ein hohes Schutzniveau für die 
menschliche Gesundheit zu gewährleisten. 

Die Anforderungen der Kosmetikmittelverordnung 
(CPR), wie z.B. die Umsetzung von Kennzeichnungs-
pflichten oder Sicherheitsbewertungen, stellen für 
viele KMU und Kleinstunternehmen eine 
Herausforderung dar, da sie arbeitsintensive, zeit- und 
kostenintensive Schritte zur Herstellung dieser 
Produkte erfordern. Eine Reduzierung des 

Die Kennzeichnung von Kosmetikprodukten sollte 
für die digitale Umsetzung, z.B. über QR-Codes, vor 
allem bei Platzmangel geprüft werden. In der 
Verordnung könnte festgelegt werden, welche 
Kennzeichnungselemente sich auf dem Produkt 
befinden müssen und welche bei Platzmangel 
online gelesen werden können. 

Darüber hinaus sollten weitere Vereinfachungen 
angestrebt werden, wie z.B. die Möglichkeit einer 
vereinfachten Produktinformationsdatei/ 
Sicherheitsbewertung. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52026PC0100&qid=1779198309268
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02009R1223-20260501
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bürokratischen Aufwands für kleine Unternehmen, 
insbes. in Bezug auf Sicherheitsbewertungen, 
Dokumentations- und Kennzeichnungspflichten ist 
notwendig. Darüber hinaus sollten 
Entlastungsmaßnahmen für Kleinserien und 
handgefertigte Produkte geprüft werden, um 
traditionelles Handwerk und Produktvielfalt zu 
schützen. Ziel sollte es sein, die Sicherheit der 
Verbraucher zu verbessern und gleichzeitig die Kosten 
und den bürokratischen Aufwand in der Produktion zu 
reduzieren. 

 

„Frühstücks-Richtlinie“ (EU) 2024/1438  
zur Änderung der Richtlinien des Rates 2001/110/EG über Honig, 2001/112/EG über Fruchtsäfte und 
bestimmte gleichartige Erzeugnisse für die menschliche Ernährung, 2001/113/EG über Konfitüren, 
Gelees, Marmeladen und Maronenkrem für die menschliche Ernährung und 2001/114/EG des Rates über 
bestimmte Sorten eingedickter Milch und Trockenmilch für die menschliche Ernährung 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Obligatorische Angabe aller Herkunftsländer der 
Früchte für Konfitüren und der für Fruchtsäfte 
verwendeten Früchte 

Bis zum 14. Juni 2027 soll eine Machbarkeitsstudie 
durchgeführt werden (Folgenabschätzung durch die 
Europäische Kommission). 

Eine solche Herkunftskennzeichnung ist für die 
österreichische Fruchtsaft- und Konfitürenindustrie 
aufgrund der daraus resultierenden Komplexität weder 
technisch noch wirtschaftlich machbar und wird daher 
von der Branche strikt abgelehnt. 

Keine verpflichtende Angabe der Herkunftsländer 
für Konfitüren und Fruchtsäfte. 

Die vorhergehende Regelung sollte beibehalten 
werden: Erzeuger können freiwillig die Herkunft 
der Früchte in Konfitüren und Fruchtsäften 
angeben. 

 

Verordnung (EWG) Nr. 315/93 zur Festlegung von Verfahren für Kontaminanten 
in Lebensmitteln 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Auf EU-Ebene wird kontinuierlich die Einführung 
neuer, strengerer Grenzwerte für Kontaminanten 
beobachtet, deren Risikopotenzial nicht abschließend 
belegt werden kann. Eine zusätzliche Herausforderung 
für lebensmittelproduzierende Betriebe sind die 
variierenden Grenzwerte für Rohstoffe und die daraus 
entstehenden Endprodukte.  

Wissenschaftlich fundierte, nachvollziehbare 
Bewertungen sind als jeweilige Grundlage 
erforderlich. Die Grenzwerte für Kontaminanten 
sollten nur bei tatsächlich nachgewiesenen Risiken 
und Notwendigkeit gesenkt werden. Dabei muss der 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit beachtet 
werden. 

 

Verordnung (EU) 2024/3190 über die Verwendung von Bisphenol A (BPA) 
und anderen Bisphenolen (BPA-VO) 

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32024L1438&qid=1745840618722
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A01993R0315-20090807
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02024R3190-20260223
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Anfang 2025 wurde das Verbot der gezielten 
Verwendung von Bisphenol A (BPA) und weiterer 
spezifischen Bisphenole in 
Lebensmittelkontaktmaterialien per EU-Verordnung 
eingeführt, wobei Art. 11 und 12 der Verordnung 
entsprechende Übergangsfristen vorsehen. Im 
Dezember 2025 wurden Leitlinien C/2025/6721 der 
EU-Kommission zur Durchführung veröffentlicht. 

Nichtsdestotrotz bestehen Schwierigkeiten bei der 
rechtlichen Auslegung der Vorschriften, insbesondere 
bei Konformitätserklärungen. Den in der Verordnung 
genannten Materialien, einschließlich Gegenständen 
aus mehreren Materialien, muss eine 
Konformitätserklärung beigefügt sein, auch wenn im 
Herstellungsprozess kein BPA verwendet wurde (vgl. 
Art. 8 iVm Anhang III). Das bedeutet beispielsweise, 
dass für Druckfarben und andere Materialien, die in 
den Anwendungsbereich der Verordnung fallen und als 
Lebensmittelkontaktmaterialien und/oder als Teil 
eines fertigen Lebensmittelkontaktgegenstands 
Verwendung finden sollen, eine Konformitätserklärung 
vorliegen muss. Die daraus entstehenden fertigen 
Lebensmittelkontaktgegenstände aus mehreren 
Materialien oder Schichten müssen ebenfalls von einer 
Konformitätserklärung begleitet werden (s. dazu Frage 
25 der Leitlinien der EU-Kommission). 

Insbesondere die (nicht rechtsverbindlichen) 
Ausführungen der EU-Kommission, dass auch die 
Nichtverwendung von BPA mittels 
Konformitätserklärung ausgewiesen werden muss, 
führt zu einem unverhältnismäßigen bürokratischen 
Aufwand für alle Beteiligten in den einschlägigen 
Wertschöpfungsketten. Zudem wird damit ein 
Paradigmenwechsel angestoßen, der „frei 

von“‑Hinweise auf Produkten erforderlich macht und 
dadurch das Prinzip der Konformitätserklärung 
untergräbt. 

Um die bürokratischen Vorgaben zu vereinfachen, 
sollte die verpflichtende Dokumentation der 
Nichtverwendung von BPA und weiteren 
Bisphenolen mittels Konformitätserklärung auf EU-
Ebene abgeschafft werden.  

Bis dahin wird eine pragmatische Lösung im Vollzug 
der Verordnung durch die nationalen Behörden 
gefordert.  

 

Verordnung (EU) 2017/745 über Medizinprodukte (MDR)    

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Die strengen Vorschriften der Verordnung (EU) 
2017/745 über Medizinprodukte (MDR) sind 
insbesondere für Hersteller von Sonderanfertigungen 
und KMU unverhältnismäßig und überschießend. Diese 
stellen einen sehr hohen bürokratischen und 
kostenintensiven Mehraufwand für die Unternehmen 
dar, welcher an den Unternehmen zur Gänze hängen 
bleibt. 

Die WKÖ begrüßt die in COM(2025)1023 
vorgeschlagenen Änderungen der EU Verordnungen zu 
Medizinprodukten (MDR) und In-vitro-Diagnostika 
(IVDR). Obwohl die Bemühungen der EU-Kommission 
erkennbar sind, den administrativen Aufwand zu 

Ausnahme der Sonderanfertiger von klinischen 
Bewertungen und Risikomanagement 

Für jede einzelne Sonderanfertigung eine klinische 
Bewertung durchzuführen und ein 
Risikomanagement zu etablieren, ist in der Praxis 
kaum bewältigbar und steht außer jedem 
Verhältnis zu einem möglichen Nutzen.  

Erleichterungen bei der Überwachung nach dem 
Inverkehrbringen 

Die Pflichten zur Überwachung nach dem 
Inverkehrbringen stellen für Sonderanfertiger und 
KMU einen unverhältnismäßigen Aufwand dar. Da 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52025XC06721&qid=1776761949998
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=CELEX:32017R0745
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52025PC1023
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verringern und Klarheiten zu schaffen, besteht aus 
WKÖ-Sicht weiterhin Anpassungsbedarf. 

gerade diese Unternehmen sehr gute 
Kundenbeziehungen pflegen, ist durch diese 
Pflichten kein zusätzlicher Nutzen für den Schutz 
der Konsumten:innen bzw. Patient:innen gegeben. 

Qualitätsmanagementsysteme (QMS) 

Hohe, laufende Kosten für KMU; unkonkrete 
Anforderungen schaffen Rechtsunsicherheit. 

Ausnahme von KMU betreffend die Verpflichtung 
ein QM-System zu etablieren 

Für KMU ist die Etablierung eines 
Qualitätsmanagementsystems mit sehr hohen 
wiederkehrenden Kosten verbunden. In den 
meisten Fällen müssen eigene Mitarbeiter:innen 
dafür angestellt werden oder es müssen teure 
externe Dienstleistungsunternehmen beauftragt 
werden. Die Kosten dafür können weder auf die 
Konsument:innen bzw. Patient:innen noch auf die 
Sozialversicherungsträger übergewälzt werden, da 
diese alle mit der massiven Teuerung zu kämpfen 
haben.  

Weiters braucht es klar definierte, 
verhältnismäßige QMS-Anforderungen, um 
Rechtssicherheit zu gewährleisten. 

Lieferunterbrechungen (Art. 10a) 

Unklarer Meldeumfang, Frequenz und Umgang mit 
vertraulichen Daten; Gefahr zusätzlicher nationaler 
Lasten 

Der konkrete Umfang der von den Unternehmen 
bereitzustellenden Informationen, einschließlich 
Meldefrequenz und Umgang mit vertraulichen 
Unternehmensdaten, bleibt weiterhin unklar. Ohne 
ein harmonisiertes Datenschema drohen 
unterschiedliche nationale Anforderungen und 
zusätzlicher Verwaltungsaufwand, was Lieferketten 
zusätzlich belasten könnte. Daher bedarf es aus 
unserer Sicht einer Konkretisierung der zu 
meldenden Informationen und es sollte eine 
direkte Einbindung in EUDAMED erfolgen. 

„Well-established technology devices“ 

Im EK-Vorschlag bleibt der Begriff unklar; ungewiss, 
welche Produkte und ob generische Produktgruppen 
erfasst sind; keine klaren Verwaltungserleichterungen. 

Klare Definition des Anwendungsbereichs; 
Einbeziehung bewährter Produkte und ganzer 
generischer Gruppen; explizite 
Verwaltungsvereinfachungen (z. B. Befreiung von 
klinischer Bewertung/Risikomanagement). 

(Re-)Zertifizierung  

Der geltende fünfjährige Re-Zertifizierungszyklus stellt 
einen enormen Aufwand an Ressourcen für die 
Medizinprodukte-Branche dar. Die Aufhebung dieser 
maximalen Gültigkeitsdauer von Zertifikaten in 
Kombination mit der Einführung regelmäßiger, 
risikobasierter Überprüfungen durch die Benannten 
Stellen werden positiv gesehen. 

In Bezug auf die nun vorgesehenen Überprüfungen 
durch die Benannten Stellen muss jedoch 
gewährleistet werden, dass dieser Prozess planbar 
und strukturiert gestaltet wird und die Kosten im 
Vorhinein bekannt sowie angemessen sind. Nur 
durch eine klare Vorgabe dieser Prozesse kann die 
Umstellung die gewünschte Wirkung entfalten und 
eine erhebliche Reduktion des bürokratischen 
Aufwandes darstellen. 

Relabelling & Repackaging 

Bürokratie wird durch den neuen Vorschlag reduziert, 
aber fehlende Mindeststandards erzeugen 
Unsicherheit; unklare Abgrenzung zur 
Herstellerfiktion. 

Klare Mindeststandards für interne Prozesse, die 
die Korrektheit von UDI (Unique Device 
Identification), Kennzeichnung und 
Gebrauchsanweisung gewährleisten; präzisere 
rechtliche Abgrenzung nicht-herstellergleicher 
Tätigkeiten. 
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Verordnung (EU) 2025/941 über unternehmensbezogene Arbeitsmarktstatistiken 
der Europäischen Union  

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

In Art 6 (3) erweitert die Verordnung für die 
Verdienststrukturerhebung (VESTE) und für das auf der 
VESTE aufbauende geschlechtsspezifische 
Entgeltgefälle die statistische Grundgesamtheit um 
kleine Unternehmen mit höchstens 9 unselbständig 
Beschäftigten. Die damit verbundene Ausweitung der 
Meldepflicht widerspricht dem Ziel der EU-
Kommission, die Verwaltungskosten insbesondere für 
KMU zu senken. 

Rücknahme der Ausweitung der Grundgesamtheit 
auf die kleinen Unternehmen und so wie bisher 
Einschränkung der Erhebung auf Unternehmen mit 
mindestens 10 unselbständig Beschäftigten.  

 

 

Deleg. Verordnung (EU) 2021/2306 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2018/848 
über die ökologische/biologische Produktion 

Ein Unternehmen importiert Bio-Rohstoffe (z.B. Gewürze und Kräuter) aus einem Drittstaat. Für den Import 
benötigt es eine Bio-Kontrollbescheinigung. Dafür müssen bereits bei Transportbeginn im Ursprungsland alle 
Transportmittel im Vorhinein angegeben werden. Dies ist in der Praxis nicht möglich, da z.B. ein Container 
aus dem Drittstaat ca. 2-4 Monate unterwegs ist und es zu Schiffsumladungen kommen kann. Auch ist im 
Vorhinein nicht klar, welcher LKW den Container zum Unternehmen bringt.  

Problembeschreibung Vorschlag zur Vereinfachung/Bürokratieabbau 

Bei der Einfuhr von biologischen Erzeugnissen aus 
einem Drittstaat nach Österreich muss jede Sendung 
von ökologischen/biologischen Erzeugnissen von einer 
Kontrollbescheinigung (COI – Certificate of Inspection) 
begleitet sein. Diese Bescheinigung hat dem Muster 
und den Anweisungen im Anhang der Delegierten 
Verordnung (EU) 2021/2306 der EU-Kommission zu 
entsprechen. Diese delegierte Verordnung ergänzt die 
Verordnung (EU) 2018/848 durch Vorschriften über die 
amtlichen Kontrollen von zur Einfuhr in die Union 
bestimmten Sendungen von ökologischen/biologischen 
Erzeugnissen sowie über die Kontrollbescheinigung. 

Laut Feld 17 in der Kontrollbescheinigung müssen 
bereits bei Transportbeginn im Ursprungsland alle 
Transportmittel im Vorhinein angegeben werden (z.B. 
bei Flugzeugen die Flugnummer, bei Schiffen der 
Schiffsname, bei Straßenfahrzeugen die Kennzeichen). 

Die detaillierten Angaben im Feld 17 können in der 
Praxis zu Schwierigkeiten führen, da die konkreten 
Transportwege und -mittel nicht immer korrekt 
vorhergesehen werden können. Damit können Importe 
mit Unsicherheit und potentiellen Beanstandungen 
verbunden sein.  

Eine vollständige Aufzählung des Transportweges 
kann erst im Nachhinein erfolgen, da es sonst zu 
Beanstandungen bei der Importverzollung kommen 
kann. Diese Unsicherheit muss beseitigt und die 
delegierte Verordnung der Kommission geändert 
werden, um für die Unternehmen und die 
zuständigen Behörden eine praktisch umsetzbare 
Regelung zu schaffen. 

 

 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32025R0941
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02021R2306-20241202
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1781514397488&uri=CELEX%3A02018R0848-20250325
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